
Stadtforschung und Statistik 2 - 2014 1

EDITORIAL

Nach nun 13 Jahren als Redaktionsleiter von „Stadtforschung und Statistik“ gebe ich den Job in jün-
gere Hände. Ich danke denen, die sich an der Arbeit für diese Zeitschrift beteiligt haben. Besonders 
den Mitgliedern der Redaktion sowie Iris van Beek und Martina Goth vom Schibri-Verlag, die diese 
Zeitschrift mit großer Professionalität betreuten.

Meinen Nachfolgern – Hartmut Bömermann, Hermann Breuer und Ansgar Schmitz-Veltin – wünsche 
ich viel Glück und ebenfalls viel Spaß.

Martin Schlegel, Hagen

Das war’s!
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Neusprech

Deutschlands Jugend brauche 
vor den NSA-Aktivitäten keine 
Angst zu haben, sagt man, denn 
deren Grammatik sei Verschlüs-
selung genug.
Aber nicht nur die Jugend hat 
Sprachprobleme, wie das Foto 
zeigt. Kurz eingelegte Damen 
ab 12 Euro. Was soll ich mir da-
runter vorstellen?
Die Lösung: Das Schild wirbt für 
einen Friseur.
Der gleiche Friseur macht Ih-
nen – mir wohl weniger – Ras-
tazöpfe. Bei der Erstellung des 
Schilds hat der Werbemensch 
aufgepasst und versucht, kei-
nen Fehler zu machen. Die Re-
gel, dass man „Vater“ hinten 
mit „a“ spricht, aber mit „er“ 
schreibt, hat er bei den Zöpfen 
konsequent umgesetzt. Also ver-
spricht er Ihnen „Rasterzöpfe“.
Da sehen Sie aber komisch aus.

Martin Schlegel, Hagen

BEVOR DER ERNST BEGINNT
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Über Jahrzehnte hat sich die 
deutsche Kommunalstatistik 
erfolgreich auf ihr bewährtes 
System der Kleinräumigen Glie-
derung gestützt. Mit der Durch-
dringung zahlreicher Fachgebie-
te mit GIS-Technologie, mit dem 
Aufbau von vernetzten Geoda-
teninfrastrukturen, der Öffnung 
der öffentlichen Verwaltungen 
im Rahmen von Open Govern-
ment und dem geänderten Bun-
desstatistikgesetz zeichnen sich 
für die Zukunft tiefgreifende 
Veränderungen ab. Was könn-
ten diese mit sich bringen?

Mehr rasterbasierte
Statistiken
Rasterzellen als geeignete klein-
räumige Darstellungsform sta-
tistischer Dichtewerte finden 
sich bereits in statistischen 
Veröffentlichungen des 19. 
Jahrhunderts, insbesondere im 
skandinavischen Raum (Kaup/
Rieffel 2013). Insbesondere in 
den Bereichen Umweltmonito-
ring und Umweltplanung ge-
hören Rasterkarten seit vielen 
Jahren zu den unverzichtbaren 
Standards zur Darstellung von 
Dichtewerten.
Neben der Wirtschaft und der 
aktiven Zivilgesellschaft (Stich-
wort Open Data) reklamiert 
heute vor allem die Wissen-
schaft ihren vermehrten Bedarf 
an großräumig flächendecken-
den, kleinräumigen Statistik-
daten: „Viele raumbezogene 
Forschungen sind derzeit nicht 
möglich, weil die Datenlage 

Kleinräumige Kommunalstatistik – Ein Blick in die Zukunft 

Rasterbasierte Statistiken
Michael Haußmann, Stuttgart

oder Datenqualität mangelhaft 
ist. Daher ist die Bereitstellung 
eines umfassenden, flächende-
ckenden kleinräumigen Ange-
bots von wichtigen Geodaten 
erforderlich“ (RatSWD 2012: S. 
38). 
Als Reaktion auf diesen Nach-
fragedruck hat der Gesetzgeber 
das Bundesstatistikgesetz geän-
dert und der Bundes- und Län-
derstatistik ermöglicht, künftig 
Statistiken auf der Ebene von 
Hektarrastern dauerhaft zu 
speichern.

Nutzen rasterba-
sierter Statistiken 
Auch die deutsche Kommunal-
statistik kann in mehrerlei Hin-
sicht von rasterbasierten Statis-
tiken profitieren:
- Stadt-intern können raster-

basierte Dichtekarten bei-
spielweise als Grundlage 
verwendet werden, um ad-
ministrative Gebietseinhei-
ten neu zu schneiden.

- Mit Hilfe von Rasterstatis-
tiken sind Städtevergleiche 
auf Grundlage gleich großer 
Zellen möglich, insbesonde-
re sinnvoll bei der Segrega-
tionsanalyse. 

- Wird der Zugang zu (künftig) 
kleinräumig gespeicherten 
rasterbasierten Statistiken 
der Bundes- bzw. Länder-
statistik gewährt, können 
regionale Analysen durch-
geführt werden, z. B. in den 
wichtigen Bereichen Woh-
nungsmarkt und Mobilität.

- Gegenüber Dritten kann ein 
zusätzliches, standardisier-
tes Datenangebot der Kom-
munalstatistik entstehen.

Ergänzen, 
nicht ersetzen
Bei allen Vorzügen der rasterba-
sierten Statistik darf aber nicht 
vergessen werden, dass die 
Kleinräumige Gliederung wei-
terhin der wichtigere Raumbe-
zug in der Kommunalstatistik 
bleiben wird. Dieser Schluss 
lässt sich aus den folgenden 
Fakten schließen:
- Die Stadtpolitik und die 

Stadtverwaltung benötigen 
für ihre Arbeit in der Regel 
Daten zu bestimmten admi-
nistrativen oder statistischen 
Einheiten (z. B. Einwohner-
entwicklung in einem be-
stimmten Stadtteil).

- Die Bürger identifizieren sich 
mit „ihren“ Raumeinheiten 
(„ich wohne im Stadtteil 
…“), entsprechend berich-
tet die Presse.

- In vielen Städten liegen auf 
der Kleinräumigen Gliede-
rung basierende Statistiken 
in langen Zeitreihen vor. 
Diese können oftmals nicht 
verlustfrei in ein Gitternetz 
projiziert werden.

Gleichwohl besteht die Mög-
lichkeit, dass sich die rasterba-
sierte Statistik im Portfolio der 
kommunalstatistischen Ämter 
als zusätzliches Angebot etab-
liert.

Open Government

Wirtschaft und 
Wissenschaft
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Aufwand beim 
Aufbau 
Auch wenn sich der Nutzen ei-
nes rasterbasierten Datenbe-
stands schnell offenbart – der 
erforderliche Zusatzaufwand 
für Aufbau und Pfl ege muss 
vor dem Hintergrund chronisch 
knapper Personal- und Sachres-
sourcen in der Praxis auch ge-
stemmt werden können.
Zumindest einige größere Städ-
te haben in ihren abgeschotte-
ten Statistikstellen bereits GIS-
Kompetenz aufgebaut, wich-
tige Einzeldatenquellen wie 
beispielsweise das Meldere-
gister georeferenziert, anhand 
des vorgegebenen INSPIRE-
Standards ein Polygon-Fishnet-
Raster aufgebaut und dieses 
schließlich mit Daten gefüllt.
Aus Nutzersicht wäre es sicher-
lich wünschenswert, wenn sich 
auch der Raum zwischen diesen 
„Dateninseln“ entsprechend 
füllen würde. Vielleicht kön-
nen einzelne Regionalverbän-
de oder die Landkreise, die in 
der Vergangenheit erhebliches 
GIS-Know-How aufgebaut ha-
ben und an der Zensus-Durch-
führung maßgeblich beteiligt 
waren, in Zukunft die Rolle des 
kommunalen Datenproviders 
schlüpfen?
Auch das Thema Datenschutz 
bedarf weiterer Konkretisie-
rung, damit Datenbereitstel-
ler und Datennutzer Rechtssi-
cherheit erlangen können, oh-
ne übervorsichtig handeln zu 
müssen. Eine Überarbeitung 
des deutschen Datenschutz-

rechts mit dem Ziel, mehr Klar-
heit und Übersichtlichkeit zu er-
langen, wird vielfach gefordert. 
(u. a. RatSWD 2012: S. 49)

Gemeinsam 
zum Ziel?
Nachdem der Zensus 2011 den 
Kommunen für ihre Planungs-
aufgaben nicht den erforderli-
chen Kranz an fortschreibbaren 
feingranularen Daten erbracht 
hat, könnten die (künftig) von 
Bund und Ländern in kleinräu-
migen Rasterzellen gespeicher-
ten Daten zumindest teilweise 
für Ersatz sorgen. Vorausset-
zung ist ein entsprechend ein-
facher Zugang zu diesen neuen 
Datenbeständen.
Keinesfalls darf die veränderte 
gesetzliche Lage dazu führen, 
dass die Kommunen in eine 
passive, reaktive Rolle gedrängt 
werden, indem Dritten ein In-
formationsvorsprung gewährt 
wird (vgl. Ziekow 2013).  Viel-
mehr sollte darauf abgezielt 
werden, auf allen föderalen 
Ebenen gemeinsam am Aus-
bau einer möglichst leistungs-
fähigen deutschen Dateninfra-
struktur zu arbeiten. 
Wie kann dieser Weg gegangen 
werden? Wichtige Erkenntnis-
se auf dem Weg in die Zukunft 
der kleinräumigen Kommunal-
statistik sind aus dem durch die 
Europäische Union geförderten 
Urban Audit-Projekt „Zukunft 
der Raumbezüge in der Kom-
munalstatistik/Merging statis-
tics and geospatial information 
in Member States“ zu erwar-

ten. Im Rahmen von sechs Ar-
beitspaketen werden bis zum 
31.12.2015 praxisnahe Hand-
reichungen zu den folgenden 
Themen erarbeitet:
1. Adressbasierte Georeferen-

zierung
2. Fortschreibung von Statisti-

schen Raumeinheiten
3. Harmonisierung von  Statis-

tischen Raumeinheiten
4. Standardisierte Datensamm-

lung
5. INSPIRE/SDMX in der Kom-

munalstatistik
6. Web Anwendungen und 

Web Services in der Kom-
munalstatistik

Während der Projektlaufzeit 
sollen diese sechs Themen re-
gelmäßig auf die Tagesordnun-
gen verschiedener Städtestatis-
tik-Veranstaltungen genommen 
werden, sodass für alle Interes-
sierten die Möglichkeit zur akti-
ven Mitarbeit und zur konstruk-
tiven Diskussion besteht. 
„Man kann nicht in die Zu-
kunft schauen, aber man kann 
den Grund für etwas Zukünfti-
ges legen – denn Zukunft kann 
man bauen.“ 
Antoine de Saint-Exupéry 

Literatur
Kaup, S. & Rieffel, P. (2013): Rasterba-

sierte Regionalstatistik – ILS Trends 
2/2013.

RatSWD (2012): Georeferenzierung von 
Daten – Situation und Zukunft in der 
Geodatenlandschaft in Deutschland.

Ziekow, J. (2013): Föderale Informati-
onsbalance wahren – kommunale 
Selbstverwaltung sichern – Rechts-
gutachten zur Stellung der Städtes-
tatistik –, in: Verwaltungsarchiv 104. 
Band, Heft 4, S. 529 ff.

RASTERBASIERTE STATISTIKEN

Über Statistik:

Wer Informationen will,

darf vor Zahlen nicht 

zurückschrecken.

Zensus 2011

Dateninseln

Datenschutz
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Unter Stichworten wie „Open 
Data“ und „Open Government“ 
findet seit einiger Zeit eine in-
tensive Diskussion um die Öf-
fentlichkeit von Informationen 
und Daten statt. Entsprechende 
Wünsche von Seiten interessier-
ter Bürger oder von Seiten der 
Open Data Bewegung finden 
dabei gerade auf kommunaler 
Ebene ihre politische Entspre-
chung. Dies stellt neue Anfor-
derungen an die Kommunalsta-
tistik und verlangt nach passen-
den technischen  und adminis-
trativen Lösungen. Gleichzeitig 
ermöglichen damit einherge-
hende Entwicklungen auch eine 
Neupositionierung der Arbeit, 
die im Bereich der Kommunal-
statistik geleistet wird. Für den 
Bereich der Kommunalstatistik 
wurde diese Diskussion unter 
Anderem von Seiten des VDSt 
aufgegriffen und im Januar 
2013 zum Thema eines Work-
shops gemacht. Zeitlich vor-
gelagert bzw. parallel zur Dis-
kussion um „Open Data“ und 
„Open Government“ sind eine 
Vielzahl von Kommunen dabei, 
statistische Informationen in 
Informationsportalen für eine 
interessierte Öffentlichkeit vor-
zuhalten. Über entsprechende 
Ansätze u. a. Moers und Soest 
wurde an dieser Stelle bereits 
berichtet. Von besonderem Inte-
resse ist dabei das Ziel, kommu-
nale Daten in Form von thema-
tischen Karten zu visualisieren 
(Artikel Moers u. Soest). 
Die Stadt Freiburg im Breisgau 
ist von den genannten Entwick-

FR.ITZ und DUVA

Open Data in Freiburg
Sören M. Werner, Freiburg

lungen in mehrfacher Hinsicht 
betroffen:
Unter dem Namen FR.ITZ (FRei-
burg, Informationen, Tabellen, 
Zahlen) und auf der techni-
schen Basis des Informations-
managementsystems DUVA 
unterhält Freiburg seit 2004 
ein Informationsportal. Mit zu-
letzt rund 4.500 öffentlich an-
gebotenen Auswertungen und 
Datensätzen hat sich FR.ITZ zu 
dem zentralen Anlaufpunkt für 
die Stadt Freiburg betreffende 
Daten entwickelt. Ohne Wis-
sen und Zutun der Freiburger 
Verantwortlichen wurde dieses 
Informationsportal 2012 durch 
das Fraunhofer FOKUS Institut  
als Open Data Portal aufgefasst 
und im Rahmen einer durch das 
Bundesinnenministerium initi-
ierten Studie als eines von 10 
internationalen Best-Practice 
Beispielen benannt.1

2013 wurden die Themen „Open 
Data“ und „Open Government“ 
durch einen interfraktionellen 
Antrag in die offizielle politische 
Agenda des Gemeinderates der 
Stadt Freiburg aufgenommen. 
Durch die Kommunalstatistik 
konnte in diesem Zusammen-
hang sehr erfolgreich auf die 
Implementierung von FR.ITZ 
verwiesen werden. Gleichzei-
tig ergeben sich im Zusammen-
hang mit der Diskussion um die 
Themenbereiche „Open Data“ 
und „Open Government“ neue 
Anforderungen, denen sowohl 
inhaltlich, als auch organisato-
risch und technisch begegnet 
werden muss. Bisheriger Höhe-

punkt dieser Entwicklung war 
ein eintägiges Forum mit ca. 
140 TeilnehmerInnen, das mit 
Beteiligung bundesweit aktiver 
Fachleute und einer sehr interes-
sierten Freiburger Öffentlichkeit 
am 7. November 2013 stattfand.    
Freiburg setzt für seine Kom-
munalstatistik auf den Einsatz 
von KOSIS-Produkten und dabei 
insbesondere auf das Informati-
onsmanagementsystem DUVA. 
Als betreuende Stelle dieses Ge-
meinschaftsprojektes sieht sich 
die Stadt Freiburg deshalb mit 
in der Verantwortung, die tech-
nische Entwicklung des DUVA-
Systems so zu betreiben, dass 
an die Anforderungen von Open 
Data und Open Government an-
gepasste  Lösungen bereitge-
stellt werden, die sich auch wei-
terhin in die Struktur des DUVA-
Systems integrieren.
Wir nehmen dies zum Anlass, 
um aus Sicht der Stadt Freiburg 
den Sachstand der politischen 
und technischen Entwicklung 
vorzustellen und auszuloten, 
welche Anforderungen und 
Möglichkeiten sich hierbei für 
die Kommunalstatistik ergeben.

Ausgangslage
„Open Government“ und ins-
besondere „Open Data“ sind 
Themen, die gegenwärtig im 
gesellschaftlichen und politi-
schen Diskurs eine bedeutende 
Rolle einnehmen. Die wesent-
lichen Begriffe: Open Govern-
ment, Open Government Data 
und Open Data werden nicht 

Best-Practice

Neue Anforderungen
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immer deckungsgleich beschrie-
ben. Hinter den – schwierigen 
– Begrifflichkeiten verbirgt sich 
ein Leitbild, das Transparenz, 
Partizipation und Kooperation 
für und zwischen öffentlichen 
Stellen und der Bürgerschaft 
meint (Open Government). 
Der IT-Planungsrat, das politi-
sche Steuerungsgremium von 
Bund und Ländern, welches 
die Zusammenarbeit im Be-
reich der Informationstechnik 
koordiniert, definiert als Open 
Government Data die öffentlich 
verfügbare Bereitstellung von 
Datenbeständen, in der Regel 
als Rohdaten zur Nutzung, Wei-
terverwendung und Weiterver-
breitung. Ausgenommen sind 
schutzwürdige Daten. 
Durch Open Data soll die Basis 
für Transparenz, Partizipation 
und Zusammenarbeit erreicht 
werden: die Bereitstellung von 
Daten und Informationen soll 
eine informierte Beteiligung 
und Zusammenarbeit zwi-
schen öffentlichen Stellen und 
Bürgern sicherstellen. U. a. bei 
Bürgerbeteiligungsverfahren in 
Zusammenhang mit politischen 
Entscheidungen sollen die re-
levanten Basisdaten frühzeitig 
und im Zusammenhang veröf-
fentlicht werden. 
Die (Kommunal-)Statistik er-
wartet vor diesem Hintergrund 
einige Herausforderungen: Die 
Kriterien (der Sunlight-Foun-
dation) für Open Data lauten 
Vollständigkeit, Primärquellen, 
zeitliche Nähe, leichter Zugang, 
Maschinenlesbarkeit, Diskrimi-
nierungsfreiheit, Verwendung 
offener Standards, Lizenzierung, 
Dauerhaftigkeit und Nutzungs-
kosten2 – ergänzt werden muss 
diese Auflistung immer um den 
Punkt Datenschutz.
Diese Entwicklungen fordern 
die Stadtverwaltung im allge-
meinen und die kommunale 
Statistikstelle im Besonderen 
dazu auf, Lösungen zu finden, 
wie Daten verstärkt unter den 

genannten Gesichtspunkten of-
fen gelegt werden können. Im 
Grunde betreffen diese neuen 
Herausforderungen jedoch die 
gleichen Tätigkeiten, die die 
(kommunale) Statistik seit je-
her beschäftigen und die im-
mer wieder im Kontext neuer 
technischer Möglichkeiten und 
Anforderungen angepasst wer-
den müssen: das Sammeln, das 
Verwalten und das Weitergeben 
von Daten und Informationen.
In Freiburg ist in den letzten 
Monaten eine Entwicklung an-
geschoben worden, die andere 
Städte bereits erfasst hat (z. B. 
Köln, München, Ulm etc.). Den 
Ausgangspunkt bildete eine 
Anfrage aus dem Gemeinderat: 
Zwei Gemeinderatsfraktionen 
beantragten, u. a. eine Übersicht 
über die der Öffentlichkeit zur 
Verfügung gestellten Daten zu 
überlassen, über die Planungen 
zur Ausweitung des Angebotes 
zu berichten und generell dazu 
Stellung zu nehmen, wie die Ver-
waltung in Bezug auf Open Data 
strategisch vorgehen wolle. Die 
Stadtverwaltung hat in einem 
Fraktionsgespräch dann vorge-
schlagen, zur weiteren Orientie-
rung eine Fachtagung zu organi-
sieren und durchzuführen. 

Tagung
Der „Open Government Dia-
log Freiburg“ fand Ende 2013 
statt, diente gleichermaßen 
als Informationsveranstaltung 
wie Diskussionsforum und er-
möglichte Wissenstransfer und 
Erfahrungsaustausch. Zudem 
sollten die Erfahrungen anderer 
Kommunen kommuniziert sowie 
die möglichen Handlungsfelder 
der Stadt Freiburg identifiziert 
werden.
Etwa 140 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer haben den Open 
Government Dialog Freiburg 
im Bürgerhaus Zähringen be-
sucht. Die Tagung profitierte 
von einem breit gefächerten 

Publikum, das zusammen mit 
den neun Referenten über die 
Themen Open Government und 
Open Data diskutierte. Die Ver-
anstaltung hat Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Stadt-
verwaltung, Mitglieder des 
Gemeinderates, Vertreter der 
interessierten Öffentlichkeit, 
Medien, Unternehmen und an-
dere, benachbarte Kommunen 
sowie Akteure aus der Inter-
net-„Community“ zusammen-
gebracht und ermöglichte somit 
eine Diskussion mit vielen Per-
spektiven. Den Referenten, die 
unter anderem aus Köln, Mün-
chen, Stuttgart und Ulm ange-
reist waren, gelang es zudem, 
das gesamte Spektrum der The-
matik „Open Government“ dar-
zulegen. Dabei ging es sowohl 
um die Definitionsfrage „Was 
ist Open Government?“, als 
auch um konkrete Umsetzungs-
beispiele aus anderen Städten 
sowie um den allgemeinen Kul-
turwandel, dem die öffentliche 
Verwaltung insgesamt ausge-
setzt ist. Auch die Probleme, 
die Konfliktlinien und die Kon-
sequenzen sind zutage getreten 
und wurden offen diskutiert. 
Die Tagung wurde moderiert 
von Max Schulze-Vorberg (Kom-
mune 2.0) und war in drei „Ses-
sions“ mit jeweils unterschied-
lichen Themenschwerpunkten 
gegliedert. Im Anschluss an jede 
Session war das Plenum aufge-
fordert, die verschiedenen As-
pekte näher zu diskutieren.3

Die erste Session begann mit 
einer Übersicht darüber, was 
die Stadt Freiburg bereits heu-
te an Angeboten und Projekten 
vorweisen kann, die in den Be-
reich Open Government hinein-
reichen. Anhand der Beispiele 
des statistischen Informations-
systems FR.ITZ, des Geoportals 
FreiGIS, des Ratsinformations-
systems und des Beteiligungs-
haushalts konnte deutlich ge-
macht werden, dass die Stadt-
verwaltung bereits Angebo-

OPEN DATA IN FREIBURG

Sammeln, verwalten, 
weitergeben

Fraktionsgespräch
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te hat, die jedoch anhand der 
neuen Anforderungen von Open 
Government und Open Data ge-
prüft und ggf. angepasst wer-
den müssen. Die Bewältigung 
dieser neuen Anforderungen 
wird einhergehen mit einem 
grundsätzlichen Kulturwandel, 
von dem letztlich alle Bereiche 
der öffentlichen Verwaltung be-
troffen sein werden. Die Konse-
quenz daraus wird eine „Evolu-
tion“ und Fortentwicklung der 
Verwaltung zur Folge haben, 
mit der viele positive Nutzen-
effekte verbunden sind sowohl 
für die Verwaltung selber als 
auch für die Beziehung zur Öf-
fentlichkeit. 
In der zweiten Session wurden 
beispielhaft die Entwicklung in 
der Stadt Köln und in der Lan-
deshauptstadt München vorge-
stellt. Die Stadt Köln hat sich die 
Hilfe von Fraunhofer FOKUS ein-
geholt sowie von Beginn an die 
Kölner Internet-Community ein-
gebunden. In München hat die 
Stadtverwaltung zusammen mit 
externen Partnern aus der Com-
munity danach gefragt, wie ei-
ne Öffnung der Verwaltung Nut-
zen für Bürgerinnen und Bürger 
schaffen kann. Als ein zentra-
les Ergebnis ist das Pilotprojekt 
„MOGDy“ angeführt worden, 
der „Munich Open Government 
Day“.
Große Beachtung fand der Vor-
trag von Michael Haußmann 
von der Landeshauptstadt 
Stuttgart, der auch im Namen 
des Verbandes Deutscher Städ-
testatistiker gesprochen hat. 
Anhand einer kurzen Geschich-
te der Kommunalstatistik hat er 
exemplarisch festmachen kön-
nen, dass die Grundprinzipien 
von „Open Data“ und „Open 
Government“ keine Mode-
erscheinungen sind, sondern 
schon immer das Tätigkeits-
feld sowohl der Statistik als 
auch der Verwaltung waren. 
Nun kommt es darauf an, die 
nächsten Schritte im digitalen 

Zeitalter zu unternehmen. Da-
bei müssen auf der einen Sei-
te die Risiken bedacht und ent-
sprechende Lösungen erarbeitet 
werden. Auf der anderen Seite 
sollten die Chancen insbeson-
dere auch für die interne Inter-
aktion und Effizienz der Verwal-
tung entdeckt werden.
Hervorgehoben werden muss 
die allgemeine Feststellung vie-
ler TeilnehmerInnen, dass nicht 
nur das Verhältnis von Verwal-
tung und Öffentlichkeit in den 
Fokus gerät, sondern insbeson-
dere auch verwaltungsinterne 
und ämterübergreifende Abläu-
fe und Prozesse im Zentrum der 
Veränderung stehen. Zum einen 
hat die Verwaltung selber einen 
großen Nutzen von einer Ent-
wicklung hin zu mehr (interner) 
„Offenheit“, auf der anderen 
Seite ist eine einheitliche und 
konsistente Vorgehensweise ei-
ne wichtige Voraussetzung für 
eine effiziente und erfolgreiche 
Öffnung nach außen. Insbeson-
dere diese Fragen sind dann 
auch in einem im Anschluss an 
die Tagung durchgeführten ver-
waltungsinternen Workshop nä-
her besprochen worden. 

Technische 
Aussicht und 
Entwicklung
Die Freiburger Statistikstel-
le setzt auf den Einsatz der 
von den verschiedenen KOSIS-
Gemeinschaften entwickelten 
Produkte und namentlich auf 
das Informationsmanagement-
system DUVA.  Dabei wird der  
Ansatz verfolgt, den Umgang 
mit Informationen und Tech-
nik über den Einsatz von Me-
tadaten zu integrieren und al-
le Arbeitsschritte des Informa-
tionsmanagements bis hin zur 
Informationsveröffentlichung 
über ein Verbundsystem abzu-
wickeln. Daten, Dateien und 
Verfahren werden zu diesem 
Zweck fest mit entsprechenden 

sprachlichen Beschreibungen 
verknüpft und damit klar und 
einheitlich definiert und doku-
mentiert. Aus den redundanz-
frei vorgehaltenen Metadaten 
lassen sich entsprechend be-
schriftete Erfassungsformulare 
ebenso generieren wie auto-
matische Beschriftungen von 
Grafiken, Tabellen oder thema-
tischen Karten. Die Sachdaten 
und die zugehörigen Metada-
ten sind dabei so systematisiert 
und strukturiert, dass beliebige 
Informationen mit gleichen Ver-
fahren in einem System erfasst, 
organisiert, verarbeitet und aus-
gegeben werden können. 
Eine besondere Stärke des Me-
tadatenansatzes besteht darin, 
dass der Informationsgehalt 
von Daten über sprachliche Be-
schreibungen nicht nur reprä-
sentiert, sondern auch recher-
chierbar gemacht wird. Infor-
mationen jeglicher Provenienz 
können damit einem breiten 
Interessenten- und Anwender-
kreis zugänglich gemacht wer-
den, ohne geltende wissen-
schaftliche, technische und si-
cherheitstechnische Standards 
zu vernachlässigen. Auf diese 
Stärke baut der DUVA-Webka-
talog auf, der die Grundlage des 
Freiburger Informationsportals 
FR.ITZ bildet. Sach- und Me-
tadaten die in FR.ITZ Verwen-
dung finden entstammen dem 
Freiburger DUVA-System oder 
werden auf gleicher Grundla-
ge erstellt. Nach Sachgebieten 
beziehungsweise ihrem Raum-
bezug geordnet werden sowohl 
zu vordefinierten Tabellen, Gra-
fiken und thematischen Karten 
verdichtete Informationen, als 
auch komplette Datensätze zur 
Selbstauswertung  in FR.ITZ ver-
zeichnet und angeboten. Tabel-
len, Grafiken und thematischen 
Karten werden dabei nicht auf 
Vorrat erzeugt und gespeichert, 
sondern als Bauplan hinterlegt 
und bei jedem Aufruf von den 
entsprechend eingebundenen 
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DUVA-Anwendungen aus den 
aktuellen Daten neu generiert.
Die DUVA-Anwendung Web-
katalog wurde 2013/2014 neu 
programmiert. Der bewährte 
Einsatz von Metadaten wird 
beibehalten. Die Bedienung 
der Anwendung wird insbeson-
dere im Backendbereich deut-
lich vereinfacht, flexibler und 
moderner. Die Gliederung und 
Recherche der vorgehaltenen 
Information erfolgt zukünftig 
nicht mehr nur über die Inhalte 
und ihren Raumbezug, sondern 
zusätzlich über die Zeitstellung 
der Informationen. Durch die 
Verwendung von HTML5 wird 
die neue Anwendung auch von 
mobilen Endgeräten aus nutz-
bar sein. FR.ITZ wird voraus-
sichtlich noch 2014 auf die neue 
Anwendung umgestellt.
Die Programmierung einer web-
basierten DUVA-Anwendung 
zur Generierung von themati-
schen Karten ist bereits abge-
schlossen. Die neue Anwen-
dung ist bereits testweise in 
das aktuelle FR.ITZ integriert. 
Mit dieser neuen Anwendung 
werden die im DUVA-System 

vorhandenen Möglichkeiten 
zur Visualisierung von kommu-
nalen Daten enorm erweitert. 
So können beispielsweise Hin-
tergrundgeometrien aus unter-
schiedlichen Quellen mit den 
Inhalten einer Karte kombiniert 
werden. Neben umfangreichen 
Möglichkeiten der Kartengestal-
tung können Layoutvorlagen 
definiert und fertige Karten als 
skalierbare Vektorgrafik expor-
tiert werden. Die neue Anwen-
dung ist Teil des DUVA-Systems 
und greift z. B. für die Erstellung 
von Legenden auf die dort ent-
haltenen Metadaten zurück. 
Die neue Anwendung  wird den 
Mitgliedern der KOSIS-Gemein-
schaft DUVA ohne Mehrkosten 
zur Verfügung gestellt.
Durch das Fraunhofer-Institut 
wurden 2012 insbesondere die 
Bandbreite der in FR.ITZ enthal-
tenen Informationen sowie die 
leichte und inhaltlich verständ-
liche Zugänglichkeit der vorge-
haltenen Informationen her-
vorgehoben. Bemängelt wur-
de, dass die Darbietungsform 
nicht dem Standard der Open 
Data Bewegung entspricht, der 

durch die Webanwendung des 
Comprehensive Knowledge Ar-
chive Network (CKAN) gesetzt 
wird. Damit sind die für die Stadt 
Freiburg bereit gestellten Infor-
mationen zwar im World Wide 
Web vorhanden, einsehbar und 
im Rahmen von FR.ITZ nutzbar. 
Sie können jedoch wegen der In-
kompatibilität der verwendeten 
Datenformate nicht von Weban-
wendungen wie Harvestern auf-
gefunden und weiter verwertet 
werden. Damit entfällt die gera-
de im Hinblick auf die Open Data 
Bewegung wichtige Möglichkeit 
zur Bekanntgabe von Informati-
onsangeboten in zentralen Kata-
logen und damit einhergehend 
die Möglichkeit, angebotene In-
formationen mit Daten aus an-
deren Quellen zu kombinieren. 
Um den durch CKAN vorgege-
benen Anforderungen zu ent-
sprechen, arbeitet DUVA unter 
Federführung der Stadt Frei-
burg zusammen mit der Bun-
deshauptstadt Berlin und dem 
Fraunhofer-Institut bereits an 
einer  technischen Lösung. Die-
se Webanwendung wird die 
Inhalte eines DUVA-Webkata-
loges CKAN-konform bekannt 
geben und gleichzeitig als Ex-
portschnittstelle für entspre-
chende Sachdaten fungieren. 
Das Informationsangebot  z. B. 
von FR.ITZ kann damit zukünf-
tig einem unbegrenzten Perso-
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Stadtforschung und Statistik 2 - 2014 11

nenkreis bekannt gemacht wer-
den und steht für die externe 
Nachnutzung oder als Grundla-
ge für frei programmierte Apps 
zur Verfügung. Angestrebt wird, 
diese Webanwendung zusam-
men mit dem neuen DUVA-
Webkatalog ab Ende 2014 nut-
zen zu können.  

Konzeptionelle 
Aussicht und 
Entwicklung
Die Stadt Freiburg wird sicher 
zu den ersten Anwendern der 
neuen Möglichkeiten im Be-
reich Open Data gehören. Die 
im Laufe der Jahre mit Informa-
tionsportalen gesammelten Er-
fahrungen geben wir gerne an 
interessierte Kolleginnen und 
Kollegen weiter. 
In ersten Ansätzen ist der mögli-
che Weg, den Freiburg einschla-
gen kann, deutlich geworden: 
Bestehendes wie FR.ITZ, FreiGIS, 
Beteiligungshaushalt und Rats-
informationssystem weiterent-
wickeln und für die Zukunft fit 
machen, aber auch neue Koope-
rationen eingehen und sich in 
Zusammenarbeit und in Abstim-
mung mit anderen Kommunen 
und Behörden auf Standards 
und gemeinsame Lösungen ei-
nigen. Durch die Tagung ist zu-
dem deutlich geworden, dass 
der Wandel der öffentlichen 
Verwaltung ein vielschichtiges 
und langfristiges Thema ist, 
das neue Herausforderungen 
und neue Chancen sowohl für 
die Verwaltung als auch für die 
Zivilgesellschaft mit sich bringt.
Die Ergebnisse der Tagung 
und des verwaltungsinternen 
Workshops mündeten in eine 
Gemeinderatsvorlage, die am 
25.02.2014 vom Gemeinderat 
einheitlich angenommen und 
verabschiedet wurde. Darin 
sind die Ziele und das weitere 
Vorgehen der Verwaltung für 
die nächsten zwei Jahre festge-
halten. In struktureller Hinsicht 

wird eine Koordinierungsstelle 
geschaffen, deren Aufgaben fol-
gende Bereiche umfassen: 
- Koordination (Abstimmung 

relevanter Aktivitäten), 
- Strategie (Abstimmung des 

weiteren Vorgehens), 
- Qualifizierung und Fortbil-

dung von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, 

- Kommunikation und Koope-
ration (Austausch mit ande-
ren Kommunen und mit der 
Bürgerschaft).

Darüber hinaus soll eine Arbeits-
gruppe aus Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der maßgeb-
lich beteiligten Ämtern die Ar-
beit dieser Koordinierungsstelle 
ergänzen und unterstützen.
Inhaltlich wurden folgende 
Schwerpunkte für den zentra-
len Bereich der Datengewin-
nung und Datenbereitstellung 
definiert: 
- sukzessiver Abgleich und 

Aufbau städtischer Daten-
bestände einschließlich ent-
sprechender Metadaten, 

- Weiterentwicklung des 
FR.ITZ-Angebots als ein 
zentrales Portal sowohl 
nach außen (kompatibel mit 
„Open Data“ Kriterien) als 
auch für die verwaltungsin-
terne Nutzung,

- Stärkung des Geodatenma-
nagements und Fortentwick-
lung des Geoportals FreiGIS,

- Verknüpfung von Sachdaten 
mit Raumbezügen (Schnitt-
stelle von FR.ITZ zu INSPIRE).

Die Idee ist, dass die kommuna-
le Statistikstelle mit ihren Werk-
zeugen – DUVA, FR.ITZ – und ih-
rem Knowhow als zentrale „Da-
tendrehscheibe“ der Verwaltung 
fungiert und gleichzeitig den 
Datenbestand für die Öffent-
lichkeit einheitlich zugänglich 
macht. Die Herausforderung be-
steht demnach einerseits, suk-
zessive die Datenschätze der 
verschiedenen Ämter zu bergen 
und aus den diversen Fachver-
fahren in das metadatenbasierte 
Informationsmanagementwerk-
zeug DUVA zu überführen. Und 
andererseits eine Schnittstelle 
zu entwickeln, um neben den 
bereits existierenden Datenan-
gebot in FR.ITZ (Tabellen, Gra-
fiken, Excel, csv etc.) auch ein 
„standardisiertes, offenes For-
mat“ bereitstellen zu können. 
Letzteres soll es App-Entwick-
lern, Programmierern sowie 
Softwareprogrammen ermögli-
chen, die Daten dauerhaft und 
mit Metadaten versehen auto-
matisiert abrufen zu können. 
Der Abruf kann dann entweder 
direkt im FR.ITZ erfolgen oder 
über eines der Open-Data-Por-
talen (GovData, Open Data Por-
tal BW), die mit so genannten 
„Harvestern“ die Freiburger Da-
ten erfassen und abgreifen.

Anmerkungen
1 Bundesministerium des Inneren 

(Hrsg.): Open Government Data 
Deutschland. Berlin 2012. S. 417 ff.

2 An dieser Stelle sei verwiesen auf 
den Open Data Workshop des VDSt 
im Januar 2013 in Nürnberg.

3 Auf folgender Internetseite können 
die Vorträge angeschaut bzw. he-
runtergeladen werden: www.frei-
burg.de/ogd

OPEN DATA IN FREIBURG



12 Stadtforschung und Statistik 2 - 2014

1. Grundlagen 
„Open Data“, d. h. der freie Zu-
gang und die freie Nutzbarkeit 
von (statistischen) Daten, ist die 
ureigenste Aufgabe der amt-
lichen Statistik. Im Folgenden 
sollen die wichtigsten Vorhaben 
unter dem Aspekt „Open Data“ 
für die amtliche Statistik auf na-
tionaler und europäischer Ebe-
ne vorgestellt werden. Was Open 
Data für die Bundesstatistik be-
deutet und in welchem Kontext 
Open Data mit anderen „Open“-
Ansätzen im Öffentlichen Be-
reich zu sehen ist, soll nachfol-
gend kurz verdeutlicht werden. 
Gemäß §1 Bundesstatistikge-
setz2 ist es Aufgabe der Bun-
desstatistik, laufend Daten 
über Massenerscheinungen zu 
erheben, zu sammeln und die-
se neutral, objektiv und wissen-
schaftlich unabhängig darzu-
stellen und zu analysieren. Sie 
ist Voraussetzung für eine am 
Sozialstaatsprinzip ausgerich-
tete Politik. Durch diese Daten 
werden die gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und ökolo-
gischen Zusammenhänge für 
Bund und Länder einschließlich 
Gemeinden und Gemeindever-
bände, Gesellschaft, Wissen-
schaft und Forschung aufge-
schlüsselt.3 Nun werden auch 
andere öffentliche Einrichtun-
gen aufgefordert, ihre Datenan-
gebote analog bereitzustellen. 
Da die Open Data-Bewegung 
grundsätzlich Daten und In-
formationen sämtlicher Daten 
haltender Stellen, also auch 
von nicht-öffentlichen Einrich-

Weiterentwicklungen in der amtlichen Regionalstatistik 

Open Data und Bundesstatistik1

Susanne Schnorr-Bäcker, Wiesbaden 

tungen, einschließt, wird in der 
Praxis von Open Government 
Data gesprochen, wenn es sich 
um Informationen und Daten 
von Regierungsstellen und Ver-
waltungsbehörden handelt.
Auch wenn die Forderung nach 
offenen Daten vor allem aus 
der öffentlichen Verwaltung 
nicht neu ist, hat diese jedoch 
durch die schnelle und weite 
Verbreitung des Internet allge-
mein Nachdruck gewonnen und 
zwar vor allem aus zwei Grün-
den: Durch moderne Informa-
tions- und Kommunikations-
technologien sind einmal sämt-
liche Informationen – auch sta-
tistische – in Form von Zahlen 
und Texten, Worten und Bildern, 
durch Digitalisierung ubiquitär 
geworden. Sie können von na-
hezu jedem Ort und zu jedem 
Zeitpunkt abgerufen werden. 
Zum anderen haben sich die 
dafür notwendigen Produkti-
onsprozesse gewandelt bzw. 
befinden sich im Wandel hin zu 
einer immer stärkeren Automa-
tisierung. In Analogie zu den 
Änderungen in Gesellschaft 
und Wirtschaft, gekennzeichnet 
durch Schlagworte wie E-Com-
merce oder E-Business, werden 
die damit verbundenen Ände-
rungen in der öffentlichen Ver-
waltung auch als E-Government 
bezeichnet. Für die öffentliche 
Verwaltung bedeutet E-Govern-
ment einen Wechsel hin zu einer 
immer stärker automatisierten, 
häufig auch interaktiven elekt-
ronischen Vorgangsbearbeitung 
und -abwicklung.

Überträgt man die Forderungen 
der „open“-Ansätze auf das 
Regierungs- und Verwaltungs-
handeln, so bezeichnet Open 
Government eine neue, trans-
parente und auf Zusammen-
arbeit angelegte Verwaltungs-
kultur.4 Die vielfältigen Facet-
ten dieses weltweiten Wandels 
in der öffentlichen Verwaltung 
reichen von der Schaffung neu-
er Rechtsgrundlagen bis hin zu 
Überlegungen, wie eine stärke-
re Bürgerbeteiligung in politi-
schen Planungs- und Entschei-
dungsprozessen künftig ausse-
hen könnte. Genannt werden in 
diesem Zusammenhang häufig 
drei Teilaspekte, vor allem aus 
Sicht der Bürgerinnen und Bür-
ger:
- Transparenz, d. h. eine offe-

nere Verwaltung
- Partizipation, d. h. eine Teil-

habe und größere Mitge-
staltungsmöglichkeiten in 
gesellschaftlichen bzw. po-
litischen Prozessen sowie

- Kollaboration, d. h. eine akti-
vere und intensivere Zusam-
menarbeit. 

Allgemeine Rechtsregelungen 
finden sich für Deutschland be-
sonders im Informationsfrei-
heitsgesetz5.
Für Europa gibt es mehrere Initi-
ativen6: Allgemeine Ausführun-
gen dazu enthält z. B. die Minis-
tererklärung unter schwedischer 
Ratspräsidentschaft 2009 zu 
eGovernment.7 Gefordert wer-
den unter anderem ein stärkerer 
Informationsaustausch und ei-
ne bessere Zusammenarbeit der 

Transparente 
Verwaltungsstruktur
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Behörden in der Europäischen 
Union zum Wohl von Wirtschaft 
und Gesellschaft. Als notwendig 
werden „open specifications“ 
und „national interoperability 
frameworks“ erachtet im Geist 
von „open source“.8 
Es geht dabei vor allem um die 
Bereitstellung von E-Govern-
mentdienstleistungen, die eine 
effiziente Zusammenarbeit auf 
elektronischem Weg zwischen 
den Mitgliedstaaten und ihren 
Bürgern ermöglichen.9

In Ergänzung dazu wurde in 
die derzeit gültige europawei-
te Wachstums- und Beschäfti-
gungsstrategie „Europa 2020“ 
die so genannte Digitale Agen-
da für Europa (DAE) als erste 
von sieben EU-Leitinitiativen 
am 20. Mai 2010 aufgenom-
men. Dabei geht es vor allem 
um die Bereitstellung der not-
wendigen Infrastrukturen für 
den elektronischen Datenaus-
tausch (z. B. ein leistungsfähiges 
Breitbandangebot, neue Spei-
chermöglichkeiten im Rahmen 
des Cloud-Computing und ef-
fiziente Maßnahmen zu Daten-
schutz und -sicherheit).

2. Open Data-
Angebote 
In Deutschland sind derzeit vor 
allem zwei Initiativen zu nen-
nen: Einmal das Open Data-
Portal der Bundesregierung und 
zweitens der Aufbau einer flä-
chendeckenden bundesweiten 
Geodateninfrastruktur (GDI) für 
alle föderalen Ebenen.

GovData – Open Data Portal 
der Bundesregierung
„Das Statistische Bundesamt 
ist mit seinem Datenangebot 
aus über 390 Bundesstatisti-
ken Vorreiter für Open Data und 
leistet einen wichtigen Beitrag 
zur Open-Government-Initiati-
ve.“10 Dieses Zitat stammt von 
der Webseite des Bundesminis-
teriums des Innern. Das Daten-

angebot des Statistischen Bun-
desamtes, vor allem aus der 
Datenbank GENESIS-Online mit 
seinen ca. 200 Statistiken und 
mehr als 300 Millionen Werten 
auf Landes- und Bundesebe-
ne, ist derzeit ein wichtiger Be-
standteil von „GovData“11. Die-
ses Datenportal für Deutschland 
wurde am 19. Februar 2013 in 
einer Public Beta Version frei-
geschaltet. GovData bietet ei-
ne Plattform, auf der Daten von 
Bund, Ländern und Kommunen 
über einen einheitlichen zent-
ralen Zugang aufgefunden und 
genutzt werden können. Das 
Portal ist ein wichtiger Beitrag 
zur Umsetzung des Regierungs-
programms „Vernetzte und 
transparente Verwaltung“, zur 
Nationalen E-Government-Stra-
tegie (NEGS)12 sowie zur Digita-
len Agenda europaweit. 
Die in dem Datenportal GENE-
SIS der Statistischen Landesäm-
ter und des Statistisches Bun-
desamtes eingestellten Daten 
erfüllen mit Ausnahme der Voll-
ständigkeit – wie oben bereits 
dargestellt – uneingeschränkt 
sämtliche „Open-Kriterien“ wie 
- Primärquelle für sogenann-

te „Rohdaten/“Raw Data“, 
also datenschutzkonsistente 
statistische Daten;

- zeitnahe Bereitstellung: 
„GENESIS first“;

- einfacher Zugang: HTML-
Oberfläche;

- Diskriminierungsfreiheit: An-
onyme Nutzung;

- dauerhafter Verfügbarkeit: 
Daten in langen Reihen;

- Maschinenlesbarkeit: Daten-
formate, Webservices;

- offene Standards und For-
mate: HTML, CSV, WSDL, 
SOAP, PNG …;

- Lizenzierung: Datenlizenz 
Deutschland Namensnen-
nung;

- Nutzungskosten: Keine.
Das Datenangebot wird ständig 
erweitert. Auch das flächende-
ckende kleinräumige Datenan-

bot in der Regionaldatenbank 
Deutschland – ein Gemein-
schaftsprodukt der Statistischen 
Ämter des Bundes und der Län-
der – wird online auf Grundla-
ge der GENESIS-Technologie 
angeboten. Dieses ist seit dem 
4. März 2013 ebenfalls in Gov-
Data eingebunden. 

Geoportal.de – Geodaten-
portal Deutschland
Das nationale Geoportal.de – 
ein gemeinsames Projekt von 
Bund und Ländern – ermöglicht 
den zentralen Zugang zu Daten 
und Diensten der Geodateninf-
rastruktur (GDI-DE). Die GDI-DE 
ist Teil des Europäischen Vorha-
bens INfrastructure for SPatial 
InfoRmation in Europe (INSPI-
RE). Durch die gemeinsame Da-
teninfrastruktur will die Europä-
ische Union gemeinschaftliche 
umweltpolitische Entscheidun-
gen unterstützen. Die INSPI-
RE-Richtlinie13 gibt den recht-
lichen Rahmen für den Aufbau 
von Geodateninfrastrukturen in 
den europäischen Mitgliedstaa-
ten vor. In Deutschland wurde 
die INSPIRE-Richtlinie entspre-
chend dem föderalen Staats-
aufbau einzelgesetzlich in den 
jeweiligen Geodatenzugangs-
gesetzen von Bund und Ländern 
umgesetzt.14

Unmittelbar nach Vorliegen 
dieser Rechtsvorschrift wurde 
unter Vorsitz des IT-Direktors 
im Statistischen Bundesamt ein 
Gremium der Statistischen Äm-
ter des Bundes und der Länder 
einschließlich eines Vertreters 
der Städtestatistik eingerich-
tet. Dieses Gremium diskutiert 
unter verschiedenen Gesichts-
punkten (rechtliche Bedeutung, 
fachliche Umsetzung, Anwen-
dungs- und Darstellungsmög-
lichkeiten sowie IT-Umsetzung) 
die Bedeutung und Umsetzung 
von INSPIRE für das bundes-
statistische Datenangebot. 
Ergänzend dazu arbeitet das 
Statistische Bundesamt auch 

OPEN DATA UND BUNDESSTATISTIK
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in einer thematischen Arbeits-
gruppe (TWG) zu Annex III der 
INSPIRE-Richtlinie auf europä-
ischer Ebene mit. Das Statisti-
sche Bundesamt unterstützt – 
soweit statistikrelevant – die 
GDI-DE in inhaltlichen Fragen, 
z. B. im offenen Review-Pro-
zess. Nach dem derzeitigen 
Sachstand liegen in der Bun-
desstatistik statistische Daten 
für die abschließend in der Da-
tenspezifikation „Statistische 
Einheiten/SU“ aufgeführten 
Erscheinungsformen (Punkt, 
Linie, Vektor und Raster) vor. 
Am weitesten verbreitet sind 
jedoch Vektordaten für admi-
nistrative Gebietseinheiten 
(Gemeinden, Kreise, Länder 
und Bund). Unbestritten dürf-
te sein, dass die Bundesstatis-
tik einer der Hauptzulieferer 
zu dem INSPIRE-Annex III-The-
menbereich „Bevölkerungsver-
teilung – Demografie/PD“ ist. 
Ob und inwieweit auch für an-
dere Bereiche wie „Gesundheit 
und Sicherheit/HH“, „Landwirt-
schaftliche Anlagen und Aqua-
kulturen/AF“, „Gebäude/BU“, 
„Bodennutzung/LU“, „Versor-
gungswirtschaft und Staatliche 
Dienste/US“ aus dem bundes-
statistischen Programm statis-
tische Informationen bereitge-
stellt und über das Geoportal.
de zugänglich gemacht werden 
sollen, ist derzeit noch offen.
Ungeachtet dessen haben die 
Statistischen Ämter des Bun-
des und der Länder vereinbart, 
dass für das gemeinsame Da-
tenangebot die Regionaldaten-
bank Deutschland15 die Grund-
lage für das kleinräumige – auf 
Kreis- und Gemeindeebene – 
Datenangebot bieten soll. Wel-
che fachlichen Inhalte von der 
Bundesstatistik dafür bereitge-
stellt werden können, ist auf der 
Grundlage der Durchführungs-
bestimmungen zur Interopera-
bilität festzulegen16. Ungeach-
tet dessen sind die Daten von 
GENESIS-Online und der Regio-

naldatenbank Deutschland voll-
ständig im Geoportal.de ange-
bunden.
Kernelement der GDI-DE ist die 
Nationale Geodatenbasis (NG-
DB)17. Sie ist die Grundlage für 
ein transparentes, qualitätsge-
sichertes und redundanzfreies 
Datenangebot. Auch die Statis-
tischen Ämter des Bundes und 
der Länder sind dort als Da-
tenanbieter verzeichnet. 

3. Weiterent-
wicklungen in der 
Bundesstatistik
In der Bundesstatistik gibt es 
derzeit zwei unterschiedliche 
Ansätze zur Weiterentwicklung 
mit engem Bezug zu Open Data 
bzw. E-Government. 
Dazu gehört erstens die Mög-
lichkeit von Respondenten, ih-
re Angaben zur Statistik online 
zu melden. Bereits seit langem 
können auskunftspflichtige Un-
ternehmen ihre Meldungen für 
viele Statistiken über moderne 
Online-Meldeverfahren wie 
- IDEV (Internet DatenErhe-

bung im Verbund) und
- CORE (Common Online Ra-

wdata Entry) 
über das Internet vornehmen.18 
Durch diese Möglichkeiten soll 
der Meldeaufwand der Aus-
kunftspflichtigen verringert 
werden. Auch für die amtliche 
Statistik ergeben sich Synergie-
effekte durch eine zunehmend 
automatisierte Vorgehenswei-
se bei der Datensammlung bzw. 
-erhebung, Aufbereitung und 
Auswertung von statistischen 
Daten. Das Erhebungspro-
gramm der Statistischen Äm-
ter des Bundes und der Länder 
bietet den Meldern – verbind-
lich geregelt für berichtspflich-
tige Betriebe und Unternehmen 
sowie Stellen der öffentlichen 
Verwaltung – einen zentralen 
Zugang zu allen bestehenden 
Online-Erhebungen der amtli-
chen Statistik in Deutschland.19

Zweitens soll das kleinräumige 
bundesstatistische Datenange-
bot durch die Nutzung geore-
ferenzierter Angaben erweitert 
und verbessert werden. Dies ist 
bislang nur für ausgewählte 
Statistiken auf einzelgesetzli-
cher Rechtsgrundlage möglich. 
Dazu gehören der Agrarzensus 
2010, die Straßenverkehrsun-
fallstatistik sowie ausgewähl-
te Umweltstatistiken. Eine ge-
nerelle Rechtsgrundlage ist 
im Rahmen des so genannten 
E-Government-Gesetzes20 ge-
schaffen worden. Danach sol-
len Personen beziehbare Daten 
in geografischen Gitterzellen 
eines standardisierten – auch 
INSPIRE-konformen – Gitter-
netzes gespeichert werden. Für 
die Einheiten der Wirtschafts- 
und Umweltstatistiken sollen 
ergänzend zu den derzeit be-
reits vorhandenen Angaben 
auch die Geokoordinaten als 
Merkmale gespeichert werden 
dürfen. Derartige Regelungen 
ermöglichen kleinräumige und 
flexible Auswertungen, die auch 
Vergleiche im Zeitablauf zulas-
sen. Auch wenn die Umstellung 
auf Gitterzellen aufgrund der 
Zuordnung von Erhebungsein-
heiten zu Gitterzellen und den 
damit verbundenen Problemen 
wie Adressstandardisierung zu-
nächst einen hohen Aufwand 
erfordert, lassen sich dadurch 
für die Zukunft Effizienzgewin-
ne realisieren. 

4. Ausblick
Open Data ist der erste Schritt 
hin zu Open Government und 
E-Government. Die Bundes-
statistik hat hier derzeit nicht 
zuletzt aufgrund ihres gesetz-
lichen Auftrages eine Vorrang-
stellung. Durch ihren föderalen 
Aufbau und die Bereitstellung 
eines breiten und tiefen Daten-
angebots im Internet hat sie 
sich bereits frühzeitig mit den 
Anforderungen auseinander-

OPEN DATA UND BUNDESSTATISTIK
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gesetzt, die ein gemeinsames 
Datenangebot erst ermöglichen. 
Die Standardisierung und Har-
monisierung der Vorgehenswei-
sen, insbesondere ihrer Kompo-
nenten und Teilschritte, ist für 
die teilnehmenden öffentli-
chen Einrichtungen zwingend 
Voraussetzung für eine gemein-
schaftliche Darstellung von sta-
tistischen Daten und anderen 
Informationen. Ob und wieweit 
eine einzelne Behörde dabei fol-
gen kann oder möchte, hängt 
vor allem von ihrem jeweiligen 
Aufgabenspektrum, den zur 
Verfügung stehenden Ressour-
cen und der allgemeinen Infor-
mationspolitik ab.
Letztlich bietet Open Data ei-
ne Chance für alle Beteiligten 
– Nutzern, wie Bürgerinnen und 
Bürgern sowie öffentlichen Ein-
richtungen – da hierdurch Syn-
ergieeffekte sowohl in inhalt-
licher wie auch in technischer 
Hinsicht geschaffen werden 
können. Nur durch ein transpa-
rentes Datenangebot erscheint 
es möglich, sich auf die Kern-
kompetenzen zu konzentrieren. 
Ein weitgehend automatisierter 
Work-fl ow ermöglicht darüber 
hinaus allen Beteiligten Effi zi-
enzgewinne. 
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Wer sich an seine Schulzeit er-
innert, erinnert sich wahrschein-
lich auch daran, dass manche 
Lehrer sehr sparsam bei der 
Vergabe guter Noten waren, 
während andere die „Einsen“ 
und „Zweien“ inflationär unters 
Volk warfen. Das war der Aussa-
gekraft von Noten nicht gerade 
dienlich. Einerseits soll eine No-
te für sich allein stehend aus-
sagekräftig sein. Andererseits 
relativiert sich ein Zeugnis vol-
ler „Einser“, wenn jeder zweite 
Schüler ein solches bekommt. 
Und immer wenn Leistungen 
schließlich in einer einzigen 
Note zusammengefasst werden, 
gehen die Einzelaspekte verlo-
ren und es stellt sich die Frage: 
„Wie gerecht, wie aussagekräf-
tig ist diese Note?“
Die Leistungen von Fondsmana-
gern in einer einzigen Zahl zu-
sammenzufassen erscheint auf 
den ersten Blick vergleichswei-
se leicht: Wie hoch ist die erziel-
te Rendite? Doch sofort schlie-
ßen sich daran weitere Fragen 
an: In welchem Zeitraum? In 
welchem Kapitalmarktumfeld? 
Und bei welchem Risiko?
Dem Kundenwunsch, verschie-
dene Vergangenheitsdaten 
von Investmentfonds zu einem 
einzigen Scoring-Wert zusam-
menzufassen, entspricht das 
auf Beratungsdienstleistungen 
für die Fonds-Branche speziali-
sierte Unternehmen Drescher & 
Cie mit seinem eigenen Scoring-
Verfahren. Die Aufgabenstel-
lung bestand darin, eine Metho-
de zu definieren, die verfügbare 

Blick über den Tellerrand 

Das Scoring-Modell von 
Drescher & Cie
Dirk Arning, Köln

Daten über die Vergangenheits-
leistungen von Fonds zu einer 
einzigen Zahl zusammenfasst. 
Dieser Scoring-Wert ermöglicht 
es, die Leistung eines Fonds re-
lativ zu vergleichbaren Fonds 
zu beurteilen, ohne sich die 
Scoring-Werte aller anderen 
Fonds gleichzeitig ansehen zu 
müssen. Auch wenn sich jeder 
Nutzer dieser Scorings bewusst 
sein muss, dass die Vergangen-
heitsdaten nur begrenzt Rück-
schlüsse auf die Zukunft zulas-
sen, besteht doch der Wunsch, 
eine signifikante Leistungs-
steigerung des Fondsmanage-
ments, oder wichtiger noch, ei-
nen Leistungsabfall, mittels der 
Scoring-Werte möglichst früh zu 
erkennen.

Anlageuniversum
Um nicht die sprichwörtlichen 
Äpfel mit anderen Obstsorten 
zu vergleichen, wird das Sco-
ring-Verfahren jeweils nur auf 
Gruppen vergleichbarer Fonds 
angewendet. „Vergleichbar-
keit“ in diesem Sinne macht 
sich vor allem daran fest, dass 
sich die Fonds im gleichen „An-
lageuniversum“ bewegen, d. h. 
nach Art der Wertpapiere (Akti-
en, Anleihen, …), nach geogra-
fischer Beschränkung (Deutsch-
land, Euro-Zone, weltweit, …) 
oder thematischer Spezialisie-
rung (Rohstoff-, Immobilien-, 
Technologie-Branche usw.) 
gleich ausgerichtet sind. Nicht 
berücksichtigt wird dabei in der 
Regel, auf welche Art und Wei-

se sie sich „ihrem“ Anlageuni-
versum nähern und wie sie bei 
ihren Anlageentscheidungen im 
Einzelnen vorgehen, denn ge-
rade diese unterschiedlichen 
„Investmentprozesse“ führen 
zu unterschiedlichen Ergebnis-
sen und damit letztendlich un-
terschiedlichen Scoring-Werten.

Dimension Zeit
Dass Vergangenheitsdaten nicht 
immer gute Rückschlüsse auf 
die Leistungen in der Zukunft 
zulassen, kann man gar nicht 
oft genug unterstreichen. Die 
Vergangenheit statistisch zu 
erfassen, ist dennoch legitim 
und nicht immer irreführend. 
Wer allerdings die (relativen) 
Leistung eines Investmentfonds 
bzw. seines Managements über 
einen Zeitraum von Jahrzehnten 
zur Grundlage seiner Benotung 
macht, lässt außer Acht, dass 
sich Strategien von Fonds über 
solche Zeiträume in der Mehr-
heit der Fälle verändert haben. 
Zudem sind Fondsmanager im 
Durchschnitt nur sechs Jahre 
für einen Fonds verantwortlich. 
Der Erwartungswert dafür, wie 
lange ein Fondsmanager sei-
nen aktuellen Fonds schon ma-
nagt, liegt mithin bei etwa drei 
Jahren. Der Beobachtungszeit-
raum über die jeweils jüngsten 
36 Monate hat sich bei der Be-
urteilung von Investmentfonds 
bewährt. Weil sich aber signi-
fikante Leistungssteigerungen 
und -verluste möglichst frühzei-
tig im Scoring niederschlagen 

Vergleich von 
Fondsleistungen

Gleiches 
Anlageuniversum
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sollen, wird der jeweils jüngs-
te Zwölf-Monats-Zeitraum ver-
stärkt einbezogen. Dazu werden 
Kennzahlen und Teil-Scorings 
sowohl über 36 als auch über 
12 Monate berechnet. Weil der 
jeweils jüngste 36-Monats-Zeit-
raum stets den jüngsten 12-Mo-
nats-Zeitraum einschließt, ha-
ben die Leistungen des Fonds 
in den jüngsten 12 Monaten im 
Endergebnis ein höheres Ge-
wicht als die 24 Monate davor, 
die nur im 36-Monatszeitraum 
enthalten sind.

Dimension Risiko
Die Kapitalmarkttheorie kennt 
den Zusammenhang zwischen 
der (langfristigen) Rendite und 
dem eingegangenen Risiko: Wer 
ein höheres Risiko eingeht, ver-
dient eine „Risikoprämie“ und 
kommt damit auf eine höhere 
Rendite. Allerdings nicht in je-
dem Einzelfall, denn sonst wäre 
es ja kein Risiko mehr. Als Maß 
für das Risiko gilt die den Sta-
tistikern hinlänglich bekannte 
Standardabweichung. So wie 
es üblich ist, Renditen als „per 
anno“-Renditen jeweils auf ein 
Jahr umgerechnet anzugeben, 
wird auch die Standardabwei-

chung annualisiert und heißt 
dann „Volatilität“. Eine Regres-
sionsanalyse über die Ergebnis-
se der Fonds, d. h. erzielte Ren-
diten und Volatilitäten, ergibt 
über den jeweiligen Betrach-
tungszeitraum gleichsam ein 
„durchschnittliches“ Verhältnis 
von Rendite zu Risiko. Und da-
mit lässt sich auch ausrechnen, 
welche Rendite ein Fonds hät-
te erzielen müssen, um seinem 
Risiko gerecht zu werden. Die 
Differenz zur tatsächlich erziel-
ten Rendite wird als „Jensen 
Alpha“ bezeichnet. Diese risi-
ko-relative Kennzahl wird im 
Rahmen des Scorings für jeden 
Fonds sowohl über 12 als auch 
36 Monate berechnet.

Verdichtung 
zu einer Zahl
Für jeden zu bewertenden Fonds 
liegen nun die Renditen über 12 
und 36 Monate und die Jensen-
Alpha über 12 und 36 Monate 
vor. Für jedes dieser vier Merk-
male wird im nächsten Schritt 
ein Teil-Scoring-Wert berechnet. 
Diese sind auf den Wertebereich 
von 0 bis 100 definiert, wobei 
der Median jeweils den Wert 50 
erhält. Der jeweils schlechteste 

Fonds bei einem Kriterium (nied-
rigste, ggf. „negativste“ Rendi-
te bzw. Jensen-Alpha) erhält al-
so den Wert Null, der jeweilige 
„Median-Fonds“ (durchschnitt-
liche Rendite bzw. Jensen-Al-
pha) erhält den Wert 50 und 
der jeweils beste Fonds (höchs-
te Rendite bzw. Jensen-Alpha) 
bekommt den Wert 100. Der 
Gesamt-Score für einen Fonds 
ergibt sich im letzten Rechen-
schritt als arithmetisches Mittel 
aus den vier Teil-Scoring-Werten. 
Der so ermittelte Fonds-Scoring-
Wert erlaubt es, die Leistungen 
eines Fonds bzw. Fondsma-
nagements relativ zur relevan-
ten Vergleichsgruppe zu beob-
achten: Scoring-Werte um 50 
herum zeigen „in etwa durch-
schnittliche“ Leistungen. Wer-
te über 50 bedeuten, dass der 
Fonds „in der besseren Hälf-
te“ vergleichbarer Fonds liegt, 
Werte darunter „die schlechte-
re Hälfte“. Nur wenn ein Fonds 
über ein und drei Jahre, abso-
lut und risiko-relativ jeweils der 
Beste war, kann er die Bestno-
te 100 erreichen. Umgekehrt 
wird zur „Null“ nur derjenige 
erklärt, der absolut und risiko-
relativ über beide Zeiträume der 
Schlechteste war.

DAS SCORING-MODELL VON DRESCHER & CIE

Da präsentiert man 10, 20 oder 30 Zahlen und dann schickt je-
mand eine kleine Mail und man sagt sich: „Hätte ich das doch 
vorher gewusst.“
In Ausgabe 1/ 2014 hatte ich 50 Jahre zurückgeblickt und einige 
Daten aus 1964 vorgestellt. Daraufhin kam von Johann Fuchs 

1964 – ein besonderes Jahr
Martin Schlegel, Hagen

eine Nachricht, die neben Kommentaren zur aktuellen Ausgabe 
auch folgenden Satz enthielt: „Für die Rubrik ‚1964‘ auf Seite 
22 hätte ich übrigens noch eine Ergänzung: Mit 1.357.304 Ge-
burten das Jahr mit den meisten Geburten nach dem Krieg.“
Ein Punkt mehr, 1964 als besonderes Jahr anzusehen.

Standardabweichung – 
Volatilität

Bestnote: 100
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1. Regelungs-
pluralismus im 
Föderalismus
Die Rechtsgrundlagen der Kom-
munalstatistik sind im föderati-
ven Staatswesen Deutschlands 
primär in Landesgesetzen ge-
regelt. Regelungen finden sich 
auch im Bundesstatistikgesetz 
(BStatG) und in Fachgesetzen. 
Die Vorschriften in den Landes-
gesetzen haben eine sehr un-
terschiedliche Breite und Tiefe. 
Die Spanne reicht von der ge-
setzlichen Einbindung der Kom-
munalstatistik in die amtliche 
Statistik durch Landesstatis-
tikgesetze, wie zum Beispiel in 
Baden-Württemberg, bis dahin, 
dass in einem Bundesland kein 
Landesstatistikgesetz (LStatG) 
vorhanden ist (Nordrhein-West-
falen) und die Kommunalsta-
tistik dort auf der Grundlage 
des Landesdatenschutzgeset-
zes und der Landesverfassung 
durchgeführt wird. (vgl. Abbil-
dung 1). Gemeinsamer Tenor ist, 

Was ist und was anders werden sollte

Rechtsgrundlagen 
der Kommunalstatistik
Franz Abele, Stuttgart

dass die Kommunen im Rahmen 
des Selbstverwaltungsrechts 
nach Artikel 28 Grundgesetz 
(GG) (Art. 71 Verfassung des 
Landes Baden-Württemberg) 
kommunale Statistiken zur 
Wahrnehmung gemeindlicher 
Aufgaben durchführen kön-
nen. Die Verfassungsrechtspre-
chung zum Volkszählungsurteil 
1983 sieht zur Erfüllung des So-
zialstaatsgebots des Art. 20 GG 
die Statistik als unentbehrliche 
Handlungsgrundlage. 
Damit postuliert sie für alle fö-
derativen Ebenen die Pflicht, als 
Grundlage einer planvollen, be-
darfsgerechten Steuerung der 
Entwicklung, in ihrem Zustän-
digkeitsbereich eine entspre-
chend umfassende, stets aktuel-
le statistische Informationsbasis 
über die wirtschaftlichen, sozi-
alen und ökologischen Verhält-
nisse des Gemeinwesens be-
reitzustellen. Diese Grundsätze 
wurden sinngemäß auch in die 
Begründung für die Regelung 
kommunalstatistischer Aktivitä-
ten der Landesstatistikgesetze 
übernommen. 
Da die Sammlung von Daten 
und die Durchführung von Be-
fragungen bei den Bürgern Ein-
griffscharakter haben, sind sie 
nur unter gesetzlich geregelten, 
einschränkenden Voraussetzun-
gen zulässig. Diese richten sich 
nach ebenfalls in der Verfas-
sungsrechtsprechung festge-
legten Grundsätzen zum Schutz 
des Einzelnen gegen unbe-
grenzte Erhebung, Speicherung, 
Verwendung und Weitergabe 

seiner persönlichen Daten. Sie 
basieren auf dem allgemeinen 
Persönlichkeitsrecht des Art. 2 
Abs. 1 in Verbindung mit Art. 
1 Abs. 1 GG. Einschränkungen 
dieses Rechts auf „informatio-
nelle Selbstbestimmung“ sind 
danach nur im überwiegen-
den Allgemeininteresse zuläs-
sig und bedürfen einer verfas-
sungsgemäßen gesetzlichen 
Grundlage. Diese muss den 
Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit beachten und organisato-
rische sowie verfahrensrechtli-
che Vorkehrungen treffen, die 
der Gefahr einer Verletzung des 
Persönlichkeitsrechts entgegen-
wirken. Da die Informationser-
hebung und -verarbeitung für 
statistische Zwecke keine enge 
und konkrete Zweckbindung 
verlangt, hat der Gesetzgeber 
die entsprechenden daten-
schutzrechtlichen Schranken 
des Statistikrechts enger ge-
setzt als die der Informations-
verarbeitung im allgemeinen 
Verwaltungsbereich. 

2. Kommunal-
relevante gesetzli-
che Regelungen 

2.1 Regelungen im 
Bundesstatistikgesetz 
Das BStatG sieht nach den Aus-
führungen in der Gesetzesbe-
gründung die Kommunalstatis-
tik als Teil des föderativ geglie-
derten Gesamtsystems der amt-
lichen Statistik.1 Die Schaffung 
sogenannter „abgeschotteter 

Abb. 1
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Bereiche“ zur Sicherung des 
Datenschutzes und der statis-
tischen Geheimhaltung bezieht 
sich auch auf Kommunen. Hier-
bei stellt der § 16 Abs. 5 BStatG 
für die Gemeinden eine grund-
sätzliche Regelung dar, indem 
er die Übermittlung von Daten 
aus Bundesstatistiken unter der 
Voraussetzung zulässt, dass ab-
geschottete kommunale Statis-
tikstellen eingerichtet sind. Für 
die Übermittlung regelt § 16 
Abs. 5 BStatG konkret, dass für 
ausschließlich statistische Zwe-
cke das Statistische Bundesamt 
und die statistischen Ämter der 
Länder Einzelangaben an kom-
munale Statistikstellen übermit-
teln dürfen. Dies gilt allerdings 
nur unter der Voraussetzung, 
dass es in dem die Statistik an-
ordnenden Gesetz vorgesehen 
ist und Art und Umfang der zu 
übermittelnden Einzelangaben 
bestimmt sind. In § 16 Abs. 8 
BStatG wird darauf hingewie-
sen, dass die Einzelangaben nur 
für die Zwecke verwendet wer-
den dürfen, für die sie übermit-
telt werden. Für die Gemeinden 
bedeutet diese Zweckbindung, 
dass die Übermittlung für aus-
schließlich statistische Zwecke 
(nicht den Verwaltungsvollzug) 
erfolgt, die Daten innerhalb 
der Statistik aber ungebunden 
verwendet werden können. Im 
Gegensatz zur Übermittlung 
gem. § 16 Abs. 6 BStatG an die 
Wissenschaft ist für die Statis-
tikstellen der Kommunen dem-
gemäß auch keine Löschungs-
pflicht nach Durchführung eines 
bestimmten Vorhabens vorge-
geben. Auch in anderen Geset-
zen, wie zum Beispiel dem § 53 
Abs. 4 bis 7 Sozialgesetzbuch II, 
wo die Übermittlung von Daten 
der Arbeitsmarkt- und Grund-
sicherungsstatistik durch die 
Bundesagentur für Arbeit an 
Kreise und Gemeinden geregelt 
ist, wird auf § 16 Abs. 5 Satz 2 
BStatG verwiesen – vgl. hierzu 
auch Punkt 2.3. 

Bezüglich der kleinräumigen 
Gliederung der Ergebnisse 
wird festgelegt, dass bei Bun-
desstatistiken der Name der 
Gemeinde, die Blockseite und 
die geografische Gitterzeile für 
die regionale Zuordnung der 
Erhebungsmerkmale auf Dau-
er genutzt werden dürfen, die 
übrigen Teile der Anschrift aber 
nur bis zu vier Jahren nach der 
jeweiligen Erhebung für deren 
Zuordnung zu verwenden sind, 
falls keine spezialgesetzlichen 
Regelungen vorliegen (§ 10 
BStatG)2.
Die Regelung in § 4 des Bundes-
statistikgesetzes, dass im Statis-
tischen Beirat, der das Statisti-
sche Bundesamt in Grundsatz-
fragen berät, auch je ein Vertre-
ter der kommunalen Spitzen-
verbände mitwirkt, bietet die 
Chance, frühzeitig kommunale 
Interessen bei grundsätzlichen 
Angelegenheiten einzubrin-
gen. Ferner sieht § 5 BStatG 
vor, dass bei der Anordnung 
von Bundesstatistiken das In-
formationsbedürfnis der Länder 
berücksichtigt werden soll, was 
die Gemeinden und Gemeinde-
verbände mit einschließt.

2.2 Regelungen in den Lan-
desstatistikgesetzen
2.2.1 Kommunalstatistik und 
kommunale Selbstverwaltung
Den Gemeinden ist das Recht 
zur eigenverantwortlichen Pla-
nung und Regelung aller An-
gelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft im Rahmen der 
Gesetze verfassungsrechtlich 
garantiert. Die am Grundge-
setz orientierte und nach den 
örtlichen Gegebenheiten und 
Bedürfnissen ausgerichtete ra-
tionale kommunale Aufgaben-
erfüllung setzt die Beschaf-
fung der hierfür notwendigen 
Informationen voraus. Damit 
ist die Kommunalstatistik als 
ein Instrument der Beschaf-
fung von Informationen über 
die Gegenstände kommunalen 

Verwaltungshandelns Voraus-
setzung kommunaler Selbst-
verwaltung.3 Mit der Schaffung 
von Regelungen zur Durchfüh-
rung von Kommunalstatistiken 
kamen die Landesgesetzgeber 
also ihrer verfassungsrechtli-
chen Verpflichtung nach, den 
Kommunen die wegen des Ein-
griffscharakters statistischer 
Primär- oder Sekundärerhe-
bungen erforderlichen gesetz-
lichen Vorschriften zu schaffen. 
Notwendig waren insbesonde-
re organisatorische und verfah-
rensrechtliche Regelungen zur 
Gewährleistung des Rechts auf 
informationelle Selbstbestim-
mung der Betreffenden bei der 
Durchführung von Kommunal-
statistiken. So wird zum Beispiel 
in der Gesetzesbegründung des 
baden-württembergischen Lan-
desstatistikgesetzes ausgeführt: 
„Diese Vorgaben des BVerfG 
sind auch im Bereich der Lan-
des- und Kommunalstatistik 
umzusetzen, damit für landes- 
und kommunalstatistische Erhe-
bungen eine verfassungskonfor-
me Grundlage besteht“4. 
Die in den Landesgesetzen die 
Kommunalstatistik betreffen-
den Regelungen umfassen im 
Wesentlichen drei Bereiche: die 
Einrichtung besonderer Verwal-
tungsstellen für Statistikauf-
gaben in Verbindung mit den 
Vorgaben zu Datenschutz, sta-
tistischer Geheimhaltung und 
Datenweitergabe, die Durch-
führung eigener primärstatis-
tischer Erhebungen sowie die 
Übermittlung, Speicherung und 
sekundärstatistische Auswer-
tung von Daten anderer Ver-
waltungsbereiche und die Über-
mittlung von Einzelangaben aus 
Landes- und Kommunalstatisti-
ken – vgl. Abbildung 2.

2.2.2 Einrichtung abgeschotte-
ter Statistikstellen 
Zwingende gesetzliche Vor-
aussetzung für die Durchfüh-
rung von Kommunalstatistiken 
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ist die Einrichtung besonderer 
Verwaltungsstellen. Diese sind 
räumlich, organisatorisch und 
personell von den übrigen Ver-
waltungsstellen der kommu-
nalen Körperschaft zu trennen 
(Kommunale Statistikstelle). 
Räumliche Trennung bedeutet, 
dass jede andere Nutzung dieser 
Räumlichkeit, sei es für Verwal-
tungsvollzugsaufgaben oder für 
andere Verwaltungsaufgaben 
unzulässig ist und umgekehrt 
sämtliche statistische Arbeiten 
der Statistikstelle grundsätzlich 
in den abgeschotteten Räumen 
verrichtet werden. Organisato-
rische Trennung bedeutet, dass 
es sich um eine von anderen Or-
ganisationseinheiten getrennte 
Verwaltungseinheit handelt, für 
die klare Regelungen über Lei-
tung und Dienstaufsicht gelten. 
Weiterhin ist die kommunale 
Statistikstelle mit eigenem Per-
sonal auszustatten, das wäh-
rend der statistischen Tätigkeit 
nicht mit Aufgaben des Verwal-
tungsvollzugs betraut sein darf. 
Falls eine ständige Besetzung 
der Statistikstelle nicht möglich 
ist, kann Personal tageweise in 
den Statistikbereich pendeln, 
darf jedoch im anderen Bereich 
keine Verwaltungsaufgaben 
verrichten, die mit belastenden 
oder begünstigenden Maßnah-
men gegenüber einzelnen Kun-
den zu tun haben. 

Einige Landesstatistikgesetze 
verlangen für die Einrichtung 
und Abschottung der kommuna-
len Statistikstelle eine Satzung, 
in anderen Ländern genügt hier-
für eine Verwaltungsvorschrift. 
Für Baden-Württemberg ist ge-
regelt, dass die Abschottungs-
vorgaben in einer schriftlichen 
Dienstanweisung des Bürger-
meisters festzulegen und die 
Einrichtung der Statistikstel-
le ortsüblich bekanntzugeben 
sowie dem Statistischen Lan-
desamt, der Rechtsaufsichtsbe-
hörde und dem Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz 
schriftlich anzuzeigen ist (§ 9 
Abs. 3 u. Abs. 5 LStatG Baden-
Württemberg).

2.2.3 Durchführung eigener Er-
hebungen
Die Ermächtigung der Kom-
munen durch die Landessta-
tistikgesetze, eigene Erhebun-
gen durchführen zu können, ist 
rechtssystematisch der Rege-
lung für Bundes- und Landes-
statistiken ähnlich. Sie räumt 
jedoch in den einzelnen Lan-
desgesetzen den Kommunen 
ein unterschiedliches Kompe-
tenzspektrum ein, das von aus-
schließlich freiwilligen Erhe-
bungen bis dahin reicht, dass 
wie bei vielen Landes- und 
Bundesstatistiken üblich, sta-
tistische Befragungen auch mit 

Auskunftspflicht durchgeführt 
werden können. 
Das LStatG Baden-Württemberg 
(BW) zum Beispiel ermächtigt 
im § 8 Abs. 1 zur Durchführung 
von Primärerhebungen mit Aus-
kunftspflicht, die dann aber ei-
ner Satzung bedürfen. Freiwil-
lige Erhebungen können durch 
eine sogenannte Anordnung des 
Bürgermeisters geregelt wer-
den. Satzung oder Anordnung 
müssen inhaltlich den gleichen 
Anforderungen genügen wie 
die Rechtsvorschriften, mit de-
nen Landesstatistiken angeord-
net werden5. Zu den grundsätz-
lich geforderten Inhalten gehö-
ren das Erhebungsprogramm, 
die Hilfsmerkmale, die Art und 
Weise der Erhebung (z. B. Total-
erhebung oder Stichprobe), der 
Zeitraum und der Zeitpunkt, auf 
den sich die statistischen Daten 
beziehen, die zeitlichen Abstän-
de wiederkehrender Erhebun-
gen und der Kreis der zu Befra-
genden. Die Befugnis für Be-
fragungen mit Auskunftspflicht 
ist dahingehend eingeschränkt, 
dass sie nur zulässig ist, wenn 
statistische Einzelangaben oder 
Tabellen zu einem bestimmten 
Informationsbereich den Kom-
munen nicht vom Statistischen 
Landesamt zur Verfügung ge-
stellt werden können (z. B. § 8 
Abs. 2 LStatG BW). 
Dem Verhältnismäßigkeits-
grundsatz entsprechend wird 
damit eine mit Auskunftspflicht 
belegte Doppelbefragung des 
Bürgers ausgeschlossen. Die so 
festgeschriebene Subsidiarität 
der Kommunalstatistik im Ver-
hältnis zur sonstigen amtlichen 
Statistik verleiht den Statisti-
schen Landesämtern allerdings 
nicht die Befugnis, anstelle der 
Kommunen Erhebungen durch-
zuführen. Sie greift auch nur 
dann, wenn die Landes- oder 
Bundesstatistik die benötigten 
Daten auch liefern kann und der 
Übermittlung keine rechtlichen 
Hindernisse entgegenwirken. 

Abb. 2
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Für die Durchführung eigener 
Erhebungen gelten weitere for-
male Vorschriften der Landes-
statistik analog, wie zum Bei-
spiel die Gewährleistung des 
Statistikgeheimnisses (§ 14 
LStatG BW) und die schriftli-
che Unterrichtungspflicht ge-
genüber den Befragten (§ 16 
LStatG BW).

2.2.4 Kommunale Sekundärsta-
tistiken und Datenübermittlung 
aus Bundes- und Landesstatis-
tiken
In den Landesstatistikgesetzen 
wird den Kommunen auch die 
Möglichkeit eingeräumt, die 
im Rahmen ihrer Verwaltungs-
tätigkeit angefallenen Daten 
zu ausschließlich statistischen 
Zwecken an ihre abgeschotte-
ten Statistikstellen weiterzu-
geben und dort auszuwerten. 
Den kommunalen Körperschaf-
ten ist es damit erlaubt, unter 
grundsätzlicher Aufhebung des 
Zweckbindungsgebots sämtli-
che in ihrem Verwaltungsbe-
reich befindliche Daten sekun-
därstatistisch auszuwerten und 
die Einzeldaten für spätere Ver-
wertungen ohne Zeitbeschrän-
kung vorzuhalten. Einschrän-
kend ist in den Landesstatistik-
gesetzen (Baden-Württemberg 
§ 9 Abs. 6) jedoch bestimmt, 
dass die Weitergabe nur inso-
weit möglich ist, als dass die 
Auswertungen zur Wahrneh-
mung der Aufgaben der Ge-
meinde erforderlich sind und 
gesetzliche Weitergabeverbo-
te nicht entgegenstehen. Auch 
gilt die Einschränkung wie bei 
Primärerhebungen, dass eine 
Übermittlung nur zulässig ist, 
wenn Daten nicht vom Statisti-
schen Landesamt zur Verfügung 
gestellt werden können. 
Regelmäßige Weitergaben der 
Daten der Fachämter an die 
Statistikstelle bedürfen in den 
meisten Bundesländern einer 
Satzung (Baden-Württemberg 
§ 9 Abs. 6 Satz 3 LStatG). Ab-

bildung 3 zeigt unter anderem 
die Themenbereiche, für deren 
Weitergabe bisher in der Lan-
deshauptstadt Stuttgart eine 
Satzungsregelung besteht.
Die Übermittlung von Einzelda-
ten aus Bundes- und Landessta-
tistiken an kommunale Statis-
tikstellen ist in den Landessta-
tistikgesetzen mit ähnlichem 
Wortlaut wie im Bundessta-
tistikgesetz geregelt. Zum Bei-
spiel sieht § 15 Abs. 1 LStatG 
BW die Übermittlung unter fol-
genden Voraussetzungen vor: 
sie muss ausschließlich statis-
tischen Zwecken dienen, in ei-
ner landesstatistischen Rechts-
vorschrift vorgesehen sein und 
Art und Umfang der zu übermit-
telnden Einzelangaben müssen 
bestimmt sein. 

2.3. Weitere Regelungen 
für Datenübermittlungen 
an Kommunen 
Regelungen zur Übermittlung 
von Daten an Gemeinden sind 
auch in Spezialgesetzen, wie 
zum Beispiel dem Sozialge-
setzbuch (SGB), vorhanden. 
Dabei wird, wie bei den Über-
mittlungsregelungen in Statis-
tikgesetzen, als Vorbehalt auf § 
16 Abs. 5 Satz 2 BStatG verwie-
sen, der als Voraussetzung einer 
Datenübermittlung das Vorhan-
densein einer abgeschotteten 
kommunalen Statistikstelle ver-
langt. Abbildung 4 zeigt Fund-
stellen für Weitergaberegelun-
gen in Gesetzen.
Eine für die Kommunalstatistik 
sehr wichtige Quelle stellt § 53 
Sozialgesetzbuch II dar, in dem 
die Übermittlung der Daten der 
Arbeitsmarkt- und Grundsiche-
rungsstatistik durch die Bundes-
agentur für Arbeit geregelt ist. 
Die Datenweitergabe wurde für 
diesen Bereich durch das Gesetz 
zur Fortentwicklung der Grund-
sicherung (GSiFoG)6 im Jahr 
2006 erweitert, indem in § 53 
Sozialgesetzbuch II die Absätze 
4 bis 7 neu eingefügt wurden. 

Aus dem Wortlaut von Absatz 4: 
„Die Bundesagentur stellt den 
statistischen Stellen der Kreise 
und kreisfreien Städte die für 
Zwecke der Planungsunterstüt-
zung und für die Sozialbericht-
erstattung erforderlichen Daten 
und Tabellen der Arbeitsmarkt- 
und Grundsicherungsstatistik 
zur Verfügung“, lässt sich für 

Abb. 3

Abb. 4
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die Kreise und kreisfreien Städ-
te ein Anspruch auf Lieferung 
gegenüber der Bundesagentur 
ableiten. 
Der Absatz 5 regelt als Kann-
Bestimmung die Weitergabe 
an die Bundes- und Landessta-
tistik. 
Mit der Regelung in Absatz 6 
wird gegenüber den Gemein-
den unterhalb der Kreisebene 
die Datenübermittlung mit dem 
Vorbehalt des Vorhandenseins 
einer abgeschotteten Statistik-
stelle eröffnet. Trotz des Wort-
lauts „Die Bundesagentur ist 
berechtigt, Daten und Tabellen 
zu übermitteln…“ kann bei 
nachweisbarer Erforderlichkeit 
für die Aufgabenerfüllung auch 
hier von einer den Gemeinden 
und Gemeindeverbänden einen 
Anspruch vermittelnden Norm 
ausgegangen werden (vgl. 
Punkt 2.2.1 und Fußnote 3). 
Bezüglich der Frage, bis zu wel-
cher untergemeindlichen Ge-
bietsebene die Daten von der 
Bundesagentur zur Verfügung 
gestellt werden sollen, bedeu-
tet die Ausklammerung der An-
schriftenebene in § 53 Abs. 6 
Satz 3 SGB II im Umkehrschluss, 
dass eine Übermittlung bis zur 
Gebietseinheit der Baublocksei-
tenebene möglich ist. 
Aus der Begründung des Ge-
setzes zur Fortentwicklung der 
Grundsicherung in der Bundes-
tagsdrucksache 16/1696 geht 
hervor, dass der Gesetzgeber, 
dem ausgeweiteten Aufga-
benumfang entsprechend, der 
kommunalen Ebene durch die 
Neuregelung auch den Zugang 
zu Statistik- und Planungsdaten 
erweitern wollte. Es wird aus-
geführt, dass für ausschließlich 
statistische Zwecke und zur 
Planungsunterstützung, jedoch 
nicht für die Regelung von Ein-
zelfällen, anonymisierte oder 
pseudonymisierte Einzeldaten-
sätze sowie tief disaggregierte 
Tabellen an Kreise und kreis-
freie Städte sowie Gemeinden 

und Gemeindeverbände über-
mittelt werden können. Als Vo-
raussetzung für die Lieferung 
von Daten für Gemeindeteile 
und Straßenabschnitte wird ver-
langt, dass eine kleinräumige 
Gliederung besteht und Verträ-
ge über die Datenübermittlung 
abgeschlossen werden.7

3. Weiterentwick-
lung kommunalsta-
tistischer Normen 
ist erforderlich
Der Statistische Beirat8 hat im 
November 2012 Empfehlun-
gen zur Fortentwicklung der 
amtlichen Statistik vorgelegt, 
die 40 Vorschläge für die Fort-
entwicklung der gesetzlichen 
Grundlagen, insbesondere des 
Bundesstatistikgesetzes, enthal-
ten.9 Unter Punkt 19 wird dabei 
die Empfehlung ausgesprochen, 
dass im Bundesstatistikgesetz 
eine Regelung eingeführt wer-
den soll, welche den Gesetzge-
ber dazu verpflichtet, die Inter-
essen der Kommunalstatistik im 
Hinblick auf die Übermittlung 
von Einzelangaben aus Bun-
desstatistiken in den jeweili-
gen einzelstatistischen Rechts-
vorschriften zu berücksichtigen. 
Eine solche Regelung ist jedoch 
nicht weitgehend genug, um 
den Anforderungen der kom-
munalen Informationshoheit, 
die zum Kernbereich der ver-
fassungsrechtlich garantierten 
Selbstverwaltung gehört, zu 
entsprechen. Der Datenzugang 
der abgeschotteten kommu-
nalen Statistikstellen zu kom-
munalrelevanten Daten in den 
abgeschotteten Bereichen der 
Bundes- und Landesstatistik 
muss darüber hinaus in Rich-
tung eines gleichberechtigten 
Datenzugangs verbessert wer-
den. Die Gemeinden unterliegen 
in gleicher Weise den strengen 
Abschottungs- und Geheimhal-
tungsvorschriften und sind Teil 

der amtlichen Statistik10. Eine 
Übermittlung der bei Statisti-
schen Landesämtern und dem 
Statistischen Bundesamt vor-
liegenden untergemeindlichen 
Einzeldaten für rein statisti-
sche Zwecke wäre als Regelfall 
vorzusehen, auch wenn keine 
Übermittlungsvorschrift im je-
weiligen, die Statistik anord-
nenden Gesetz vorhanden ist.11

So müsste der derzeitige § 16 
Abs. 5 BStatG und die entspre-
chenden Bestimmungen in den 
Landesstatistikgesetzen, zum 
Beispiel § 15 Abs. 1 LStatG BW, 
folgendermaßen formuliert wer-
den: „Für ausschließlich statis-
tische Zwecke übermitteln das 
Statistische Bundesamt und 
die statistischen Ämter der 
Länder Einzelangaben an die 
zur Durchführung statistischer 
Aufgaben zuständigen Stellen 
der Gemeinden und Gemein-
deverbände …“. Gemäß ei-
nem Gutachten zur Stellung 
der Städtestatistik bei der Wei-
terentwicklung der rechtlichen 
Grundlagen der amtlichen Sta-
tistik in Deutschland aus dem 
Jahr 2013 bestehen keine ver-
fassungsrechtlichen Bedenken 
gegen eine dementsprechende 
Regelung12. Parallel sollten die 
kommunalen Spitzenverbände 
schon heute bei jedem Recht-
setzungsakt und jeder Ände-
rung von Gesetzen prüfen, ob 
Daten auf kommunaler Ebne 
anfallen und die Aufnahme von 
Datenübermittlungsvorschrif-
ten entsprechend dem Normie-
rungsvorschlag 19 des Statisti-
schen Beirats fordern. 
Nur bei vollem und gleichbe-
rechtigtem Zugang der Kom-
munen zu allen kleinräumigen 
Informationen der Bundes- und 
Landesstatistik können vorhan-
dene Datenpotentiale effizient 
verwertet werden. 
Für verschiedene Steuerungs- 
und Planungsaufgaben der 
Kommunen ist die Adressebene 
von maßgeblicher Bedeutung. 
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Ohne sie ist eine Umrechnung 
der statistischen Ergebnisse auf 
unterschiedliche kleinräumige 
Gebietseinheiten (Planungs-/
Sanierungsgebiete, Schulbezir-
ke, Einsatzgebiete in Notfällen 
…) unterhalb der Gemeinde-
ebene oft nicht möglich. Auch 
für die gängigen Bevölkerungs- 
und Haushaltsprognosemodel-
le ist die Adressebene erforder-
lich. 
Das Bundesstatistikgesetz sieht 
in § 10 Abs. 2 eine Verwendung 
von Straße und Hausnummer 
für die Zuordnung der Erhe-
bungsmerkmale zu Blockseiten 
und geografischen Gitterzellen 
allerdings nur für maximal vier 
Jahre nach Abschluss der jewei-
ligen Erhebung vor. Dies geht, 
wie oben aufgezeigt, an den 
Erfordernissen für eine sach-
gerechte Aufgabenerfüllung 
der Kommunen vorbei, da die 
Neuerschließung von Daten, die 
Analyse von Zusammenhängen 
und das Handling der Daten 
sehr eingeschränkt werden. 
Für die Gemeinde ist die Einord-
nung der Adresse als Hilfsmerk-
mal, das gemäß § 12 BStatG 
nach Durchführung der Erhe-
bungsphase zu löschen ist, in 
vielen Fällen ungeeignet. Da die 
Kommunen wegen ihres spezi-
fischen kleinräumigen Daten-
bedarfs auf diese Daten dauer-
haft und elementar angewiesen 
sind, ist es typologisch gerecht-
fertigt, die Adresse statistischer 
Einheiten als Erhebungsmerk-
mal zu behandeln. Auch wenn 
eine generelle Festlegung der 
Adresse statistischer Einheiten 
als Erhebungsmerkmal in einem 
allgemeinen Statistikgesetz für 
verfassungsrechtlich bedenk-
lich angesehen wird, wäre ei-
ne sogenannte Aufforderungs-
regelung zulässig. Diese würde 
beinhalten, „dass der jeweilige 
Normgeber bei der Anordnung 
der einzelnen Statistik die Ad-
resse statistischer Einheiten 
zugunsten der kommunalen 

Aufgabenerfüllung soweit, wie 
rechtlich zulässig, als Erhe-
bungsmerkmal aufnimmt“13. In 
den Bundesländern, in denen 
eine gesetzliche Vorschrift vor-
liegt, wie zum Beispiel § 12 Abs. 
2 Satz 2 LStatG BW, die „be-
sondere Regelungen“ im Hin-
blick auf die Zuordnung von 
Erhebungsmerkmalen zulässt, 
ist auch nach der gegenwärti-
gen Rechtslage in Einzelfällen 
unter Beachtung des Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatzes eine 
tiefere regionale Gliederung 
möglich.
Die Nutzung kleinräumiger Da-
ten unterhalb der Gemeinde-
ebene ist für die Aufgabenerfül-
lung durch die Kommunen von 
zentraler Bedeutung, während 
bei Land und Bund die Erforder-
lichkeit nicht in gleichem Maße 
vorliegt. Art. 28 Abs. 2 GG bringt 
den prinzipiellen Vorrang einer 
gemeindlichen vor einer staat-
lich determinierten Aufgaben-
wahrnehmung zum Ausdruck – 
dieser Vorrang muss sich kon-
sequenterweise auch auf die 
informationellen Grundlagen 
der Aufgabenwahrnehmung er-
strecken.14) Ansonsten besteht 
die Gefahr, dass die Gemeinden 
von einer gestaltenden in eine 
reaktive Rolle gebracht werden 
und die planerische Gestaltung 
durch die Kommunen einge-
engt wird. Die Nutzung unter-
gemeindlicher Daten ist somit 
für Land und Bund nur im Rah-
men ihrer gesetzlich festgeleg-
ten Aufsichtsfunktionen zuläs-
sig. Eine anderweitige Verwer-
tung untergemeindlicher Daten, 
insbesondere in kommerzieller 
Richtung, aber auch hinsicht-
lich der Offenlegung im Rah-
men der OpenData-Bewegung, 
muss den Gemeinden vorbehal-
ten bleiben. Auf die Festschrei-
bung dieser Grundsätze ist bei 
einer Novelle des Statistikrechts 
des Bundes ebenfalls seitens 
der Kommunalvertretungen zu 
achten.

4. Zusammen-
fassung
Die Rechtsgrundlagen der Kom-
munalstatistik sind in Deutsch-
land im Bundesstatistikgesetz, 
in den Statistikgesetzen der 
Bundesländer mit unterschiedli-
chen Kompetenzspektren und in 
Übermittlungsvorschriften von 
Spezialgesetzen geregelt. Dem 
verfassungsrechtlichen Auftrag, 
als Voraussetzung kommunaler 
Selbstverwaltung eine stets ak-
tuelle statistische Informations-
basis über die wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen Ver-
hältnisse des Gemeinwesens 
bereitzustellen, kann die Kom-
munalstatistik nur nachkom-
men, wenn der gesetzliche 
Rahmen dies zulässt. Kommu-
nen können unter der Voraus-
setzung, dass sie von den üb-
rigen Verwaltungen getrennte, 
abgeschottete Statistikstellen 
eingerichtet haben, Kommu-
nalstatistik betreiben. Die Ef-
fektivität des kommunalstatis-
tischen Systems könnte jedoch 
noch deutlich verbessert wer-
den, wenn unter anderem recht-
liche Hürden zur Nutzung und 
Übermittlung statistischer Ein-
zeldaten aus der Bundes- und 
Landesebene abgebaut würden. 
Die Beschränkungen sind umso 
weniger verständlich, da die für 
die Bundes- und Landesstatistik 
geltenden, sehr strengen Aufla-
gen der Abschottung gegenüber 
dem sonstigen Verwaltungsbe-
reich und der Sicherung der sta-
tistischen Geheimhaltung für 
den Kommunalbereich eben-
falls ohne Einschränkung gel-
ten und die Kommunalstatistik 
gemäß Bundesstatistikgesetz 
Teil der amtlichen Statistik ist. 
Nur mit dem gleichberechtigten 
Zugang zu den Einzeldaten ist 
eine effektive, am Gemeinwohl 
orientierte Informationsauswer-
tung und -bereitstellung für die 
Kommunalpolitik möglich. 
Änderungen sind besonders in 
folgenden Bereichen notwendig:

RECHTSGRUNDLAGEN DER KOMMUNALSTATISTIK
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- Verbesserung des Zugangs 
zu allen kommunalrelevan-
ten Daten der Bundes- und 
Landesebene;

- Ausweitung der Nutzungs-
möglichkeit der Daten auf 
der Adressebene;

- Nutzungsvorbehalt für un-
tergemeindliche Daten au-
ßerhalb von Aufsichtsaufga-
ben für höhere Verwaltungs-
ebenen.

Die Ausweitung der Aufgaben-
bereiche der Kommunen und 
die auf kleinräumige Daten an-
gewiesene Aufgabenerfüllung 
erfordert eine entsprechende 
Ausweitung der Möglichkeiten 
zum Informationszugang und 
lässt dahingehende Restriktio-
nen als unverhältnismäßig er-
scheinen. Die technischen Mög-
lichkeiten der Datenverarbei-
tung und -auswertung haben 
sich seit der Verkündung der 
Landesstatistikgesetze in den 
90er Jahren deutlich verbes-
sert. Durch eine bundesweite 
Vernetzung über den Verband 
Deutscher Städtestatistiker15 
sind Niveau und Standard der 
Informationsverarbeitung und 
-bereitstellung der Kommunal-
statistik, aber auch die Berück-
sichtigung datenschutzrechtli-
cher Belange auf einem sehr ho-
hen Niveau. Dementsprechend 
muss auch die Datenverfügbar-
keit den aktuellen Erfordernis-
sen angepasst werden.
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Mit ihren „Goslarer Beschlüs-
sen“ verabschiedeten die Statis-
tischen Ämter des Bundes und 
der Länder bei ihrer Amtsleiter-
tagung am 2./3. Dezember 1964 
„Richtlinien zur Abgrenzung der 
Veröffentlichungen des Statis-
tischen Bundesamtes und der 
Statistischen Landesämter.“ 
Damals legte man fest: „Die 
Veröffentlichungen des Statis-
tischen Bundesamtes und der 
Statistischen Landesämter sol-
len in ihrer regionalen Tiefe so 
weit wie irgend möglich ge-
geneinander abgegrenzt wer-
den. Als allgemeine Richtlinie 
soll gelten, daß das Statistische 
Bundesamt Ergebnisse in sach-
licher und systematischer Aus-
führlichkeit, aber in begrenzter 
regionaler Differenzierung ver-
öffentlicht, während die Statisti-
schen Landesämter in ihren Ver-
öffentlichungen auch weiterge-
hende regionale Aufgliederun-
gen bringen.“ (Ziff. 1 der Be-
schlüsse). Auch bei Zählungen 
und Strukturerhebungen soll 
„die Gliederung solcher Veröf-
fentlichungen des Statistischen 
Bundesamtes … grundsätzlich 
in sachlicher und regionaler 
Hinsicht nicht tiefer sein als die 
Veröffentlichungen der Statis-
tischen Landesämter.“ (Ziff. 2, 
Abs. 2 der Beschlüsse). Zusätz-
lich fordern die Beschlüsse in 
Ziff. 3 „grundsätzlich ein in sei-
ner regionalen und fachlichen 
Tiefengliederung sowie forma-
len Tabellengestaltung einheit-
liches Grundprogramm“ und 
in Ziff. 4, dass „die Veröffentli-

Von der gegenseitigen Abgrenzung zur Kooperation

50 Jahre Goslarer Beschlüsse1

Klaus Trutzel, Nürnberg

chungsprogramme des Bundes-
amtes und der Landesämter … 
rechtzeitig nach Ziffer 1–3 auf-
einander abgestimmt“ werden 
und verlangen so auch bereits 
die inhaltliche Koordination 
der staatlichen Statistik. Im Ge-
samtsystem der amtlichen Sta-
tistik, vor allem für die Städtes-
tatistik, lag ihre Bedeutung aber 
damals eindeutig im Schutz der 
zweiten föderalen Ebene vor ei-
ner Vereinnahmung durch die 
obere Ebene, also im Subsidia-
ritätsprinzip, das bis heute auch 
das Verhältnis der EU zu ihren 
Mitgliedstaaten bestimmt. 
Diesen Grundsatz haben die 
Statistischen Landesämter, oh-
ne förmliche Festlegung, bisher 
weitestgehend auch in ihrem 
Verhältnis zur Städtestatistik 
beachtet und so gut wie kei-
ne Statistiken unterhalb der 
Gemeindeebene, also etwa für 
Stadtbezirke, veröffentlicht.
Inzwischen sind im Verhältnis 
von Bund und Ländern die Gos-
larer Beschlüsse längst in einem 
modernen Marketingkonzept 
aufgegangen, das der techni-
schen Entwicklung (Internet) 
und der mit den veränderten 
gesellschaftlichen Zielsetzun-
gen im demokratischen Staat 
gewandelten Anforderungen 
an die amtliche Statistik Rech-
nung trägt. Die Veränderungen 
des gesellschaftlichen Bewusst-
seins haben in der Amtspolitik 
die Perspektiven von der gegen-
seitigen Abgrenzung hin zu ei-
ner am Nutzerinteresse und der 
gesellschaftlichen Wirksamkeit 

orientierten ebenen- und lände-
rübergreifenden Zusammenar-
beit verschoben.
Dabei hat man sich auch nicht 
vom restaurativen Geist der 
sog. Föderalismusreform beir-
ren lassen, sondern setzt im Ge-
genteil in dem neuen zukunfts-
weisenden Marketingkonzept 
auf eine an der gesellschaftli-
chen und politischen Wirksam-
keit ausgerichtete ganzheitli-
chen Ergebnispräsentation. 

Das Marketingkonzept 2011 
der Landes- und Bundessta-
tistik2

In den Vorbemerkungen zum 
neuen Marketingkonzept wird 
dieser Bewusstseinswandel 
begründet: „In den vergange-
nen Jahren hat sich die Ver-
breitungspolitik innerhalb  der 
Europäischen Union (EU) dras-
tisch verändert. Das Statistische 
Amt der EU (Eurostat) und die 
deutliche Mehrheit der natio-
nalen Statistischen Ämter der 
EU bieten mittlerweile die in ih-
ren Internetangeboten vorge-
haltenen Online-Publikationen 
im Gegensatz zu früher kosten-
frei an. Die Gründe für diesen 
Wechsel in der Verbreitungspo-
litik sind vielfältig. Zu nennen 
sind hier z. B. der Abbau von Zu-
gangsbarrieren, der Vorrang der 
Erhöhung der Nutzungszahlen 
gegenüber der Einnahmenerzie-
lung, Wirtschaftlichkeitsüberle-
gungen und insbesondere eine 
weiter als früher gefasste Ausle-
gung des Informationsauftrages 
der amtlichen Statistik. 

Zukunftsweisendes 
Marketing

Bewusstseinswandel
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Das vorliegende Marketingkon-
zept basiert auf dem Informa-
tionsauftrag und den grundle-
genden Normen des Bundes-
statistikgesetzes sowie dem 
Verhaltenskodex für die Euro-
päischen Statistiken („Code of 
Practice“).“ (S. 5)
Die übergreifende Zusammen-
arbeit hat ein gemeinsames Da-
tenangebot zum Ziel: 
„Das Gemeinsame Datenange-
bot (GDA) ist ein in sich kon-
sistentes Gesamtsystem sta-
tistischer Informationen, das 
die gesellschaftliche, sozia-
le, wirtschaftliche und ökolo-
gische Realität Deutschlands 
möglichst umfassend abbildet. 
Es wird aus sachlich und regi-
onal abgestimmten Veröffent-
lichungen (z. B. Gemeinschafts-
veröffentlichungen, Statistische 
Berichte entsprechend der ge-
meinsamen Systematik und Mo-
natszeitschriften), Tabellen und 
interaktive Elemente (z. B. Da-
tenbanken und Online-Atlanten) 
sowie den dazugehörigen Me-
tadaten bestehen. Die Statis-
tischen Ämter vereinbaren die 
konkreten Elemente des GDA 
und bauen es kontinuierlich aus. 
Es ist Bestandteil der informati-
onellen Grundversorgung und 
somit grundsätzlich kostenfrei. 
Die Öffentlichkeit erhält Zugang 
u. a. über das Statistikportal im 
Internet. … Das GDA besteht 
aus verbindlich vereinbarten 
Daten, Tabellen, Kartierung und 
Analysen auf Bundes-, Länder- 
und Regionalebene (NUTS 1 und 
NUTS 2) sowie Kommunalebene 
(LAU 1 und LAU 2), die entweder 
bereits jetzt verbindlich verein-
bart sind (z. B. Regio-Stat-Kata-
log) oder noch werden.“ (S. 9)
Die Zusammenarbeit manifes-
tiert sich in einem gemeinsa-
men Statistikportal, in Gemein-
schaftsveröffentlichungen und 
technisch in einem gemeinsa-
men Publikumsserver.
„Die Weiterverbreitung von sta-
tistischen Informationen durch 

Dritte in elektronischer Form 
sowie in gedruckten Veröf-
fentlichungen ist mit Quellen-
angabe erwünscht. Es werden 
grundsätzlich keine Lizenzent-
gelte erhoben. Alle Produkte 
werden mit Copyright-Vermer-
ken versehen, die bei der Wei-
terverbreitung zur Quellenanga-
be verpflichten und ggf. weitere 
Regelungen enthalten.“ (S. 16)
„Überall dort, wo ein Nutzer-
interesse an bundesweit ver-
gleichbaren Regionaldaten be-
steht, streben die Statistischen 
Ämter die Erstellung von Ge-
meinschaftsveröffentlichungen 
sowie eine Datenverfügbarkeit 
in gemeinsamen Online-Da-
tenbanken an. Das Angebot an 
Gemeinschaftsveröffentlichun-
gen wird sukzessive ausgebaut. 
Bundesergebnisse in tiefer re-
gionaler Gliederung unterhalb 
der Länderebene werden daher 
in der Regel als Gemeinschafts-
veröffentlichungen sowie im 
Rahmen der gemeinsamen Re-
gionaldatenbank Deutschland 
herausgegeben. Gemeinsame 
Verbreitungsplattform ist das 
Statistikportal … Den Gemein-
schaftsveröffentlichungen und 
sonstigen gemeinsamen An-
geboten liegt als territoriales 
Gliederungsprinzip die NUTS-
Systematik zugrunde. Auch da-
mit kompatible nichtadminist-
rative Gebietseinheiten werden 
bei Bedarf dargestellt.“ (S. 18)
Ein Nachklang zu den Gosla-
rer Beschlüssen findet sich nur 
noch in den Regeln für die Erst-
veröffentlichung von Daten:
„Das Statistische Bundesamt 
publiziert das Bundesergebnis 
in tiefer fachlicher Gliederung 
und, soweit es sachgerecht und 
möglich ist, bis zur Länderebe-
ne. Wenn es für eine sachge-
rechte Darstellung sinnvoll und 
erforderlich ist und eine Ge-
meinschaftsveröffentlichung 
nicht in Betracht kommt, kann 
das Statistische Bundesamt das 
Bundesergebnis in Abstimmung 

mit den Statistischen Ämtern 
der Länder auch nach Regie-
rungsbezirken und anderen re-
gionalen Einheiten veröffentli-
chen. Die Statistischen Ämter 
der Länder veröffentlichen ihr 
jeweiliges Landesergebnis in 
tiefer fachlicher Gliederung so-
wie, soweit es sachgerecht und 
möglich ist, auch in tieferen re-
gionalen Gliederungen … Nach 
der Erstveröffentlichung in Pu-
blikationen oder öffentlich zu-
gänglichen Datenbanken haben 
sowohl der Bund als auch die 
Länder die gleiche Veröffentli-
chungsfreiheit, wie sie Dritten 
gewährt wird, d. h. die Ergeb-
nisse können in jeder sachlich 
begründeten regionalen Tiefe 
für eigene Zwecke veröffent-
licht werden. Dasselbe gilt für 
die Daten, die für Dritte bereit-
gestellt werden. Eine gegensei-
tige rechtzeitige Vorab-Unter-
richtung ist selbstverständlich.“ 
(S. 19)

Auf dem Weg zu einer koor-
dinierten Städtestatistik?
Formal ist die im Rahmen der 
kommunalen Selbstverwaltung 
betriebene Städtestatistik von 
diesem Marketingkonzept al-
lenfalls als Nutzer betroffen. 
Sie hat sich unabhängig davon 
auch selbst längst zu einem of-
feneren Umgang mit ihren Da-
ten weiterentwickelt und in den 
Ämtern ein vielfältiges, fachlich 
und regional tief gegliedertes 
Angebot an Informationen und 
an Auswertungsinstrumenten 
hierzu geschaffen. Die techni-
schen Instrumente hat sie – vor 
allem mit DUVA – im KOSIS-Ver-
bund entwickelt, in dem auch 
einige Statistische Landesämter 
mitwirken. 
Ein gemeinsames städteüber-
greifendes Datenangebot, das 
seit Jahrzehnten angestrebt 
wird, ist in Ansätzen, etwa bei 
der Innerstädtischen Raumbe-
obachtung, bei KOSTAT und 
auch im Urban Audit vorhan-
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den. Es ist jedoch noch nicht 
zu einem übergreifend koor-
dinierten Angebot zusammen-
gewachsen. Hieran wird in den 
nächsten Jahren mit Nachdruck 
zu arbeiten sein, nicht zuletzt 
mit Blick auf die Nutzerinteres-
sen, die, wie im ebenen-über-
greifenden „Netzwerk Stadt- 
und Regionalstatistik“ postu-
liert, eine konsistente Datenba-
sis vom Stadtteil bis zur Region 
verlangen. 
Wie zwischen Bund und Län-
dern gilt es dabei in der Städ-
testatistik nicht nur organisa-
torische Aufgaben zu bewälti-
gen, sondern auch inhaltliche 
und vor allem raumbezoge-
ne Standards zu vereinbaren, 
die sich heute noch zwischen 
den genannten übergreifen-
den Gemeinschaftsvorhaben 
unterscheiden. Im deutschen 
Urban Audit sind sie allerdings 
nach Vorgaben der EU (Euros-
tat) schon weit gediehen. Mit 
Förderung der EU und Unter-
stützung der Statistischen Äm-
ter des Bundes und der Länder 
ist die KOSIS-Gemeinschaft Ur-
ban Audit heute eine zur Pro-
duktion europäischer amtlicher 
Statistik autorisierte Institution 
und insofern auch dem euro-
päischen Code of Practice ver-
pfl ichtet. 

Sie bemüht sich deshalb aus ei-
genem, wie aus gemeinsamem 
städtestatistischen Interesse 
um eine übergreifende Abstim-
mung und um die inhaltliche, 
raumbezogene und organisa-
torisch-technische Standardi-
sierung des städtestatistischen 
Datenangebotes, vor allem für 
Gebietseinheiten unterhalb der 
Gemeindeebene. Mit diesem Ziel 
hat sich die KOSIS-Gemeinschaft 
Urban Audit mit Erfolg um das 
sog. Merging-Projekt der EU be-
worben, in dem es um die Ver-
knüpfung des statistischen Da-
tenangebotes mit dem Raumbe-
zug geht. Wo anders als vor Ort 
kann man besser für eine voll-
ständige, zuverlässige und stets 
aktuelle räumliche Zuordnung 
der statistik-relevanten Daten 
aus den Registern sorgen. Die 
kommunale Statistik kann da-
her einen wertvollen Beitrag 
auch zur Geodaten-Infrastruktur 
leisten. Wie dieses Angebot hin-
sichtlich seiner inhaltlichen und 
räumlichen Differenzierung und 
Vergleichbarkeit zu gestalten 
ist, soll in diesem Projekt unter 
anderem konzeptionell entwi-
ckelt und mit den Städten abge-
stimmt werden. Insofern geht es 
auch, in Weiterentwicklung der 
Analogie zu den Goslarer Be-
schlüssen, nicht zuletzt um ein 

zukunftsweisendes Marketing-
konzept der deutschen Städtes-
tatistik. Die Zusammenarbeit mit 
der Landes- und Bundesstatistik 
wird dabei eine Rolle spielen.
Für diese Zusammenarbeit gilt 
es, auf beiden Seiten, der staat-
lichen wie der kommunalen 
Statistik, ein gemeinsames Be-
wusstsein zu entwickeln. Städ-
testatistiker beklagen, dass et-
wa beim aktuellen Zensus die 
kommunalen Belange bewusst 
ignoriert wurden und bei der 
Weitergabe von Rasterdaten 
die staatliche Statistik ohne den 
Versuch einer Abstimmung auch 
innergemeindliche Verhältnis-
se statistisch durchleuchtet. Bis 
zu einer gemeinsam getragenen 
räumlich tief gegliederten amt-
lichen Statistik ist also noch ein 
längerer Weg zurückzulegen. Es 
ist aber an der Zeit, sich im Inte-
resse der Nutzer mit diesem Ziel 
auf den Weg zu m achen.

Anmerkungen
1 Richtlinien zur Abgrenzung der Ver-

öffentlichungen des Statistischen 
Bundesamtes und der Statistischen 
Landesämter, Wortlaut der bei der 
Landesamtsleitertagung in Goslar 
beschlossenen Richtlinien (Punkt 5 
des Protokolls der ALT vom 2./3. De-
zember 1964).

2 Marketingkonzept der Statistischen 
Ämter des Bundes und der Länder, 
Ausgabe 2011.
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Über Statistik:
Wenn die Preise um 1,6 % stiegen, warenStatistiker am Werk.

18 000 000 000
Martin Schlegel, Hagen

Die Größe von Zahlen kann man sich schwer vorstellen. Wie viel sind beispielsweise 18 Mrd. 
Euro, also das Vermögen, auf das der in diesem Jahr verstorbene Theo Albrecht geschätzt wurde?
Nehmen wir an, Herr Albrecht begann 1954 so richtig Geld zu verdienen. Dann hätte er für sei-
ne 18 Mrd. Euro 60 Jahre gebraucht, d. h. pro Jahrzehnt 3 Mrd. Jedes Jahr kamen mithin 300 
Mill. hinzu. Lassen wir Sonn- und Feiertage außen vor, dann sind das pro Tag 1 Millionen Euro.
Nach Steuern. 

Gemeinsames 
Bewusstsein
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Die Wahlbeteiligung bei baden-
württembergischen Bürgermeis-
terwahlen unterscheidet sich 
maßgeblich von der Wahlbetei-
ligung bei anderen Wahlen. Es 
gibt ausgeprägte Schwankun-
gen von einer Wahl zur anderen 
in einer Gemeinde oder Stadt 
und es gibt große Unterschiede 
in der Wahlbeteiligung zwischen 
den Gemeinden. Außerdem kann 
die Beteiligung außerordentlich 
gering sein. So beteiligten sich 
an einer Wahl im Zeitraum zwi-
schen 1990 und 2009 lediglich 
16,4 Prozent der Wahlberechtig-
ten. Es gab aber auch Wahlen an 
denen sich über 90 Prozent der 
Wahlberechtigten beteiligten. Ei-
ne solche Spannbreite gibt es bei 
der Wahlbeteiligung bei anderen 
Wahlen nicht. 
Dass die Wahlbeteiligung star-
ken Schwankungen unterliegt 
hat vielfältige Gründe, was z. B. 
am Wahltyp liegt. Dabei lassen 
sich die Bürgermeisterwahlen in 
vier Wahltypen unterscheiden:
1. Bestätigungswahlen bei 

denen der Amtsinhaber oh-
ne Gegenbewerber antritt;

2. Wiederwahlen des Amtsin-
habers mit einem Herausfor-
derer;

3. Abwahlen bei denen ein 
Gegenkandidat gegen den 
Amtsinhaber gewinnt;

4. Neue Kandidatenrunden 
bei denen der Amtsinhaber 
nicht wieder antritt. 

Bestätigungswahlen
Bei über einem Viertel der Wah-
len zwischen 1990 und 2009 

Bürgermeisterwahlen in Baden-Württemberg

Spannung erhöht die 
Wahlbeteiligung
Alexandra Klein, Stuttgart

trat der bisherige Amtsinhaber 
als einziger Bewerber an. In Ba-
den-Württemberg ist es Teil der 
politischen Kultur, dass erfolg-
reiche Bürgermeister bei ihrer 
Wiederwahl nicht herausgefor-
dert werden. 
Die Amtsinhaber gehen eine 
weitere Wiederwahl ohne Her-
ausforderer sehr unterschiedlich 
an. Einige Amtsinhaber sparen 
sich angesichts ausbleibender 
Herausforderer Kosten und Zeit 
für einen Wahlkampf. Andere 
begreifen ihre Wiederwahl als 
Chance, ziehen Bilanz über die 
vergangenen acht Jahre und 
präsentieren den Einwohnern, 
wie sie sich die Weiterentwick-
lung der Gemeinde vorstellen. 
Die Wahlberechtigten honorie-
ren einen solchen Einsatz meis-
tens damit, dass sie sich in grö-
ßerem Umfang an der Wahl be-
teiligen.
Durchschnittlich beteiligten sich 
41,6 Prozent der Wahlberech-
tigten an Bestätigungswahlen. 
Die Beteiligung hat in den ver-
gangenen Jahren abgenommen. 
Während sich zwischen 1990 
und 1994 durchschnittlich noch 
48 Prozent der Wahlberechtig-
ten an Bestätigungswahlen be-
teiligten, waren es in den Jahren 
2004 bis 2009 nur noch 39 Pro-
zent der Wahlberechtigten.

Wiederwahlen mit 
Herausforderer
Bei Wiederwahlen mit Heraus-
forderer haben die Amtsinha-
ber einen Mitbewerber, gegen 

den sie sich durchsetzen, wenn 
sie sich um ihre Wiederwahl be-
werben. Die durchschnittliche 
Beteiligung für alle Wiederwah-
len mit Herausforderer betrug 
49,6 Prozent.
Es gibt starke Herausforderer, 
die sehr viele gültige Stimmen 
erhalten, und es gibt schwache 
Bewerber, die die Wähler offen-
bar nicht als Alternative zum 
Amtsinhaber wahrnahmen. Das 
zeigt sich daran, dass sie nur 
wenige Stimmen erhalten. Die-
se Bewerber weisen meistens 
wenige Merkmale des Sozial-
profils des baden-württember-
gischen Bürgermeisters auf. Bei 
über der Hälfte der Wahlen lie-
gen die Stimmenanteile der bei-
den Bewerber mit den meisten 
Stimmen weit auseinander. Bei 
nicht einmal jeder zehnten Wie-
derwahl liegen die Stimmenan-
teile der beiden Bewerber mit 
den meisten Stimmen um weni-
ger als 20 Prozentpunkte ausei-
nander. Die Wiederwahlen sind 
in aller Regel also eindeutige 
Angelegenheiten zugunsten 
der Amtsinhaber. Dementspre-
chend sind diese Wahlen meis-
tens nicht besonders spannend 
und die Wahlbeteiligung gering.

Abwahlen
Die höchste Wahlbeteiligung, 
wenn Stelleninhaber wieder 
antraten, verzeichneten die 
Abwahlen. In aller Regel wird 
der Amtsinhaber hier durch ei-
nen starken Gegenbewerber 
herausgefordert, der die Wahl 
gegen ihn gewinnt. Dies ist in 

Wahlbeteiligung: 
16% bis 90%

4 Wahltypen
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Baden-Württemberg ein eher 
unüblicher Vorgang, auch wenn 
das in den Medien gelegentlich 
anders dargestellt wird. Bei 92 
Prozent der Wahlen bei denen 
Amtsinhaber antraten wurden 
sie wiedergewählt. 
Der Anteil der Abwahlen an al-
len Bürgermeisterwahlen hat in 
den letzten Jahren nicht zuge-
nommen, sondern verteilt sich 
ungleichmäßig über die Jahre. 
Bei näherer Betrachtung der 
Abwahlen kann den Ergebnis-
sen von Timm Kern (2007) zu-
gestimmt werden, dass es für 
eine Abwahl meistens beson-
dere Gründe gibt. Häufig gibt 
es schon Monate vor der Wahl 
Hinweise darauf, dass die Wie-
derwahl des Amtsinhabers nicht 
als sicher gelten kann, beispiels-
weise wenn der Gemeinderat 
bei der Ausschreibung der Stelle 
auf den Satz „Der Amtsinhaber 
bewirbt sich wieder“ verzich-
tet. Dadurch signalisiert der Ge-
meinderat, dass er an weiteren 
Bewerbungen interessiert ist. 
Wenn Auseinandersetzungen 
zwischen dem Gemeinderat und 
dem Bürgermeister oder zwi-
schen der Verwaltung und dem 
Bürgermeister überregional be-
kannt geworden sind, zieht das 
häufig ebenfalls ernsthafte He-
rausforderer an. 
Die durchschnittliche Beteili-
gung bei Abwahlen von Bür-
germeistern beträgt 56,4 Pro-
zent und liegt damit über der 
Beteiligung der Wahlen, bei 
denen der Amtsinhaber antrat, 
herausgefordert und wiederge-
wählt wurde.
Dabei zeigt sich der oben be-
reits beschriebene Zusammen-
hang zwischen der Gemeinde-
größe und der Beteiligung, der 
auch bei Abwahlen gilt: Es gibt 
überproportional viele Abwah-
len in größeren Städten. Die Be-
teiligung ist dort geringer als in 
kleineren Gemeinden. Deshalb 
ist die durchschnittliche Be-
teiligung aller Abwahlen mit 

56,4 Prozent nicht besonders 
hoch. In Gemeinden mit weni-
ger als 5.000 Einwohnern betei-
ligten sich über drei Viertel, in 
Städten über 20.000 Einwohner 
nur knapp die Hälfte der Wahl-
berechtigten an Abwahlen. 
Nur ausnahmsweise, wenn sich 
ein Fehlverhalten des Amtsinha-
bers auch über die Gemeinde-
grenzen hinweg herumgespro-
chen hat und sich qualifizierte 
Bewerber berechtigte Hoffnun-
gen auf einen Wahlsieg machen 
können, fordern sie in kleineren 
Gemeinden die Amtsinhaber 
heraus. Dies motiviert dann be-
sonders viele Wahlberechtigte, 
an der Wahl teilzunehmen. 

Neue 
Kandidatenrunde
Als „Neue Kandidatenrunden“ 
werden Bürgermeisterwah-
len bezeichnet, bei denen der 
bisherige Amtsinhaber nicht 
wieder antritt. Sie zeichnen 
sich im Vergleich mit anderen 
Wahltypen in der Regel durch 
viele Bewerber und eine ho-
he Beteiligung aus. Bei Neu-
en Kandidatenrunden traten 
durchschnittlich 3,9 Bewerber 
an und damit mehr Bewerber 
als bei anderen Wahlen. Durch-

schnittlich beteiligen sich 56,7 
Prozent der Wahlberechtigten 
an Neuen Kandidatenrunden. 
Die Beteiligung ging im Laufe 
der Zeit kräftig zurück. Während 
sich zwischen 1990 und 1994 
noch fast zwei Drittel der Wahl-
berechtigten bei Neuen Kandi-
datenrunden beteiligten, waren 
es zwischen 2005 und 2009 nur 
noch etwas mehr als die Hälfte.
Es spielte für die Wahlbeteili-
gung bei Neuen Kandidaten-
runden keine Rolle, ob zwei 
oder vier Bewerber antraten. 
Wichtiger war, ob es mindestens 
zwei qualifizierten Bewerbern 
gelang, einen großen Stimman-
teil zu erlangen. Bei über einem 
Drittel der Neuen Kandidaten-
runden lagen die Stimmenantei-
le der beiden Bewerber mit den 
meisten Stimmen weniger als 
20 Prozentpunkte auseinander. 
Es gab also im Vergleich zu den 
Wiederwahlen mit Herausfor-
derer viele spannende Wahlen. 

Wahlbeteiligungen
Aus Abbildung 1 ist ersichtlich, 
dass die Wahlbeteiligung bei al-
len Wahltypen zwischen 1990 
und 2009 zurückging, beson-
ders stark bei den Abwahlen: 
Während zwischen 1990 und 

Abbildung 1
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Rückläufige 
Wahlbeteiligung
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1994 durchschnittlich noch fast 
70 Prozent der Wahlberechtig-
ten an Wahlen teilnahmen, bei 
denen ein Amtsinhaber, der sich 
bewarb, nicht wieder gewählt 
wurde, nahmen zwischen 2005 
und 2009 nur noch 52 Prozent 
der Wahlberechtigten daran teil. 
An Bestätigungswahlen betei-
ligten sich dagegen auch schon 
in den Jahren 1990 bis 1994 
weniger als die Hälfte der Wahl-
berechtigten. Die Beteiligung an 
den Wahlen dieses Typs ging 
um 10 Prozentpunkte zurück. 
Den geringsten Rückgang der 
Wahlbeteiligung verzeichneten 
die Wahlen, bei denen sich der 
Amtsinhaber gegen einen Her-
ausforderer durchsetzen konnte. 

Bewerber
Die Wahlbeteiligung bei Bür-
germeisterwahlen nahm mit 
der Zahl der Bewerber zu. Hier 
bestätigt sich die Vermutung, 
dass die Wahlberechtigten sich 
stärker angesprochen fühlen, 
wenn unter mehreren Bewer-
bern wählen können. Unter-
schiedliche Kandidaten mobili-
sieren unterschiedliche Wähler-
gruppen. Entscheidender als die 
Anzahl der Bewerber ist jedoch 
das Profil der Bewerber. Wenn 

es sich um starke Bewerber 
handelt, die in hohem Maß dem 
Sozialprofil des baden-würt-
tembergischen Bürgermeisters 
entsprechen, dann ist häufig 
der Abstand der Stimmenantei-
le der beiden Bewerber gering. 
Es handelt sich, zumindest bei 
retrospektiver Betrachtung um 
eine spannende Wahl. 
Die Beteiligung ist dann nicht 
nur deshalb hoch, weil die Wäh-
ler davon ausgehen, dass sie 
die entscheidende Stimme ab-
geben und damit die Wahl ent-
scheiden. Vielmehr schätzen die 
Kandidaten die Wahl als knapp 
ein und intensivieren in ihren 
Wahlkampf und mobilisieren 
dementsprechend die Wahlbe-
rechtigten (Kirchgässner/Schulz 
2004: 6 f.).

Größe der 
Gemeinden
Einer der wichtigsten Einfluss-
faktoren auf die Wahlbeteili-
gung ist der Unterschied zwi-
schen den Gemeinden. Dazu 
zählt sowohl die Größe der 
Gemeinde als auch die sozio-
strukturelle Zusammensetzung 
der Bevölkerung. Generell gilt, 
dass die Beteiligung bei Bür-
germeisterwahlen mit zuneh-

Abbildung 2

mender Gemeindegröße sinkt. 
Je kleiner die Gemeinde, desto 
höher ist die Wahlbeteiligung. 
Dies zeigt sich deutlich bei der 
Unterscheidung nach Wahlty-
pen. An Wahlen bei denen der 
Amtsinhaber ohne Gegenkan-
didat antrat, beteiligten sich 
in kleinen Gemeinden durch-
schnittlich über die Hälfte der 
Wahlberechtigten, in Städten 
über 20.000 Einwohnern war 
es noch nicht einmal ein Drittel. 

Zeitliche 
Entwicklung
Die Wahlbeteiligung nimmt bei 
allen Wahltypen und Gemein-
degrößen im Laufe der Zeit ab. 
Dies kann als Indiz dafür gewer-
tet werden, dass die Wahlnorm 
abnimmt d. h. dass immer we-
niger Wähler es als ihre Pflicht 
ansehen an einer Wahl teilzu-
nehmen. Im Jahr 1990 nahmen 
durchschnittlich 54,6 Prozent 
der Wahlberechtigten an einer 
Bürgermeisterwahl teil. Im Jahr 
2009 waren es nur noch 50,6 
Prozent. 
Der Rückgang der Wahlbeteili-
gung war zwischen 1995 und 
2000 besonders ausgeprägt. 
Dies könnte ein Hinweis darauf 
sein, dass die Zunahme der Zahl 
der Wahlberechtigten durch die 
Bevölkerungszunahme und das 
Wahlrecht für EU-Angehörige zu 
einer Abnahme der Wahlbeteili-
gung führte. Seit 2000 geht die 
Wahlbeteiligung bei allen Wahl-
typen nicht mehr so stark zurück 
wie in den zehn Jahren zuvor.

Zusammengelegte 
Wahlen
In Baden-Württemberg kann 
die Bürgermeisterwahl erst 
seit 2005 mit anderen Wahlen 
zusammengelegt werden. Aus 
terminlichen Gründen kann nur 
eine sehr begrenzte Anzahl von 
Kommunen die Bürgermeister-
wahl mit anderen Wahlen zu-

SPANNUNG ERHÖHT DIE WAHLBETEILIGUNG
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sammenlegen. Erwartungsge-
mäß liegt die Wahlbeteiligung 
bei den zusammengelegten 
Wahlen über jener der übrigen 
Wahlen. Die geringste Wahlbe-
teiligung bei den Bürgermeis-
terwahlen, die mit der Bundes-
tagswahl 2009 zusammenge-
legt wurden, betrug 65 Prozent, 
die höchste 83 Prozent. Mit ei-
ner Beteiligung von 74 Pro-
zent lag die durchschnittliche 
Wahlbeteiligung der mit der 
Bundestagswahl zusammen-
gelegten Bürgermeisterwah-
len weit über derjenigen der 
nicht zusammengelegten Wah-
len mit 48,3 Prozent in diesem 
Jahr. Offensichtlich profitierten 
alle Bürgermeisterwahlen von 
der hohen Beteiligung bei den 
Bundestagswahlen. In zwei 
Drittel der Wahlen, die mit der 
Bundestagswahl 2009 zusam-
mengelegt waren, traten die 
Amtsinhaber ohne Gegenkan-
didaten an. 

Fazit
Es gibt Gründe, weshalb die 
Wahlbeteiligung bei Bürgermeis-
terwahlen zwischen den Ge-
meinden und bei Wahlen in einer 
Gemeinde große Abweichun-
gen aufweisen. Die Beteiligung 
hängt vor allem davon ab, ob die 
Wahl spannend ist. Spannende 
Wahlen zeichnen sich dadurch 
aus, dass der Wahlausgang 
knapp ist, also zwei starke Be-
werber gegeneinander antreten. 
Es gibt in Baden-Württemberg 
jedoch nur wenige spannende 
Bürgermeisterwahlen. Häufig 
treten die amtierenden Bürger-
meister ohne oder mit einem 
schwachen Konkurrenten an, 
der nicht mit dem Sozialprofil 
des baden-württembergischen 
Bürgermeisters entspricht. Der 
knappe Wahlausgang ist ein ent-
scheidender Einflussfaktor, um 
die unterschiedlichen Wahlbetei-
ligungen in derselben Gemeinde 

bei aufeinanderfolgenden Bür-
germeisterwahlen zu erklären. 
Außerdem spielt die Größe der 
Gemeinde eine entscheidende 
Rolle. Finden spannende Wahlen 
wie eine Abwahl oder eine Neue 
Kandidatenrunde in kleinen Ge-
meinden statt, dann beteiligen 
sich durchschnittlich Drei Viertel 
der Wahlberechtigten daran. Bei 
den Wahlen jedes Wahltyps und 
in allen Gemeindegrößen ist die 
Beteiligung zwischen 1990 und 
2009 zurückgegangen.  
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Zahl der 
Mandate (a)

Wahlkreise Form der Liste Verrechnungsverfahren Sperrklausel

Belgien 22 21 4 lose geb. Liste d´Hondt keine

Bulgarien 17 17 nat. WK starre Liste Hare/Niemeyer keine

Dänemark 13 13 nat. WK lose geb. Liste d´Hondt keine

Deutschland 99 96 nat. WK starre Länder- oder Bundesliste Sainte-Laguë/Schepers keine

Estland 6 6 nat. WK starre Liste d´Hondt keine

Finnland 13 13 nat. WK lose geb. Liste d´Hondt keine

Frankreich 72 74 8 starre Liste Hare/d´Hondt 5 % (im WK)

Griechenland 22 21 nat. WK starre Liste Droop/größter Überrest keine

Irland 12 11 4 freie Liste/STV Droop/STV keine

Italien 72 73 5/nat. WK lose geb. Liste Hare/größter Überrest 4 %

Kroatien - 11 nat. WK lose geb. Liste d´Hondt 5 %

Lettland 8 8 nat. WK lose geb. Liste Sainte-Laguë 5 %

Litauen 12 11 nat. WK lose geb. Liste Hare-Niemeyer 5 %

Luxemburg 6 6 nat. WK freie Liste d´Hondt keine

Malta 5 6 nat. WK freie Liste/STV Droop/STV keine

Niederlande 25 26 nat. WK lose geb. Liste Hare/d´Hondt keine

Österreich 17 18 nat. WK lose geb. Liste d´Hondt 4 %

Polen 50 51 13/nat. WK starre Liste d´Hondt (b) 5 %

Portugal 22 21 nat. WK starre Liste d´Hondt keine

Rumänien 33 32 nat. WK starre Liste d´Hondt 5 %

Schweden 18 20 nat. WK lose geb. Liste mod. St.-Laguë 4 %

Slowakei 13 13 nat. WK lose geb. Liste Droop 5 %

Slowenien 7 8 nat. WK lose geb. Liste d´Hondt 4 %

Spanien 50 54 nat. WK starre Liste d´Hondt keine

Tschechien 22 21 nat. WK starre Liste d´Hondt 5 %

Ungarn 22 21 nat. WK starre Liste d´Hondt 5 %

Vereinigtes Königreich 72 73 12 (c) starre Liste d´Hondt keine

Zypern 6 6 nat. WK starre Liste Droop/größter Überrest keine

Anmerkungen: (a) erste Spalte: für Wahlen 2009 nach Vertrag von Nizza; zweite Spalte für Wahlen 2014 nach Vertrag von Lissabon und nach Beitritt Kroatiens;
  (b) Vergabe der auf die Parteien national vergebenen Mandate auf die Wahlkreise nach Hare/Niemeyer;
  (c) Nordirland wählt in einem Wahlkreis drei Abgeordnete nach listenloser Verhältniswahl (STV)

Europa-Wahlrecht
Martin Schlegel, Hagen

Für Ausgabe 1/2014 hatte ich 
vorgesehen, einen Überblick 
über die unterschiedlichen 
Wahlregelungen bei der Euro-
pawahl geben zu können. Es 
ging gründlich schief und so 
erschien in dem Heft nur Öster-

reich. Doch Asmus Rösler (frü-
her Landeswahlamt Hamburg) 
brachte mich weiter. Zwei Sei-
ten informieren: 
http://www.wahlrecht.de/aus-
land/europa.htm http://www.
bpb.de/politik/wahlen/europa-

wahl/71360/wie-waehlt-euro-
pa-2014.
Der Veröffentlichung der Bun-
deszentrale für politische Bil-
dung „Wie wählt Europa 
2014?“ entnehme ich die fol-
gende Übersicht. 
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Bei „1984“ denken die meis-
ten an Orwell, ich eher an die 
damalige Kommunalwahl. Sie 
war die erste, die ich zu organi-
sieren hatte – und hätte leicht 
meine letzte sein können. Doch 
ich hatte Glück und so folgten 
weitere.
Bezeichnet man die Europa-
wahl schon mal als Fingerhut-
wahl, weil die Probleme und 
öffentliche Aufmerksamkeit in 
einen Fingerhut passen, so ist 
jede Kommunalwahl das ande-
re Extrem. Selbst der kleinste 
Verdacht eines Fehlers wird zur 
Kenntnis genommen – gerne 
auch von der Lokalpresse. Da 
ist man als Wahl-Novize froh, 
wenn man wenigstens teilweise 
durch kundige Kräfte entlastet 
wird; z. B. durch die erfahrene 
Sekretärin der damaligen Mehr-
heitspartei. Die von ihr einge-
reichten Wahlunterlagen waren 
tipp-topp. Kein Gewusel und 
Geschmiere; es gab keinen An-
lass für Nachfragen oder Nach-
lieferungen. Das freut einen, so 
etwas spart Zeit – und davon 
hat man ja ohnehin nicht viel.

1984 – ein kritisches Jahr
Martin Schlegel, Hagen

Doch zwei Tage vor der Sitzung 
des Wahlausschusses platzte 
die Bombe. Ganz leise, nur ich 
hörte es.
Bei der mir sehr gut bekann-
ten Partei war es üblich, dass 
die 30 Personen, die für ein 
Direktmandat kandidierten, 
auf der Reserveliste die Plätze 
1–30 einnahmen. Jeder dieser 
30 Leute hatte ordnungsgemäß 
eine Zustimmungserklärung ab-
gegeben; allerdings nur für das 
Direktmandat, nicht auf der Re-
serveliste. Dort begannen die 
Unterschriften erst bei Platz 
31. Das betraf beispielsweise 
den OB-Kandidaten, der auch 
noch in einem Wahlbezirk an-
trat, wo selbst er keine Chance 
hatte, der also auf die Reserve-
liste angewiesen war.
Was tun?
Der eine Weg war, die fehlen-
den Unterschriften noch einzu-
treiben. Theoretisch machbar, so 
etwas kriegt man hin. Doch Ur-
laub, Krankheit, Dienstreise wa-
ren Gegebenheiten, für die ent-
scheidenden Tage unerreichbar 
zu sein. Dann wäre das Problem 

öffentlich geworden, die Bombe 
wäre laut hochgegangen. 
Deswegen ging ich einen ande-
ren Weg, die Jäger kennen hier 
den Begriff der „Ablenkenden 
Fütterung“.
Die Sitzung des Wahlausschusses 
wird von einer eingespielten Rou-
tine beherrscht: Der Wahlleiter 
gibt einen Bericht. Dann erhal-
ten die Mitglieder des Ausschus-
ses die eingereichten Unterlagen: 
Sitzungsprotokolle, Vorschlags-
listen, Zustimmungserklärungen 
und Unterstützungsunterschrif-
ten. Nun haben die Mitglieder 
Zeit, sich alles anzusehen. Das 
tun sie auch, wobei sie vor al-
lem an einem interessiert sind, 
den Unterstützungsunterschrif-
ten. „Sind Bekannte dabei? Hat 
einer meiner Partei für eine ande-
re Partei unterschrieben?“ Natür-
lich darf man nicht drüber reden, 
aber wissen will man es schon. 
Also habe ich in einen Ordner 
die SPD und die DKP gepackt. 
So blieb die SPD unbesichtigt 
und unbeanstandet. 
Wer sagt eigentlich, die DKP sei 
zu nichts nütze gewesen? 

Über Statistik:
Wissen ist Macht. 
Zu viel Wissen 
ist Ohnmacht.

Leise Bombe

Fingerhutwahl

SPD und DKP
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Einleitung
Die Entstehung der modernen 
europäischen Wissenschafts-
stadt ist aufs Engste mit der 
Gründung der ersten Universitä-
ten in Europa verbunden. Doch 
bereits in der Konstitutionspha-
se früher Imperien der Mensch-
heit gab es berühmte „Orte des 
Wissens“, in denen versucht 
wurde, das gesammelte Wissen 
der damaligen Zeit zusammen 
zu tragen. Erwähnt seien hier 
drei prominente Beispiele der 
frühen Wissenschaftsstädte: die 
Bibliothek des neuassyrischen 
Königs Assurbanipal, die große 
Bibliothek von Alexandria und 
die historische Universität von 
Nalanda im indischen Bundes-
staat Bihar.

Die Bibliothek 
des Assurbanipal  
Der ungeheure Wissensschatz 
der Bibliothek des Assurbani-
pal1 in Ninive umfasste mit über 
25.000 Tontafeln das gesamte 
Wissen der damaligen Zeit über 
die Kulturen des alten Mesopo-
tamien. Vom assyrischen Herr-
scher Assurbanipal  wurde in 
seinem Palast in seiner Regie-
rungszeit von 668 bis 627 v. Chr. 
eine Vielzahl an Werken der Me-
dizin, Mathematik, Astronomie 
und Astrologie, der Philosophie 
und Philologie, ferner wichtige 
Texte wie das Gilgamesch-Epos, 
Gebete, Lieder, Rechtsurkunden, 
Abschriften  des Codex Hammu-
rabi, Wirtschafts- und Verwal-
tungstexte, Briefe, Verträge, his-

Wissenschaftsstädte in Europa – 
Eine aktuelle Analyse – Teil 1
Günther Bachmann, Darmstadt

torische Texte, politische Palast-
notizen, Königslisten wie auch 
poetische Literatur zusammen 
getragen, selbstverständlich 
auch Statistiken für eine „Ge-
bäude- und Flächennutzungs-
zählung“.

Die Bibliothek 
von Alexandria
Die Bibliothek von Alexandria 
in Ägypten  wurde  im 3. Jahr-
hundert v. Chr. zur bedeutends-
ten Forschungsstätte der Anti-
ke, die Bibliothek verfügte über 
für die damaligen Verhältnisse 
enormen, aber heute unbekann-
ten Bestand an Schriftrollen. Die 
wesentliche Funktion der Biblio-
thek war die einer Schul- und 
Forschungsbibliothek und hatte 
einen erheblichen Anteil daran, 
dass Alexandria im 3. Jahrhun-
dert v. Chr. Athen als Zentrum 
der griechischen Wissenschaft 
ablöste. Die Bibliothek von Ale-
xandria gilt als legendäre Ur-
form einer Universalbibliothek 
und idealtypischer Wissensspei-
cher. Die Bibliothek diente aber 
nicht nur wissenschaftlichen 
Zwecken, sondern auch der 
Machtdemonstration der grie-
chisch-ägyptischen Herrscher 
und ihrer  groß angelegten Kul-
turpolitik. „Die schon bald nach 
der Gründung in der Bibliothek 
vorhandene ungeheure Menge 
an Schriften deckte alle Wis-
sensgebiete ab. Sie umfasste 
Werke über naturwissenschaft-
liche Themen (besonders Astro-
nomie), Mathematik, Medizin 

„Schau zurück auf die großen Reiche, 
die kamen und gingen, 

und du kannst in die Zukunft sehen.“
MARC AUREL

und Philosophie samt ausführ-
lichen Kommentaren dazu.“2 
Aus den von antiken und mit-
telalterlichen Autoren überlie-
ferten Angaben ist ein Bestand 
von 400.000 bis 500.000 Rol-
len zu erschließen. Das Ziel ei-
nes möglichst großen Bestan-
des hing wohl auch dem Wil-
len der Betreiber zusammen, 
Alexandria gegenüber anderen 
Bildungszentren zu profilieren 
und damit ihren Ruhm zu meh-
ren und ihre kulturpolitische 
Position nach Innen und Außen 
zu stärken. So wird von einem 
Konkurrenzkampf mit der spä-
ter gegründeten Bibliothek von 
Pergamon berichtet. 

Die buddhistische 
Wissenschaftsstadt 
Nalanda
Ein weiteres Beispiel für eine 
frühe Stadt der Wissenschaften 
ist die berühmte buddhistische 
Universitätsstadt Nalanda3 in 
Nordindien mit ihrer Vielzahl 
an Fachbereichen, von den Fa-
kultäten buddhistischer Reli-
gionsinterpretation bis hin zu 
Mathematik, Astronomie und 
Medizin. Hier befand sich die 
größte buddhistische Universi-
tät, gegründet im 5. Jh. n. Chr., 
an der über 10.000 Studenten 
und 1.000 Professoren studier-
ten und lehrten. Zu ihr gehör-
ten neunstöckige Bauten, eine 
Vielzahl von Tempeln und Klös-
ter sowie eine kulturell-soziale 
Infrastruktur. Die Bibliothek soll 
9 Millionen Bücher umfasst ha-

Über 400.000 Rollen

25.000 Tontafeln

10.000 Studenten
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ben. Sie war damit zugleich das 
größte Lehrzentrum der antiken 
Welt überhaupt. Die Universi-
tät wurde Ende des 12. Jahrhun-
derts im Zuge der islamischen 
Eroberung Indiens und der da-
mit verbundenen Vernichtung 
des Buddhismus in Nordindien 
völlig zerstört.
Zusammenfassend ist festzu-
stellen, dass die Nähe zur Kö-
nigsmacht, die religiöse Inter-
pretationshoheit und der Wis-
sensvorteil in Konkurrenz zu an-
deren Städten oder Imperien für 
die Konstituierung der frühen 
„Wissenschaftsstädte“ von ent-
scheidender Bedeutung war. Je 
nach Herrschaftssituation wa-
ren die frühen Zentren der Wis-
senschaft jedoch sehr bedroht, 
gerade die Anbindung an die je-
weilige Herrschergruppe konnte 
im Rahmen kriegerischer Hand-
lungen  zum Niedergang oder 
gar zur Zerstörung der Biblio-
thek, der Universität und sogar 
der ganzen Stadt führen.

Die Geburt der 
Wissenschaftsstadt
In einer Gründungswelle im 
12. Jahrhundert breiteten sich 
in ganz Europa Universitäten 
als welt- und kirchenrechtliche 
Wissenszentren aus. Die aller-
ersten Universitäten4 waren die 
Rechtsschulen zu Bologna von 
1088, die Medizinschulen von 
Salerno (1057) und die Univer-
sitäten von Paris (ca. ab 1150), 
Oxford in 1167, Cambridge 
1209, sowie Salamanca in 1218, 
Montpellier 1220 und Padua 
1222. Die nach unserem heu-
tigen Verständnis so genannte 
Universität ist als Bildungsinsti-
tution eine originäre Schöpfung 
des ausgehenden europäischen 
Mittelalters und wurde durch 
die Reformation und die Jahr-
zehnte der Aufklärung grund-
legend reformiert und moder-
nisiert. Mit der Gründung und 
Verfestigung der Universitäten 

in Europa war auch die Entste-
hung von ersten Ansätzen von 
Wissenschaftsstädten verbun-
den.
Anders als die stets bedrohten 
frühen „Wissenschaftsstädte“ 
der Antike waren die Städte Eu-
ropas mit ihren Universitäten 
eine „Angelegenheit auf Dau-
er“: auffällig ist ihre Dezentra-
lität, vor allem in Deutschland, 
die Kontinuität der zumindest 
großen Einrichtungen – selbst 
über Kriege und Weltkriege hin-
weg – und die zunehmende Dif-
ferenzierung in Bezug auf die 
Fachthemen und -bereiche. Jac-
ques Verger5 schreibt dazu, dass 
es sich bei diesem Modell des 
Wissensortes, das sich allmäh-
lich in ganz Europa und dann 
über die ganze Welt ausbreitete, 
tatsächlich um eine neue Insti-
tution, die man nur auf Grund 
einer geschichtlichen Analyse 
ihrer Entstehung und Entwick-
lung  in Europa definieren kann, 
handelte.6

Grafik 1: 
IKT-Beschäftigte an allen Beschäftigten in europäischen Großstädten

Grafik 2: Das magische Fünfeck – demografische Entwicklung und IKT-Beschäftigtenindikator

WISSENSCHAFTSSTÄDTE IN EUROPA – EINE AKTUELLE ANALYSE – TEIL 1
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Wissenschaftsstadt, seiner kul-
turell-sozialen und infrastruk-
turellen Besonderheiten  ver-
bunden. Untersucht man euro-
päische Städte nach Merkma-
len für Wissenschaftsstädte, so 
wird deutlich, dass Städte über 
500.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner – positive Rahmen-
bedingungen vorausgesetzt – 
offenbar einen „strategischen 
Vorteil“ besitzen:  es liegt hier 
nahe, das Argument der Anzie-
hungskraft der so genannten 
Kreativen Klasse nach Richard 
Florida einzuführen. 
Doch neben den großen Me-
tropolen und Hauptstädten, 
die mit ihren Bildungseinrich-
tungen und kreativen Milieus 
a priori als Wissenschaftsstäd-
te gelten, werden zunehmend 
mehr die mittelgroßen Städte 
als Wissenschaftsstädte in Eu-
ropa10 wahrgenommen, denen 
eine wesentlich gewichtigere 
Rolle und Funktion in Bezug 
auf die Gesamtökonomie und 
technologische Entwicklung der 
modernen Gesellschaften zuge-
wiesen werden muss. Paul Ben-
neworth11 hat in mehreren Ver-
öffentlichungen, unter anderem 
in Spezialstudien für die OECD, 
auf die Rolle der mittelgroßen 
Großstädte in Europa, die Rol-
le der kreativen Milieus und die 
Spezifika moderner Hochtech-
nologie hingewiesen. 

Daten des 
Urban Audit 
Für eine erste Analyse europä-
ischer Wissenschaftsstädte, die 
nicht zugleich Hauptstädte ih-
res Landes sind, wird im Fol-
genden die Konstruktion eines 
„einfachen Indikators“ vorge-
nommen. Es wird versucht, die 
demografische Bevölkerungs-
entwicklung und der Anteil der 
IKT-Beschäftigten an allen Be-
schäftigten mit den Städtedaten 
des Urban Audit analytisch aus-
zuwerten. So ist die Entwick-

lung der Beschäftigung regio-
nal sehr unterschiedlich – denn 
in der modernen Wissensgesell-
schaft ist die Nähe zu anderen 
Unternehmen der gleichen oder 
ähnlichen Branche, zu Absatz-
märkten, Wissenszentren und 
Forschungseinrichtungen im-
mer wichtiger geworden. Aus-
gehend von den Daten der EU-
Kommission und von Eurostat, 
die auf den bekannten Internet-
seiten der Urban Audit-Städte-
daten12 zu finden sind, wird ein 
demografischer Index und ein 
Verhältnisindex mit dem Anteil 
der IKT-Beschäftigten an allen 
Beschäftigten gebildet. Leider 
sind nicht für alle europäischen 
Großstädte alle Daten zu Be-
schäftigung und/oder Demogra-
fie verfügbar, deshalb werden 
die vorhandenen fast vollstän-
digen Daten für die Zeitperiode 
von 2003, 2007 und 2009 ana-
lysiert.

In Grafik 1 wird der Anteil der 
IKT-Beschäftigten an allen Be-
schäftigten in europäischen 
Großstädten für den Zeitraum 
2007 bis 2009 beispielhaft an-
hand einer Excel-Tabelle ge-
zeigt.
Zur besseren Orientierung mar-
kieren die beiden roten Linien 
im Diagramm den bundesdeut-
schen Durchschnitt der beiden 
Indikatoren. In der Horizonta-
len sind die demografischen 
Veränderungen im Zeitraum 
von 2003 bis 2009 aufgetra-
gen, in der Vertikalen die An-
teile an IKT-Beschäftigten an 
allen Beschäftigten. Auffällig 
sind die Gruppen von großen 
bis mittelgroßen europäischen 
Städten, die sowohl positive de-
mografische Entwicklungen im 
beobachteten Zeitraum aufzu-
weisen haben sowie einen ho-
hen Anteil an IKT-Dienstleistern 
an allen Beschäftigten. 
Für Deutschland sind dies un-
ter anderem Städte wie Düssel-
dorf, Nürnberg, Bonn, Karlsruhe, 

Eine einschneidende Verän-
derung der europäischen Uni-
versitätsstädte bewirkte die  
neuzeitliche Entwicklung der 
Naturwissenschaften und der 
Technologien, die mit ihren 
personal- und ressourcenin-
tensiven Voraussetzungen die 
Konkurrenz untereinander und 
zwischen Ländern und Natio-
nen forcierten. Allerdings ist 
der originäre Begriff der „Wis-
senschaftsstadt“ ein Begriff, der 
erst in den 1990er Jahren auf-
kommt und im Folgenden ge-
nauer definiert und analysiert 
werden wird.

Die Wissenschafts-
stadt – ein vorerst 
unscharfer Begriff
Eine der ersten Publikationen 
zum Thema Wissenschaftsstadt 
überhaupt war die Veröffent-
lichung des Atlasses der Wis-
senschaftsstädte und Wissen-
schaftsparks7 von Yann Couvi-
dat und Julien Giusti in 1991. 
Couvidat und Giusti sind u. a. 
die ersten Autoren, die um-
fangreich die Rolle der Städ-
te und der in ihnen lebenden 
Hochqualifizierten im Sinne 
eines modernen Begriffs von 
Wissenschaftsstadt beschrei-
ben8. Interessant ist der Atlas 
der Technopolen aus heutiger 
Sicht, insbesondere welche 
Städte zu Beginn der neunziger 
Jahre des letzten Jahrhunderts 
im Atlas noch nicht aufgeführt 
waren und die heute in Ran-
kings, wissenschaftlichen Pub-
likationen oder Analysen als das 
Modell der Wissenschaftsstadt 
schlechthin gehandelt werden, 
wie noch gezeigt wird.
Mit seiner Veröffentlichung 
von 2003 hat Richard Flori-
da9 die Analyse der modernen 
„Science City“ sehr bereichert: 
die drei TTTs – Talente, Techno-
logie und Toleranz – sind bis-
her praktisch unwidersprochen 
untrennbar mit dem Begriff der 
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Atlas der 
Wissenschaftsstädte

Floridas TTT
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Stuttgart, Frankfurt am Main, 
Darmstadt, Freiburg im Breis-
gau, Köln, Leipzig, München, 
Mainz oder Hamburg. Typische 
europäische Wissenschafts-
städte wie Oulu und Tampere 
in Finnland oder Antwerpen und 
Gent in Belgien sind ebenfalls 
zu identifi zieren. Leider hat-
ten zum Veröffentlichungszeit-
punkt die französischen Städ-
te, insbesondere z. B. Toulouse 
oder Montpellier, keine demo-
grafi schen Daten an Eurostat 
übermittelt, so dass sie in der 
Grafi k nicht erscheinen.
Generell ist festzuhalten, dass 
die Datenkombination aus den 
beiden Indikatoren Bevölke-
rungsentwicklung und IKT-Be-
schäftigte erfolgreich aufzeigt, 
dass ein erheblicher Teil der eu-
ropäischen Wissenschaftsstäd-
te hohe Beschäftigtenanteile im 
Bereich IKT sowie eine positive 
Bevölkerungsentwicklung hat.

Ausblick
Im noch folgenden, zweiten Teil 
des Aufsatzes werden die neu-
en methodischen Ansätze zu 
Wissenschaftsstädten, wie sie 
unter anderem von Richard Flo-
rida sowie von Lutz Bornmann 
und Loet Leydesdorff  erarbei-
tet wurden, vorgestellt und mit 
den neuesten Daten des Urban 
Audit Projektes analysiert. Fer-
ner werden die Ergebnisse der 
neuen, in 2014 veröffentlichten 

Studie der EU-Kommission zum 
EU-Atlas der IKT-Spitzenkom-
petenzpole kritisch analysiert 
und mit Ergebnissen der Urban 
Audit-Datenanalyse verglichen. 
In dem neuen EU-Bericht wur-
den alle 1.303 EU-Regionen 
(NUTS3-Regionen) auf ihre 
IKT-Tätigkeiten hin untersucht, 
was weiter wichtige Hinweise 
auf die Stadtanalyse der euro-
päischen Wissenschaftsstädte 
eröffnet. Ferner kann eine mul-
tivariate Datenanalyse der eu-
ropäischen Urban Audit-Daten 
neue Einblicke in die soziale, 
ökonomische und ökologische 
Verfasstheit europäischer Städ-
te bieten.
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Wie ist die wirtschaftliche Lage 
unserer Städte? Eine Bestands-
aufnahme ergibt ein recht dif-
ferenziertes Bild: Boomenden 
Städten mit guten Entwick-
lungspotenzialen stehen Städte 
mit Altlasten und eher ungüns-
tigen Perspektiven gegenüber.
Die aktuell bis 2011 vorlie-
genden Daten der Arbeitskrei-
se „Erwerbstätigenrechnung“ 
und „Volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnungen der Länder“ 
für kreisfreie Städte und Land-
kreise ermöglichen eine Un-
tersuchung in Bezug auf die 
Entwicklung von Bevölkerung 
und Erwerbstätigkeit größerer 
Städte seit Beginn dieses Jahr-
tausends1. Dabei werden die Er-
werbstätigen für diejenige Stadt 
nachgewiesen, in der sie arbei-
ten (Arbeitsortkonzept), die Be-
völkerung natürlich am Wohn-
ort. Die Differenz zwischen der 
Zahl der Erwerbstätigen am Ar-
beitsort und am Wohnort wird 
maßgeblich durch den Saldo 
aus Ein- und Auspendlern be-
stimmt.

Entwicklungs-
trends für Bevölke-
rung und Erwerbs-
tätigkeit:

In Großstädten ...
Tabelle 1 stellt die Entwick-
lung der Zahl der Einwoh-
ner und der Erwerbstätigen in 
Großstädten mit 500.000 und 
mehr Einwohnern für 2000 
bis 2011 dar. Bemerkenswer-

Differenzierte Entwicklungstendenzen 2000 bis 2011

Bevölkerung und 
Erwerbstätigkeit 
Werner Münzenmaier, Stuttgart

terweise können danach die 
meisten Großstädte auf einen 
– teilweise sogar recht kräfti-
gen – Bevölkerungszuwachs 
zurückblicken, wohingegen 
in Deutschland insgesamt die 
Zahl der Einwohner um - 0,5 % 
rückläufig war. Sogar zweistelli-
ge Zuwachsraten erreichten die 
Städte München (+ 13,5 %) und 
Dresden (+ 10,2 %), recht stark 
gestiegen sind die Einwohner-
zahlen außerdem in Leipzig 
(+ 6,6 %), Frankfurt am Main 
(+ 6,2 %), Köln (+ 5,1 %), Ham-
burg (+ 4,8 %) und Stuttgart 
(+ 4,6 %). Demgegenüber muss-
ten die Ruhrgebietsstädte Duis-
burg (- 5,5 %), Essen (- 3,9 %) 
und Dortmund (- 1,5 %) Bevöl-
kerungsverluste hinnehmen, die 
sogar deutlicher ausgefallen 
sind als im nationalen Durch-
schnitt.
Während also in Deutschland 
die Bevölkerung von 2000 bis 
2011 leicht abgenommen hat, 
ist die Zahl der Erwerbstätigen 
im gleichen Zeitraum um im-
merhin + 4,5 % angewachsen. 
Wie Tabelle 1 zeigt, konnten 
alle Großstädte Deutschlands 
ihre Erwerbstätigkeit ausbau-
en, wenngleich in sehr un-
terschiedlichem Ausmaß. So 
stand einer kräftigen Auswei-
tung in Dresden (+ 10,7 %), 
Hamburg (+ 9,8 %), Leipzig 
(+ 9,7 %), Köln und Dortmund 
(jeweils + 9,6 %) sowie Düssel-
dorf (+ 9,5 %) ein nur mäßiger 
Anstieg in Duisburg (+ 0,4 %) 
gegenüber. Unter dem natio-
nalen Durchschnitt blieb der 

Arbeitsplatzausbau auch in 
Stuttgart (+ 1,7 %), Nürnberg 
(+ 2,0 %), Essen (+ 2,7 %), Bre-
men (+ 3,5 %) und Hannover 
(+ 4,0 %). 
Die Erwerbstätigenentwick-
lung offenbart einige interes-
sante Besonderheiten. So ge-
hört Dortmund trotz Bevölke-
rungsverlusten zu den Städten 
mit einem besonders kräftigen 
Arbeitsplatzaufbau, während 
die beiden anderen Ruhrge-
bietsstädte Duisburg und Es-
sen neben Einwohnerverlusten 
nur unterdurchschnittliche Stei-
gerungen der Erwerbstätigen-
zahlen verzeichnen konnten. 
Die drei süddeutschen Groß-
städte München, Stuttgart und 
Nürnberg zeichnen sich unter 
anderem dadurch aus, dass in 
ihnen – entgegen dem Trend 
in Deutschland und in den an-
deren Großstädten – die Zahl 
der Einwohner deutlich stärker, 
nämlich durchweg mit mehr als 
doppelt so hohen Zuwachsraten 
angestiegen ist wie die Zahl der 
Erwerbstätigen. Die insoweit re-
lativ schwache Ausweitung der 
Arbeitsplätze hängt möglicher-
weise mit einem dort schon 
weitgehend ausgeschöpften 
Erwerbspersonenpotential zu-
sammen, abzulesen aus recht 
niedrigen Arbeitslosenzahlen 
dieser Städte.

… und in weiteren größe-
ren Städten
Auch unter den in Tabelle 2 
ausgewiesenen Städten mit 
200.000 bis unter 500.000 Ein-

Großstädte wachsen

Deutschland schrumpft

Mehr Erwerbstätige
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wohnern2 ist in einigen süd-
deutschen Städten (Augsburg, 
Mannheim, Karlsruhe, Mainz) 
die Zahl der Einwohner kräf-
tiger angewachsen ist als die 
Zahl der Erwerbstätigen, au-
ßerdem in Bonn sowie in den 
ostdeutschen Städten Erfurt 
und Rostock. 
Ansonsten ist die Situation in 
dieser Gruppe größerer Städte 
deutlich differenzierter als bei 
den Großstädten: Starken Bevöl-
kerungsgewinnen, so vor allem 
in Freiburg (+ 10,8 %), Mainz 
(+ 9,8 %), Bonn (+ 8,4 %) und 
Münster (+ 8,3 %), standen be-
trächtliche Einwohnerverluste 
in den ostdeutschen Städten 
Halle (- 7,3 %) und Chemnitz 
(- 7,0 %) gegenüber, ebenso in 
den nordrhein-westfälischen 
Städten Wuppertal (- 4,9 %), 
Bochum (- 4,6 %), Gelsenkir-
chen und Oberhausen (jeweils 
- 4,3 %), Krefeld (- 2,6 %) und 
Mönchengladbach (- 2,2 %). 
Ein Teil dieser Städte mit star-
kem Bevölkerungsrückgang 
konnte allerdings die Erwerbs-
tätigkeit ausweiten, so Gelsen-
kirchen (+ 2,8 %), Mönchen-
gladbach (+ 2,1 %) und Ober-
hausen (+ 2,0 %). Besonders 
kräftige Beschäftigungseinbu-
ßen mussten unter den Städten 
mit rückläufiger Bevölkerung 
Halle (- 10,0 %) und Wuppertal 
(- 8,1 %) hinnehmen.

Vergleich von 
Bevölkerungs- und 
Erwerbstätigen-
entwicklung 
Den Zusammenhang zwischen 
der Entwicklung von Erwerbstä-
tigkeit und Bevölkerung im Zeit-
raum 2000 bis 2011 illustriert 
Schaubild 1, in dem die prozen-
tuale Veränderung  der Zahl der 
Einwohner auf der Abszisse und 
diejenige der Zahl der Erwerbs-
tätigen auf der Ordinate abge-
bildet sind. Die eingezeichneten 
Punkte geben die Entwicklung 

der insgesamt 38 Städte wieder, 
wie sie in den Spalten 1 und 2 
der Tab. 1 und 2 vermerkt sind. 
Die ebenfalls eingezeichnete 
Trendgerade ist diesen Punk-
ten so angepasst, dass die ver-
tikalen Differenzen zwischen 
den Punkten und der Geraden 
minimiert sind („Methode der 
kleinsten Quadrate“).
Aus dem Verlauf dieser Geraden 
geht hervor, dass in der Tendenz 
die Entwicklung die Zahl der Er-
werbstätigen einer Stadt umso 
günstiger (ungünstiger) ausfällt, 
je günstiger (ungünstiger) sich 
die Zahl der Einwohner ver-
ändert hat. Allerdings gibt es 
für einzelne Städte deutliche 
Abweichungen vom allgemei-
nen Trend, was sich im Schau-
bild durch entsprechend hohe 
Streuungen einzelner Punkte 
um die Trendgerade ausdrückt 
und durch den Wert des Be-
stimmtheitsgrades R2 in Höhe 
von 0,561 bestätigt wird.3

Städte mit besonders markan-
ten Abweichungen vom Trend 
sind in Schaubild 1 mit ihren 
Kfz-Kennzeichen markiert. Da-
bei sind, bei einer Betrachtung 
im Uhrzeigersinn, folgende Auf-
fälligkeiten zu vermerken:
- Die Universitätsstädte Frei-

burg und Münster sowie die 

Großstädte Hamburg, Köln, 
Düsseldorf, Leipzig und auch 
noch Berlin verzeichnen bei 
einer überdurchschnittlich 
guten Bevölkerungsent-
wicklung einen Anstieg der 
Erwerbstätigkeit, der – zum 
Teil deutlich – kräftiger aus-
fällt als im Trend der Städte.

- Demgegenüber kann die 
bayerische Landeshaupt-
stadt München mit dem 
weitaus höchsten Bevölke-
rungswachstum zwar auch 
auf eine Zunahme der Er-
werbstätigkeit zurückbli-
cken, diese bleibt jedoch 
deutlich hinter dem zurück, 
was – gemessen an der 
Trendlinie – die Bevölke-
rungsentwicklung erwarten 
lässt. Auch andere süddeut-
sche Städte wie Stuttgart, 
Nürnberg, Augsburg und 
Mannheim sowie die ost-
deutschen Städte Erfurt und 
noch Rostock verzeichnen 
bei anwachsender Bevölke-
rung eine Zunahme der Er-
werbstätigkeit, die insoweit 
hinter dem Trend zurück-
bleibt.

- Umgekehrt weisen die bei-
den sachsen-anhaltinischen 
Städte Magdeburg und vor 
allem Halle sowie die nord-

Abbildung 1
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Stadt Einwohner
ins-

gesamt

                                               Erwerbstätige

                                                   darunter

Produzierendes Gewerbe Dienstleistungsbereiche

ins-
gesamt

darunter

ins-
gesamt

davon

Verarbeiten-
des Gewerbe Baugewerbe

Handel, 
Verkehr

Finanz-, Un-
ternehmens-
dienstleister

Öffentliche 
Dienstleister

Berlin B + 2,8 + 7,2 - 24,1 - 16,8 - 30,5 + 14,0 + 10,7 + 20,0 + 13,1
Bremen HB + 1,4 + 3,5 - 17,6 - 16,3 - 25,3 + 10,2 - 2,8 + 36,7 + 10,8
Dortmund DO - 1,5 + 9,6 - 19,6 - 22,6 - 20,9 + 17,0 + 9,6 + 28,3 + 17,9
Dresden DD + 10,2 + 10,7 - 6,8 + 7,5 - 20,8 + 15,3 + 5,1 + 32,1 + 14,0
Düsseldorf D + 3,7 + 9,5 - 17,7 - 19,6 - 24,5 + 14,5 + 6,8 + 26,2 + 11,8
Duisburg DU - 5,5 + 0,4 - 13,1 - 2,7 -12,7 + 5,8 - 1,8 + 23,6 + 4,2
Essen E - 3,9 + 2,7 - 20,8 - 23,3 - 18,5 + 8,3 - 4,0 + 21,2 + 10,6
Frankfurt F + 6,2 + 6,2 - 21,9 - 25,9 - 13,1 + 11,1 + 5,6 + 11,2 + 19,0
Hamburg HH + 4,8 + 9,8 - 17,0 - 14,1 - 25,3 + 15 3 + 7,3 + 26,1 + 16,5
Hannover H + 1,6 + 4,0 - 21,3 - 23,0 - 28,5 + 10,1 - 1,0 + 11,1 + 17,9
Köln K + 5,1 + 9,6 - 12,5 - 15,7 - 15,1 + 14,2 - 1,8 + 29,6 +20,4
Leipzig L + 6,6 + 9,7 - 15,8 + 13,9 - 25,8 + 16,5 + 8,1 +40,9 + 8,2
München M + 13,5 + 5,4 - 21,3 - 23,2 - 22,2 + 11,4 - 1,4 + 20,8 + 15,3
Nürnberg N + 4,2 + 2,0 - 22,1 - 22,0 - 27,4 + 9,5 - 5,6 + 25,3 + 15,8
Stuttgart S + 4,6 + 1,7 - 18,2 - 17,7 - 21,7 + 7,7 - 4,2 + 8,0 + 17,4

Deutschland - 0,5 + 4,5 - 10,1 - 7,3 - 17,0 + 11,0 + 3,7 + 26,6 + 10,0

Tab. 1: Entwicklung der Zahl der Einwohner und der Zahl der Erwerbstätigen in Städten mit 500.000 und mehr Einwohnern 2000 bis 2011 
(Quelle: Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder; eigene Berechnungen)

Stadt Einwohner
ins-

gesamt

Erwerbstätige

darunter

Produzierendes Gewerbe Dienstleistungsbereiche

ins-
gesamt

darunter

ins-
gesamt

davon

Verarbeiten-
des Gewerbe Baugewerbe

Handel, 
Verkehr

Finanz-, Un-
ternehmens-
dienstleister

Öffentliche 
Dienstleister

Augsburg A + 4,1 + 3,1 - 18,0 - 15,7 - 34,7 + 11,0 + 0,7 + 16,8 + 16,5
Bielefeld BI + 0,8 + 4,2 - 22,9 - 25,7 - 17,4 + 13,2 + 0,6 + 25,7 + 19,0
Bochum BO - 4,6 - 2,7 - 31,9 - 38,0 - 11,4 + 7,6 - 3,1 + 36,5 + 5,1
Bonn BN + 8,4 + 7,9 - 33,8 - 43,8 - 9,6 + 13,1 + 3,8 + 39,1 + 9,5
Braunschweig BS + 1,4 + 1,8 - 13,6 - 12,1 - 22,3 + 6,1 - 7,3 + 23,6 + 7,3
Chemnitz C - 7,0 - 2,8 - 17,3 + 1,1 - 37,5 + 1,9 - 8,8 + 22,1 - 2,2
Erfurt EF + 2,3 + 0,6 - 21,8 + 4,4 - 41,2 + 6,2 - 4,3 + 40,7 - 3,2
Freiburg FR + 10,8 + 13,9 - 14,6 - 16,8 - 15,7 + 19,2 + 7,4 + 22,3 + 26,5
Gelsenkirchen GE - 4,3 + 2,8 - 9,3 - 16,4 + 13,7 + 6,2 + 0,3 + 59,0 - 6,5
Halle HAL - 7,3 - 10,0 - 41,9 - 29,2 - 48,5 - 3,6 - 11,3 + 29,7 - 10,8
Karlsruhe KA + 6,5 + 6,4 - 11,1 - 18,3 - 15,0 + 10,7 + 2,4 + 17,2 + 14,5
Kiel KI + 3,1 + 4,4 - 19,6 - 16,7 - 28,1 + 8,9 - 1,4 + 16,8 + 12,2
Krefeld KR - 2,6 - 3,4 - 22,2 - 21,0 - 15,3 + 6,0 - 5,6 + 20,8 + 9,8
Lübeck HL - 1,4 + 5,5 - 8,8 - 6,1 - 9,6 + 9,1 - 5,4 + 36,2 + 8,7
Magdeburg MD - 1,2 - 1,9 - 29,0 - 5,7 - 47,5 + 4,8 - 7,3 + 46,8 - 6,3
Mainz MZ + 9,8 + 9,0 - 31,4 - 32,4 - 16,8 + 16,8 + 4,9 + 21,9 + 23,9
Mannheim MA + 2,3 + 1,8 - 8,5 - 13,0 - 0,3 + 5,9 + 3,1 + 2,9 + 12,0
M‘gladbach MG - 2,2 + 2,1 - 23,8 - 26,8 - 9,0 + 12,4 - 0,4 + 40,2 + 10,4
Münster MS + 8,3 + 13,6 - 9,7 - 12,5 - 4,9 + 17,1 + 1,9 + 29,1 + 22,4
Oberhausen OB - 4,3 + 2,0 - 1,3 - 8,2 - 8,0 + 1,0 - 1,3 + 10,2 - 2,7
Rostock HRO + 0,5 + 0,2 - 25,9 - 0,2 - 56,9 + 5,7 - 1,6 + 25,9 + 1,7
Wiesbaden WI + 3,0 + 3,4 - 16,5 - 21,9 - 4,3 + 7,6 - 5,8 + 12,4 + 14,6
Wuppertal W - 4,9 - 8,1 - 22,1 - 23,6 - 14,7 - 2,5 - 8,3 - 3,1 + 2,5

Tab. 2: Entwicklung der Zahl der Einwohner und der Zahl der Erwerbstätigen in Städten mit 200.000 bis unter 500.000 Einwohnern 2000 
bis 2011 (Quelle: Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder; eigene Be-
rechnungen)
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rhein-westfälischen Städte 
Krefeld und insbesondere 
Wuppertal Rückgänge ihrer 
Erwerbstätigkeit auf, die bei 
ohnehin negativer Bevölke-
rungsentwicklung deutlich 
stärker durchschlagen als 
es der Trend vorgibt.

- Schließlich erreichte die 
Stadt Dortmund trotz einer 
Bevölkerungsabnahme ein 
Wachstum der Erwerbstä-
tigkeit, das lediglich von 
den ausgesprochen bevöl-
kerungsdynamischen Städ-
ten Freiburg, Münster, Ham-
burg und Leipzig übertroffen 
wird. Auch die vier anderen 
Ruhrgebietsstädte Gelsen-
kirchen, Essen, Oberhau-
sen und Duisburg sowie die 
Stadt Lübeck erzielten Zu-
nahmen bei der Zahl der Er-
werbstätigkeit, die sich bei 
gleichzeitiger Bevölkerungs-
abnahme insoweit positiv 
vom trendmäßigen Zusam-
menhang zwischen Bevölke-
rungs- und Erwerbstätigen-
entwicklung abheben.

Erwerbstätigkeit 
nach Wirtschafts-
bereichen4

Dienstleistungsbereiche
Die Erwerbstätigkeit in den 
Städten wird überwiegend 
durch Dienstleistungen unter-
schiedlicher Art bestimmt. Ent-
sprechend lässt Schaubild 2 ei-
nen relativ starken Zusammen-
hang zwischen der Entwicklung 
der Erwerbstätigen im Dienst-
leistungsbereich und insgesamt 
erkennen, ausgedrückt durch 
zumeist relativ geringe Streu-
ungen der Punkte um die Trend-
gerade und ein mit 0,852 recht 
hohes Bestimmtheitsmaß R2. 
Im Einzelnen hat die Zahl der 
Erwerbstätigen in den Dienst-
leistungsbereichen in Deutsch-
land zwischen 2000 und 2011 
um + 11,0 % zugenommen 

Abbildung 2
(Tab. 1). Unter den Großstäd-
ten deutlich über diesem Durch-
schnittswert bewegten sich die 
Zunahmen in den ostdeutschen 
Städten Leipzig (+ 16,5 %) und 
Dresden (+ 15,3 %) sowie in 
Hamburg (+ 15,3 %), Düsseldorf 
(+ 14,5 %), Köln (+ 14,2 %) und 
Berlin (+ 14,0 %). Der höchste 
Zuwachs aller Großstädte wur-
de allerdings für die Stadt Dort-
mund mit + 17,0 % ermittelt, 
wohingegen die beiden anderen 
Ruhrgebietsstädte mit + 5,8 % 
(Duisburg) und Essen (+ 8,3 %) 
unter den Großstädten am En-
de rangieren. Auch die Zuwäch-
se in Stuttgart (+ 7,7 %) und in 
Nürnberg (+ 9,5 %) sind hinter 
dem nationalen Durchschnitt 
zurück geblieben. 
Ebenfalls überdurchschnitt-
lich hat unter den Städten 
mit 200.000 bis 500.000 Ein-
wohnern (Tabelle 2) die Er-
werbstätigkeit in den Dienst-
leistungsbereichen der Städte 
Freiburg (+ 19,2 %), Münster 
(+ 17,1 %), Mainz (+ 16,8 %), 
Bielefeld (+ 13,2 %), Bonn 
(+ 13,1 %) und Mönchenglad-
bach (+ 12,4 %) zugenommen. 
Im Durchschnitt lagen die noch 
zweistelligen Steigerungsraten 
in den süddeutschen Städten 
Augsburg (+ 11,0 %) und Karls-
ruhe (+ 10,7 %). Demgegenüber 

war die Entwicklung der Dienst-
leistungen in Halle mit - 3,6 % 
rückläufig, und auch in Chem-
nitz (+ 1,9 %), in Magdeburg 
(+ 4,8 %), in Rostock (+ 5,7 %) 
und in Erfurt (+ 6,2 %) blieb der 
Personalaufbau deutlich unter 
dem nationalen Durchschnitt 
und fiel auch merklich geringer 
aus als in den beiden ostdeut-
schen Großstädten Leipzig und 
Dresden mit dort besonders ho-
he Zuwächsen. Rückläufig war 
die Entwicklung ebenfalls in 
Wuppertal (- 2,5 %), und auch 
in den Ruhrgebietsstädten 
Oberhausen (+ 1,0 %), Krefeld 
(+ 6,0 %) und Gelsenkirchen 
(+ 6,2 %) waren die Dienstleis-
tungsbereiche nicht sehr dy-
namisch. Gleiches trifft für die 
Stadt Mannheim mit + 5,9 % zu. 
Alle vorstehend aufgeführ-
ten Städte gehören zu denen, 
für die sich im Zusammenspiel 
zwischen der Entwicklung der 
Erwerbstätigkeit insgesamt und 
in den Dienstleistungsbereichen 
relativ markante Abweichungen 
zur Trendgeraden (Schaubild 2) 
feststellen lassen. So ist der Er-
werbstätigenaufbau bei den 
Dienstleistungen in Oberhau-
sen, Gelsenkirchen, Mannheim, 
Braunschweig, Wiesbaden, Lü-
beck und Münster schwächer 
ausgefallen als es dem Trendzu-
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sammenhang zur gesamten Er-
werbstätigkeit entsprochen hät-
te, und in Chemnitz, Wuppertal 
und auch Halle wäre, gemessen 
am jeweiligen Erwerbstätigen-
rückgang insgesamt, ebenfalls 
eine etwas günstigere Entwick-
lung bei den Dienstleistungen 
zu erwarten gewesen. Dem-
gegenüber war in den beiden 
nordrhein-westfälischen Städ-
ten Bochum und Krefeld der 
tatsächliche Dienstleistungsauf-
bau kräftiger als im Trend zum 
dortigen Erwerbstätigenrück-
gang insgesamt, gleicherma-
ßen in den Städten Mönchen-
gladbach, Augsburg, Bielefeld, 
Mainz, Dortmund und Leipzig 
im Vergleich zum Trend der dort 
positiven gesamten Erwerbstä-
tigenentwicklung.

Situation innerhalb der 
Dienstleistungsbereiche
Innerhalb des Bereichs der 
Dienstleistungen lassen sich drei 
Wirtschaftsbereiche unterschei-
den: Zum einen „Handel, Ver-
kehr und Lagerei, Gastgewerbe, 
Information und Kommunikati-
on“, zum zweiten „Finanz-, Ver-
sicherungs- und Unternehmens-
dienstleister, Grundstücks- und 
Wohnungswesen“, zum drit-
ten „Öffentliche und sonstige 
Dienstleister, Erziehung und Ge-
sundheit, Private Haushalte mit 
Hauspersonal“. Diese Bereiche 
werden im Folgenden verein-
facht als „Handel und Verkehr“, 
„Finanz- und Unternehmens-
dienstleister“ sowie „Öffentli-
che Dienstleister“ bezeichnet.
Für die Finanz- und Unterneh-
mensdienstleister und für die 
Öffentlichen Dienstleister der 
untersuchten Städte lassen 
sich überwiegend positive Zu-
wachsraten erkennen, während 
die Entwicklung bei Handel und 
Verkehr durchweg recht diffe-
renziert ist. 
Besonders auffallend im Be-
reich der Finanz- und Unter-
nehmensdienstleister sind 

kräftige Personalausweitungen 
in Städten, deren Entwicklung 
der Erwerbstätigkeit insge-
samt ansonsten recht beschei-
den ausgefallen ist, so unter 
den Großstädten in Bremen 
(+ 36,7 %) sowie unter den 
größeren Städten mit 200.000 
bis unter 500.000 Einwohnern 
in Gelsenkirchen (+ 59,0 %), 
Magdeburg (+ 46,8 %), Er-
furt (+ 40,7 %), Mönchen-
gladbach (+ 40,2 %) und Bo-
chum (+ 36,5 %). Lediglich für 
die Städte Leipzig (+ 40,9 %) 
und Dresden (+ 32,1 %) sowie 
Bonn (+ 39,1 %) und Lübeck 
(+ 36,2 %) kann sowohl ein 
Personalaufbau bei den Finanz- 
und Unternehmensdienstleis-
tern um etwa ein Drittel oder 
mehr als auch ein überdurch-
schnittlicher Stellenzuwachs 
insgesamt festgestellt werden.

Bei den Öffentlichen Dienst-
leistern blieben unter den 
Großstädten lediglich Leip-
zig (+ 8,2 %) und Duisburg 
(+ 4,2 %) mit einstelligen Zu-
wachsraten hinter dem Bun-
desdurchschnitt (+ 10,0 %) zu-
rück. Bemerkenswerterweise 
ergab sich unter den Städten 
mit 200.000 bis unter 500.000 
Einwohnern ein Personalabbau 
bzw. ein nur bescheidener Per-
sonalaufbau öffentlicher und 
verwandter Dienstleistungen 
vor allem in Ostdeutschland 
(Halle: - 10,8 %; Magdeburg: 
- 6,3 %; Erfurt: - 3,2 %; Chem-
nitz: - 2,2 %; Rostock: + 1,7 %) 
oder im Ruhrgebiet (Gelsen-
kirchen: - 6,5 %; Oberhausen: 
- 2,7 %; Wuppertal: + 2,5 %; 
Bochum: + 5,1 %). Hierzu dürf-
te auch die angespannte Haus-
haltssituation dieser Städte 
beigetragen haben. Besonders 
starke, nämlich über einem 
Fünftel liegende Zuwachsraten 
konnten die Großstadt Köln 
(+ 20,4 %) sowie die Städte 
Mainz (+ 23,9 %) und Münster 
(+ 22,4 %) erzielen.

Produzierendes Gewerbe
Wie aus Tabelle 1 hervorgeht, 
hat sich in allen Großstädten 
Deutschlands die Zahl der Er-
werbstätigen im Produzieren-
den Gewerbe zwischen 2000 
und 2011 zurückentwickelt, und 
zwar – abgesehen von Dres-
den (- 6,8 %) – jeweils stärker 
als im nationalen Durchschnitt 
(- 10,1 %). Unter den Städten 
mit 200.000 bis unter 500.000 
Einwohnern (Tabelle 2) hatten 
noch die Ruhrgebietsstädte 
Oberhausen (- 1,3 %) und Gel-
senkirchen (- 9,3 %) sowie die 
Städte Münster (- 9,7 %), Lü-
beck (- 8,8 %) und Mannheim 
(- 8,5 %) lediglich unterdurch-
schnittliche Verluste zu verkraf-
ten. Schließt man auch noch die 
Großstädte Duisburg (- 13,1 %) 
und Köln (- 12,5 %) mit ein, 
dann lässt sich feststellen, dass 
der Arbeitsplatzabbau im Pro-
duzierenden Gewerbe gerade 
in traditionellen Industriestäd-
ten wie im Ruhrgebiet oder in 
Mannheim und Köln relativ mo-
derat ausgefallen ist. 
Interessanterweise ist ein sehr 
starker Rückgang der Erwerbs-
tätigkeit im Produzierenden 
Gewerbe nur in Städten mit 
200.000 bis unter 500.000 Ein-
wohnern eingetreten, und zwar 
neben den Dienstleistungsstäd-
ten Bonn (- 33,8 %) und Mainz 
(- 31,4 %) noch in Bochum 
(- 31,9 %) sowie in den ostdeut-
schen Städten Halle (- 41,9 %), 
Magdeburg (- 29,0 %) und Ros-
tock (- 25,9 %).

Verarbeitendes Gewerbe 
und Baugewerbe5

Ursächlich für die kräftigen Ar-
beitsplatzverluste im Produ-
zierenden Gewerbe der Städ-
te Rostock, Halle, Magdeburg, 
Erfurt und Chemnitz waren die 
anhaltenden Anpassungen der 
Baukapazitäten, die in diesen 
ostdeutschen Städten zu ei-
ner merklichen Verringerung 
der Erwerbstätigenzahlen im 
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Baugewerbe zwischen 37,5 % 
(Chemnitz) und 56,9 % (Ros-
tock) geführt haben. Deutlich 
moderater, nämlich nur um ein 
Fünftel bzw. ein Viertel, wurden 
Arbeitsplätze im Baugewerbe 
der beiden ostdeutschen Groß-
städte Dresden (- 20,8 %) und 
Leipzig (- 25,8 %) abgebaut. 
Abgesehen von Halle und Mag-
deburg konnten die meisten ost-
deutschen Städte den Erwerbs-
tätigenverlust im Baugewerbe 
durch einen Beschäftigungsauf-
bau im Verarbeitenden Gewer-
be spürbar abmildern, so vor 
allem die beiden sächsischen 
Großstädte Leipzig (+ 13,9 %) 
und Dresden (+ 7,5 %). Merk-
lich bescheidener war unter 
den ostdeutschen Städten der 
Erwerbstätigengewinn des Ver-
arbeitenden Gewerbes in Erfurt 
mit + 4,4 % und Chemnitz mit 
+ 1,1 %; in Rostock hat die Ent-
wicklung im Verarbeitenden 
Gewerbe praktisch stagniert 
(- 0,2 %).
Im Gegensatz hierzu mussten 
alle westdeutschen Städte teils 
einschneidende Arbeitsplatz-
verluste im Verarbeitenden 
Gewerbe hinnehmen. Sie wa-
ren in einigen Großstädten be-
sonders ausgeprägt, so in den 
süddeutschen Städten Frankfurt 
(- 25,9 %), München (- 23,2 %) 
und Nürnberg (- 22,0 %) sowie 
in Hannover (- 23,0 %) und in 
den beiden Ruhrgebietsstädten 
Essen (- 23,3 %) und Dortmund 

(- 22,6 %). Moderater, aber im-
mer noch deutlich stärker als 
im nationalen Durchschnitt 
(- 7,3 %) war der Arbeitsplatz-
abbau im Verarbeitenden Ge-
werbe Stuttgarts mit - 17,7 %.
Im Gegensatz zu Essen und 
Dortmund war der Erwerbstäti-
genabbau dieses Wirtschaftsbe-
reichs in Duisburg als der drit-
ten Großstadt des Ruhrgebiets 
mit - 2,7 % recht schwach aus-
geprägt, er lag sogar merklich 
unter dem bundesdeutschen 
Durchschnitt von - 7,3 %; auch in 
Oberhausen (- 8,2 %) ist der Ar-
beitsplatzverlust im Verarbeiten-
den Gewerbe überschaubar aus-
gefallen. Ansonsten verlief die 
Entwicklung des Verarbeitenden 
Gewerbes und des Baugewer-
bes in den Städten mit 200.000 
bis unter 500.000 Einwohnern 
recht uneinheitlich. So ergaben 
sich im Baugewerbe von Städten 
wie Mannheim (- 0,3 %), Wies-
baden (- 4,3 %), Bonn (- 9,6 %), 
Mönchengladbach (- 9,0 %) 
und Bochum (- 11,4 %) deutlich 
schwächere Rückgänge als im 
Verarbeitenden Gewerbe mit 
Verlusten zwischen 13,0 % und 
38,0 %. In Gelsenkirchen hat das 
Baugewerbe sogar seinen Per-
sonalstand kräftig ausgebaut 
(+ 13,7 %), was in Kombination 
mit einem Stellenabbau im Ver-
arbeitenden Gewerbe (- 16,4 %) 
zu einem Verlust im Produzieren-
den Gewerbe von - 9,3 % ge-
führt hat. 

Literatur 
1 Vgl. Arbeitskreis „Erwerbstätigen-

rechnung des Bundes und der Län-
der“ (Hrsg.): Erwerbstätige in den 
kreisfreien Städten und Landkrei-
sen der Bundesrepublik Deutsch-
land 2000 bis 2011. Erwerbstä-
tigenrechnung, Reihe 2, Band 1, 
Wiesbaden 2013; Arbeitskreis  
„Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnungen der Länder“ (Hrsg.): 
Bruttoinlandsprodukt, Bruttowert-
schöpfung in den kreisfreien Städ-
ten und Landkreisen der Bundesre-
publik Deutschland 2000 bis 2011. 
Volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nungen der Länder, Reihe 2, Band 
1, Stuttgart 2013. 

2 Daten der ebenfalls zu dieser Kate-
gorie zählenden Stadt Aachen wer-
den vom Arbeitskreis „Erwerbstä-
tigenrechnung“ bzw. von IT.NRW, 
dem statistischen Amt des Landes 
Nordrhein-Westfalen, nicht ausge-
wiesen.

3 Das Bestimmtheitsmaß R2 drückt 
die Intensität der Streuung aus. 
Würden alle Punkte direkt auf der 
Trendgeraden liegen, also keine 
Streuungen vorliegen, würde es 
den Wert 1 erreichen. Bei einer sehr 
diffusen, nicht eindeutigen Streu-
ung, würde der Wert in Richtung 0 
gehen.

4 Hier werden die beiden Hauptwirt-
schaftsbereiche „Produzierendes 
Gewerbe“ und „Dienstleistungsbe-
reiche“ näher untersucht. Der drit-
te Hauptwirtschaftsbereich („Land- 
und Forstwirtschaft, Fischerei“) ist 
für Städte von untergeordneter Be-
deutung.

5 Im Rahmen der Kreisberechnung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen der Länder werden 
innerhalb des „Produzierenden 
Gewerbes“ Daten der Bereiche 
„Verarbeitendes Gewerbe“ und 
„Baugewerbe“ nachgewiesen, 
nicht jedoch der Bereiche „Berg-
bau und Gewinnung von Steinen 
und Erden“; „Energieversorgung“ 
sowie „Wasserversorgung, Entsor-
gung und Ähnliches“.
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Wovon hängt es ab, dass wir 
glücklich und zufrieden sind? 
Macht uns Geld zufrieden oder 
sind es Freunde, die uns glück-
lich machen? Jetzt, wo „Frau 
Merkel das Glück sucht“ (Mei-
er 2013) und eine Enquete-
Kommission eingesetzt hat, um 
Wohlstand und Lebensqualität 
zu messen (Deutscher Bundes-
tag 2013), ist es an der Zeit, 
dass sich auch Kommunen mit 
der Frage beschäftigen, wie der 
Wohlfühlfaktor gesteigert wer-
den kann und die Stadt an At-
traktivität gewinnt.

Projekthintergrund
Für die Analyse werden Daten 
des TooLS-Projekts verwendet 
(Trutzel 2010; Blinkert 2013a 
und 2013b). TooLS hat zum Ziel 
die Zunahme Älterer und da-
mit die Folgen des demografi-
schen Wandels zu untersuchen. 
Inhaltliche Schwerpunkte sind 
aktives Altern und Pflege. Ak-
tives Altern meint die mit zu-
nehmender Lebenserwartung 
und Gesundheit wachsenden 
Chancen von Individuen selbst 
im hohen Alter noch aktiv sein 
zu können und zum Beispiel 
an Bildungsmaßnahmen teil-
zunehmen, ein Ehrenamt aus-
zuüben und soziale Kontakte 
zu pflegen. Mit der Zunahme 
Älterer wachsen aber auch 
der Pflegebereich und die da-
mit verbundenen gesellschaft-
lichen Herausforderungen. Zu 
diesem Thema wurde unter an-
derem nach eigenen Erfahrun-

TooLS-Projekt – Bürgerumfrage 50plus in Moers

Wie beeinflusst die Stadt 
unser Wohlbefinden?
Axel Stender, Moers

gen mit der Pflege Anderer und 
nach Erwartungen an die spä-
tere eigene Versorgungssituati-
on gefragt. In Moers wurde die 
Möglichkeit genutzt, weitere 
eigene Fragen zu integrieren, 
unter anderem zur Zufrieden-
heit mit der Wohnung und dem 
Wohnumfeld (Stender 2013). 
Anhand dieser „Umweltfakto-
ren“ kann untersucht werden, 
was die städtische Infrastruktur 
zum Wohlbefinden ihrer Bürge-
rinnen und Bürger beiträgt.

Begriffliches
Das Phänomen des subjektiven 
Wohlbefindens (engl. subjecti-
ve well-being) wird hierzulan-
de häufig mit Lebenszufrie-
denheit, Glück, Befindlichkeit 
oder Affekt gleichgesetzt, was 
neben der Begriffsvielfalt auch 
zu unterschiedlichen Interpreta-
tionen der Ergebnisse führt. In 
der Psychologie ist das subjek-
tive Wohlbefinden mittlerweile 
zu einem elaborierten Konzept 
ausgebaut worden, das aus ei-
ner kognitiven und einer emo-
tionalen Komponente besteht 
(Wozniak 2010, S. 41–49; Heidl 
u. a. 2012, S. 6–23). 
Das emotionale Wohlbefinden 
wurde früher über eine bipolare 
Stimmungs- oder Gefühlsska-
la ermittelt, die von 0 = „trau-
rig“ bis 10 = „glücklich“ reichte. 
Glück und glücklich sein wer-
den als affektiver, nur kurzfris-
tig gültiger Zustand gewertet. 
In neueren Ansätzen werden 
oftmals ein positiver und ein 

negativer Affekt unterschieden 
(Wozniak 2010, S. 42). Positive 
Gefühle wie Freude, Glück und 
Begeisterung werden von jeder 
Person gerne wahrgenommen, 
während negative Gefühle wie 
Angst, Feindseligkeit oder Be-
drücktheit möglichst vermieden 
werden. Beide Affekte werden 
in psychologischen Studien 
über getrennte Fragebatterien 
gemessen, die zu eigenständi-
gen Faktoren führen. So unter-
sucht auch Wozniak (2010) die 
Wirkung soziodemografischer 
und infrastruktureller Merkmale 
auf den positiven und negativen 
Affekt. Da in TooLS die bipolare 
Gefühlsskala eingesetzt wurde, 
beschränkt sich die folgende 
Analyse auf zweite Komponen-
te des Wohlbefindens, die all-
gemeine Zufriedenheit mit dem 
Leben. 
Die zweite, kognitive Kompo-
nente des subjektiven Wohl-
befindens ist die Lebenszufrie-
denheit (engl. life satisfaction). 
Anders als das Glück ist Zufrie-
denheit eine relativ stabile Ei-
genschaft, bei der das Indivi-
duum das gegenwärtige Leben 
mit dem bereits vergangenen 
und/oder dem in der Zukunft 
noch zu erwartenden Leben 
vergleicht. Es handelt sich um 
einen andauernden Prozess in 
dem formulierte Lebensziele 
mit dem bereits Erreichten, dem 
Erhofften, dem Erwarteten und 
dem Idealisierten verglichen 
werden (Soll-/Ist-Vergleich; 
Wozniak 2010, S. 45–48). Die 
Lebenszufriedenheit kann ein-

Wohlfühlfaktor steigern

Aktives Altern



Stadtforschung und Statistik 2 - 2014 45

dimensional über eine einzel-
ne Frage oder anhand mehre-
rer Items bzw. Subskalen erfasst 
werden. Auf die Frage „Wie zu-
frieden sind Sie – alles in allem 
– mit Ihrem gegenwärtigem Le-
ben?“ konnten sich die Befrag-
ten in TooLS auf einer Skala von 
0 = „äußerst unzufrieden“ bis 
10 = „äußerst zufrieden“ ein-
ordnen. Bei einem Vergleich der 
acht deutschen Teilnehmerstäd-
te in TooLS liegt Moers im guten 
Mittelfeld (vgl. Abb. 1).

Mitunter wird die allgemeine 
Lebenszufriedenheit um be-
reichsspezifische Lebenszufrie-
denheiten erweitert, um Rück-
schlüsse auf einzelne Lebens-
bereiche ziehen zu können. 
Gleichzeitig sind die bereichs-
spezifischen Zufriedenheiten, 
wie Gesundheit, Arbeit, Part-
nerschaft, Familie, Freizeitakti-
vitäten, Wohnung und Wohn-
umfeld, gute Prädiktoren für die 
allgemeine Lebenszufrieden-
heit. Die Bedeutung einzelner 
Lebensbereiche kann im Laufe 
des Lebens oder durch Lebens-
umbrüche variieren. Arbeitslose 
sind zum Beispiel deutlich we-
niger mit ihrem Leben zufrieden 
als Erwerbstätige. Andererseits 
verliert der Beruf an Gewicht, 
wenn Eltern mit Alleinstehen-
den verglichen werden. Wäh-
rend die allgemeine Lebenszu-
friedenheit im Laufe des Lebens 
relativ stabil bleibt, werden die 
einzelnen Lebensbereiche situ-
ationsabhängig neu bewertet 
(Wozniak 2010, S. 45–48). Folg-
lich bietet es sich an, besonde-
re Lebensereignisse bzw., im 
Sinne eines institutionalisier-
ten Lebensverlaufs, Statuspas-
sagen zu beobachten oder, als 
einfacher zu handhabende Mo-
deratorvariable, Altersgruppen 
zu bilden. Vor dem Hintergrund 
des demografischen Wandels 
gewinnt eine altersspezifische 
Betrachtung mit den sich ver-
ändernden Lagen und Bedürf-

Abb. 1: Zufriedenheit im Städte-
vergleich (Mittelwerte)

nissen der Menschen an Be-
deutung. 
Im Weiteren werden zunächst 
ausgewählte Merkmale ein-
zeln hinsichtlich ihrer Erklä-
rungskraft auf die allgemeine 
Lebenszufriedenheit unter-
sucht. Anschließend werden 
alle Merkmale gemeinsam an-
hand einer Multiplen Regressi-
on geprüft, ob sie einen eigen-
ständigen Beitrag leisten. In die 
Analysen gehen die Befragten 
insgesamt sowie getrennt nach 
drei Altersgruppen ein, so dass 
die Variation der Bedürfnisse 
sichtbar wird.

Was beeinflusst 
die Lebenszufrie-
denheit?
An erster Stelle ist das Lebens-
alter selbst zu nennen. In der 
Psychologie ist das Altern ein 
lebenslanger Adaptions- bzw. 
Anpassungsprozess. Eine der 
wichtigsten Entwicklungsaufga-
ben des Individuums ist es, dass 
Älterwerden an sich zu akzep-
tieren (Wozniak 2010, S. 6). Dies 
impliziert ebenso die Akzep-
tanz der beim Altern ablaufen-
den sozialen, gesundheitlichen 
und umweltbezogenen Verän-
derungen. Zum Beispiel steigt 
der Anteil Alleinstehender von 
16 bzw. 18 Prozent bei 50- bis 
64-Jährigen und 65- bis 74-Jäh-
rigen auf 37 Prozent bei Befrag-
ten ab 75 Jahren. Auch geht die 
Häufigkeit sozialer Kontakte mit 
zunehmendem Alter leicht zu-
rück und Befragte ab 75 Jah-
ren sind der Meinung, deutlich 
seltener an gesellschaftlichen 
Ereignissen teilzunehmen als 
Personen gleichen Alters. Ihren 
Gesundheitszustand beurteilen 
47 bzw. 45 Prozent der 50- bis 
64-Jährigen und 65- bis 74-Jäh-
rigen als „gut“ bis „sehr gut“, 
ab 75 Jahren sind es nur noch 
19 Prozent. Diese körperlichen 
und sozialen Veränderungen 
führen bei der überwiegenden 

Zahl der Befragten aber nicht 
zu einer niedrigeren Lebenszu-
friedenheit. Das heißt, die allge-
meine Lebenszufriedenheit ist 
nicht vom Alter abhängig (vgl. 
Tab. 1, Spalte: Alle), was auf ei-
ne gelungene Adaption der Be-
fragten an das Älterwerden hin-
weist (vgl. Blinkert 2010, S. 17 
und Wozniak 2010, S. 48). Al-
lein in der höchsten Altersgrup-
pe ergibt sich hier ein negativer 
Zusammenhang: je älter, desto 
unzufriedener.
Zwischen den Geschlechtern 
existiert hier ebenfalls kein Un-
terschied bei der Lebenszufrie-
denheit (vgl. Tab. 1). Hingegen 
ist die subjektive Einschätzung 
der eigenen Gesundheit ein 
sehr starker Prädiktor für die 
allgemeine Lebenszufrieden-
heit, und das über alle drei hier 
analysierten Altersgruppen hin-
weg. Die Gesundheit gewinnt 
besonders im Alter an Bedeu-
tung. Allerdings wird der selbst 
wahrgenommene Gesundheits-
zustand häufig besser beurteilt, 
als es die objektiven medizini-
schen Befunde nahelegen (Woz-
niak 2010, S. 66–67). So sind 
Indikatoren für den objektiven 
Gesundheitszustand einerseits 
schwierig zu erfassen, ande-
rerseits wirken sie sich nicht so 
stark auf die Lebenszufrieden-
heit aus, wie der gefühlte Ge-
sundheitszustand. Eine ähnliche 
Wirkung hat die Frage nach ei-
ner längeren Krankheit oder 
Behinderung, die die täglichen 
Aktivitäten beeinträchtigt und 
damit zwar auf einen objekti-
ven Zustand gerichtet ist, der 
das Leben aber existenziell be-
einträchtigen kann (vgl. Tab. 1).
Bürgerschaftliches Engagement 
beginnt bereits in jungen Jah-
ren. Da die Älteren in den ver-
gangenen Jahren aktiver ge-
worden sind, sinkt die Beteili-
gungsquote im Freiwilligensur-
vey erst in der Altersgruppe ab 
70 Jahren (TNS Infratest Sozial-
forschung 2010, S. 156). In der 

WIE BEEINFLUSST DIE STADT UNSER WOHLBEFINDEN?

Kein Geschlechter-
unterschied

Objektiver 
Gesundheitszustand
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Bürgerumfrage 50plus in Moers 
wird durch die Übernahme ei-
nes Ehrenamtes die Lebenszu-
friedenheit nur gering erhöht 
(vgl. Tab. 1). Dies kann daran 
liegen, dass die ehrenamtlichen 
Tätigkeiten und deren zeitlicher 
Umfang stark variieren und so-
mit erst ein umfangreicheres 
Engagement einen stärkeren 
Effekt zeigen würde. Zum an-
deren fördert das Ehrenamt die 

Möglichkeit von Kontakten (und 
umgekehrt), die sich ihrerseits 
ebenfalls positiv auf die Le-
benszufriedenheit auswirken 
und damit möglicherweise die 
Wirkung des bürgerschaftlichen 
Engagements schwächen. 
Werden existenzielle Mindest-
anforderungen nicht unter-
schritten, wirken sich objektiv 
widrige Lebensumstände wie 
zum Beispiel chronische Krank-

heiten, fehlende soziale Unter-
stützung oder eine schlechte 
finanzielle Situation kaum auf 
das subjektive Urteil über die 
Lebenszufriedenheit der Be-
troffenen aus. Erst wenn die 
Beeinträchtigung ins Bewusst-
sein rückt und so wahrgenom-
men wird, entfalten sie als sub-
jektive Bewertung ihre Wirkung 
(Wozniak 2010, S. 50). Folglich 
nimmt die Lebenszufriedenheit 
mit steigendem Haushalts-Ein-
kommen zu (vgl. Tab. 1), aber es 
bleibt bei einer niedrigen Erklä-
rungskraft. Der Einkommensef-
fekt wäre größer, würde nach 
der Zufriedenheit mit der eige-
nen finanziellen Situation ge-
fragt (ebenda, S. 62–63).
Eine höhere Bildung kann das 
Wohlbefinden indirekt beein-
flussen, indem sie den Zugang 
zu anderen Ressourcen wie ei-
nem höheren Einkommen er-
leichtert, das Erreichen persön-
licher Ziele begünstigt und hilft, 
die mit dem Alter einhergehen-
den Veränderungen der eigenen 
Person bzw. der Umwelt besser 
nachzuvollziehen (Wozniak 
2010, S. 63). So ergeben sich 
positive Beziehungen zwischen 
Bildungsniveau und Einkom-
men (r = 0,449) sowie Gesund-
heit (r = 0,249). Dennoch wirken 
sich weder Schulabschluss noch 
Berufsausbildungsabschluss auf 
die allgemeine Lebenszufrie-
denheit  aus (vgl. Tab. 1). Üb-
rigens besteht zwischen Haus-
haltseinkommen und Gesund-
heit ebenfalls eine deutliche 
Korrelation (r = 0,369). Damit 
bieten sich Bildung und Haus-
haltseinkommen als Prädikto-
ren für Gesundheit an.
Persönlichkeitseigenschaften 
wie Depressivität, Neurotizis-
mus (emotionale Labilität), Ge-
wissenhaftigkeit (Selbstkontrol-
le), Offenheit für neue Erfahrun-
gen und eine positive Lebens-
bewertung wirken als psycho-
logische Ressourcen ebenfalls 
auf die Lebenszufriedenheit 

Wie wird die allgemeine Lebenszufriedenheit 
beeinflusst durch …

Alle
50-64
Jahre

65-74 
Jahre

75 J. 
u. ä.

Individuelle Merkmale
- Lebensalter
- Geschlecht (0 = männlich, 1 = weiblich)
- Einschätzung der eigenen Gesundheit (1 = sehr schlecht, 5 = sehr gut)
- Längere Krankheit oder Behinderung (0 = nein, 1 = ja)
- Bürgerschaftliches Engagement (0 = nein, 1 = ja)
- Höchster allgemein bildender Schulabschluss (1 = ohne Abschluss, 5 = Abitur)
- Höchster Ausbildungsabschluss (0 = nein, 1 = ja)
- Gesamtes monatliches Nettoeinkommen des Haushalts
- Faktor 1: Offen für Neues (Vergnügen, Anregung)
- Faktor 2: Bewahren (Sicherheit, Konformität)

-0,031
0,018
0,465

-0,292
0,135
0,061
0,028
0,222
0,223
0,079

0,018
-0,024
0,418

-0,251
0,159
0,104
0,012
0,285
0,168
0,029

-0,097
0,129
0,545

-0,346
0,138
0,020
0,046
0,230
0,264
0,210

-0,266
-0,046
0,492

-0,273
0,050

-0,062
0,025
0,090
0,301
0,055

Soziale Merkmale
- Wie oft treffen Sie sich mit Freunden, Verwandten oder Arbeitskollegen? 
 (1 = nie, 7 = täglich)
- Existiert eine Vertrauensperson (0 = nein, 1 = ja)
- Im Vergleich zu Gleichaltrigen: Wie oft nehmen Sie an geselligen Ereignissen 

teil? (1 = viel seltener als die meisten, 5 = viel häufiger als die meisten)
- Persönliche Kontakte zu den Kindern (1 = nie, 5 = sehr häufig)
- Ich lebe alleine (0 = nein, 1 = ja)

0,195
0,257

0,416
-0,025
-0,178

0,219
0,353

0,473
-0,073
-0,155

0,281
0,178

0,402
0,092

-0,070

0,060
0,076

0,315
-0,048
-0,284

Angebote der städtischen Infrastruktur 
- Mit der Wohnung bzw. dem Haus zufrieden (0 = nein, 1 = ja)
- Zufriedenheit mit der Wohnsituation (1 = sehr unzufrieden, 5 = sehr zufrieden)
- Zufriedenheit mit der Wohnumgebung 
 (0 = nicht bzw. einigermaßen zufrieden, 1 = sehr zufrieden)

- Nähe zu Parks und Grünanlagen
- Sauberkeit der Straßen
- Anbindung an den ÖPNV
- Einkaufsmöglichkeiten
- Medizinische Versorgung
- Sicherheit der Gegend
- Beziehungen zur Nachbarschaft
- Vorhandensein von Parkplätzen
- Ruhiges Wohnumfeld

- Erreichbarkeit von Gesundheitsangeboten 
 (0 = sehr schwierig bis ziemlich einfach, 1 = sehr einfach)

- Fachärzte
- Hausärzte
- Zahnärzte
- Krankenhäuser

0,213
0,302

0,239
0,108
0,149
0,212
0,136
0,080
0,127
0,154
0,096

0,193
0,183
0,182
0,127

0,164
0,246

0,189
0,057
0,159
0,204
0,108
0,089
0,109
0,148
0,083

0,073
0,094
0,127
0,032

0,240
0,407

0,213
0,106
0,149
0,314
0,222
0,077
0,267
0,241
0,134

0,300
0,277
0,207
0,150

0,299
0,332

0,374
0,270
0,145
0,096
0,094
0,132

-0,010
0,097
0,082

0,338
0,254
0,256
0,297

Niedrigste und höchste Fallzahlen min
der bivariaten Korrelationen max

340
437

155
203

101
137

70
97

* Anhand des Korrelationskoeffizienten nach Pearson, der mit r abgekürzt wird, werden Stärke und Richtung der Beziehung 
berechnet. Ein positiver Koeffizient besagt zum Beispiel: Je besser die Gesundheit eingeschätzt wird, desto zufriedener fühlt 
sich die Person (r = +0,465). Umgekehrt besteht bei längerer Krankheit, ein negativer Zusammenhang (r = -0,292), die Person 
fühlt sich unwohl. Der Wertebereich von r reicht von -1 über 0 bis +1 (0 = kein Zusammenhang, 1 = perfekter Zusammen-
hang). Werte ≥ 0,2 sind fett gesetzt.

Tab. 1: Die Erklärungskraft von individuellen, sozialen und infrastrukturellen Merkmalen auf die all-
gemeinen Lebenszufriedenheit*
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und den Umgang mit Proble-
men (Wozniak 2010, S. 71–81). 
In TooLS wurden acht Aussa-
gen zu persönlichen Überzeu-
gungen, Werten bzw. Einstellun-
gen gestellt. Aus den acht Items 
sind per Faktorenanalyse (Über-
la 1971, Backhaus u. a. 2011, S. 
329–394) zwei Wertedimensi-
onen gebildet worden. Bei dem 
Faktor „Offen für Neues“ soll-
ten die Befragten angeben, ob 
sie ich einer Person ähnlich se-
hen, die ein abwechslungsrei-
ches, aufregendes Leben führt 
und das Leben genießt. Die 
zweite Dimension „Bewahren“ 
besteht aus Aussagen wie „es 
ist wichtig, in einem sicheren 
Umfeld zu leben“ oder „es ist 
wichtig, sich korrekt zu ver-
halten.“ Beide Faktoren sind 
unabhängig voneinander, das 
heißt, Befragte können „offen 
für Neues“ sein und gleichzeitig 
„bewahren“ wollen. Befragte, 
die offen für Neues sind, wei-
sen in allen drei Altersgruppen 
eine höhere Lebenszufrieden-
heit auf. Eine Tendenz, die sich 
beim zweiten Faktor nur in der 
mittleren Altersgruppe zeigt 
(vgl. Tab. 1).
Neben den oben behandelten 
individuellen, tragen auch so-
ziale Merkmale zur Lebenszu-
friedenheit bei. Die Häufigkeit 
von Kontakten zu Freunden, 
Verwandten oder Arbeitskolle-
ginnen und -kollegen als auch 
die Existenz einer Vertrauens-
person, mit der persönliche 
Angelegenheiten besprochen 
werden können, beeinflussen 
die Lebenszufriedenheit in der 
jüngeren und mittleren Alters-
gruppe positiv (vgl. Tab. 1). Den 
größten Einfluss hat wieder-
um ein subjektives Merkmal, 
bei dem sich die Befragten mit 
Gleichaltrigen hinsichtlich der 
Teilnahme an gesellschaftlichen 
Ereignissen vergleichen. Sind 
die Befragten der Meinung häu-
figer an geselligen Ereignissen 
teilzunehmen, wirkt sich dies 

in allen Altersgruppen positiv 
auf ihre Lebenszufriedenheit 
aus. Hingegen zeigt die Häu-
figkeit persönlicher Kontakten 
zu den eigenen Kindern keinen 
Effekt. Der Familienstand, hier 
insbesondere verwitwet zu sein, 
bzw. die Situation allein zu le-
ben wirkt sich insbesondere bei 
Älteren negativ auf die Lebens-
zufriedenheit aus.
Der letzte Fragenkomplex be-
handelt die städtische Infra-
struktur. Verfügt ein Individuum 
über wenige Ressourcen oder 
lassen diese mit dem Alter nach, 
könnte die städtische Infrastruk-
tur unterstützend und kompen-
sierend wirken. Insbesondere 
mit dem Eintritt in den Ruhe-
stand werden die Wohnung und 
das häusliche Umfeld wichtiger 
(vgl. Tab. 1). Allerdings erhöhen 
nur zwei Bereiche der Wohnum-
gebung die Lebenszufriedenheit 
– unabhängig vom Alter. Hier 
erweist sich der Ansatz, drei Al-

tersgruppen zu vergleichen, als 
vorteilhaft, denn offenbar ist 
die Nutzung der städtischen In-
frastruktur altersabhängig. Die 
50- bis 64-Jährigen profitieren 
allein von den Einkaufsmöglich-
keiten. Die jungen Ruheständler 
im Alter von 65 bis 74 Jahren 
freuen sich über Einkaufsmög-
lichkeiten, gute Beziehungen zu 
den Nachbarn, Parkplätze, eine 
gute medizinische Versorgung 
und die Nähe zu Grünanlagen. 
Sie sind scheinbar aktiver als die 
Erwerbstätigen bzw. es hat ein 
Bedeutungswandel stattgefun-
den. Ab 75 Jahren reduziert sich 
der Einfluss der städtischen Inf-
rastruktur auf die Lebenszufrie-
denheit auf die Nähe zu Grün-
anlagen und die Sauberkeit (ggf. 
Begehbarkeit) von Straßen – die 
Bedeutung sozialer Kontakte, 
auch zu Nachbarn, lässt nach. 
Gesundheitsangebote wie 
Hausärzte, Zahnärzte und Fach-
ärzte sowie Krankenhäuser sind 

Wie wird die allgemeine Lebenszufriedenheit 
beeinflusst durch … Alle 

50-64 
Jahre

65-74 
Jahre

75 J. 
u. ä.

1 2 3 4

Individuelle Merkmale
- Geschlecht (0 = männlich, 1 = weiblich)
- Einschätzung der eigenen Gesundheit 
 (1 = sehr schlecht, 5 = sehr gut)
- Faktor 1: Offen für Neues (Vergnügen, Anregung)
- Faktor 2: Bewahren (Sicherheit, Konformität)

-

0,300***
0,108**
0,088**

-

0,277***

0,121**

0,187***

0,486***
0,221***

-

0,435***
0,223**
(-0,106)

Soziale Merkmale
- Existiert eine Vertrauensperson (0 = nein, 1 = ja)
- Im Vergleich zu Gleichaltrigen: Wie oft nehmen Sie an geselligen 

Ereignissen teil? (1 = viel seltener als die meisten, 5 = viel häu-
figer als die meisten)

- Ich lebe alleine (0 = nein, 1 = ja)

0,183***

0,244***
-0,124***

0,251***

0,347***

 
-

-
-0,159**

-

-
-0,286***

Angebote der städtischen Infrastruktur 
- Mit Wohnung bzw. Haus zufrieden (0 = nein, 1 = ja)
- Zufriedenheit mit der Wohnsituation 
 (1 = sehr unzufrieden, 5 = sehr zufrieden)
- Zufriedenheit mit der Wohnumgebung 
 0 = nicht bzw. einigermaßen zufrieden, 1 = sehr zufrieden)

- Nähe zu Parks und Grünanlagen
- Einkaufsmöglichkeiten

- Erreichbarkeit von Hausärzten 
 (0 = sehr schwierig/ ziemlich einfach, 1 = sehr einfach)

 
-

0,170***

-
-

0,136***

 
-

0,124**

-
-

-

0,147**

0,152*

-
0,136*

0,161**

0,248***

-

0,164*
-

-

Erklärungskraft des Modells  R2
 Korrigiertes R2
Durbin-Watson-Statistik (Autokorrelation)

0,446
0,434
2,027

0,412
0,396
2,082

0,552
0,519
1,934

0,519
0,481
2,063

Notiz: Dargestellt sind die Werte der standardisierten ß-Koeffizienten; - = nicht im Modell berücksichtigte Variablen; Signifikanz: 
* ≤ 0,10, ** ≤ 0,05 und *** ≤ 0,01.

Tab. 2: Multiples Regressionsmodell zur Vorhersage der allgemeinen Lebenszufriedenheit
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in einer Großstadt sicherlich 
einfacher und schneller zu er-
reichen als auf dem Land. Den-
noch sind in Moers zwischen 
den Postleitzahlengebieten, 
die hier als Gebietsgliederung 
genutzt werden, Unterschiede 
festzustellen (Stender 2013, 
S. 53-54). Eine gute Erreichbar-
keit von Gesundheitsdiensten 
wird allerdings erst in der mitt-
leren und höheren Altersgrup-
pe für die eigene Lebensqualität 
bedeutsam (vgl. Tab. 1). 

Multiple 
Regression – 
was bleibt übrig?
Ziel der Untersuchung ist die 
Identifizierung persönlicher, 
sozialer und infrastruktureller 
Einflussfaktoren auf die allge-
meine Lebenszufriedenheit. 
Die Voranalyse mittels bivaria-
ter Korrelationen hat gezeigt, 
dass das Gesundheitsgefühl, 
die Teilnahme an geselligen Er-
eignissen oder die Zufriedenheit 
mit der Wohnsituation einen 
starken Einfluss ausüben. Vie-
le Merkmale zeigen hingegen 
nur eine schwache und wenige 
kaum eine Wirkung. Da die Um-
frage eine „endliche“ Stichpro-
bengröße aufweist, insbeson-
dere wenn drei Altersgruppen 
separat analysiert werden (vgl. 
die Fallzahlen in Tab. 1), wur-
den für die individuellen, sozia-
len und infrastrukturellen Merk-
male zunächst drei Submodelle 
gerechnet, um so die Zahl der 
in das Regressionsmodell auf-
zunehmenden Variablen zu be-
grenzen. Merkmale ohne Ein-
fluss auf die Lebenszufrieden-
heit wurden ausgeschlossen. 
Dies wiederholte sich bei den 
bereichsübergreifenden Model-
len, wo noch die Veränderungen 
hinsichtlich des Ein- und Aus-
schlusses einzelner Merkmale 
geprüft wurden.
Wie bereits in der Voranalyse 
deutlich wurde, zeigen von den 

individuellen Merkmalen das 
bürgerschaftliche Engagement 
(Ehrenamt), der Schulabschluss 
und der Berufsausbildungs-
abschluss keinen Einfluss auf 
die Lebenszufriedenheit. Das 
Haushaltseinkommen und das 
Lebensalter bei den Befragten 
ab 75 Jahren werden erst im Re-
gressionsmodell bedeutungslos. 
Wie bereits die Voranalyse zeig-
te, korrelieren Bildung und noch 
stärker das Haushaltseinkom-
men mit dem Gesundheitszu-
stand, was dazu führt, dass ih-
re Wirkung hier verschwindet. 
Übrig bleiben Geschlecht, Ge-
sundheitseinschätzung und die 
beiden Wertedimensionen (vgl. 
Tab. 2). Von den sozialen Merk-
malen lieferten die Kontakte zu 
den Kindern bereits im Vorfeld 
keinen Beitrag. Die (objektive) 
Häufigkeit der  Kontakte zu 
Freunden, Verwandten oder Ar-
beitskolleginnen und -kollegen 
wird im Regressionsmodell aus-
geschlossen. Von den sozialen 
Merkmalen verbleiben die Ver-
trauensperson, die Teilnahme 
an geselligen Ereignissen und 
das Allein sein. 
Von der städtischen Infrastruk-
tur bleiben die Zufriedenheit 
mit der Wohnung und die Zu-
friedenheit mit der Wohnsitu-
ation erhalten. Bei den einzel-
nen Bereichen der Wohnum-
gebung zeigt die Durchsicht 
der Korrelationsmatrix, dass 
die Anbindung an den öffent-
lichen Personennahverkehr, die 
Einkaufsmöglichkeiten und die 
medizinische Versorgung recht 
stark untereinander korrelieren 
(r = 0,5), was in etwas schwä-
cherer Form auch für die übri-
gen Bereiche gilt. Eine Fakto-
renanalyse bestätigt dies und 
identifiziert zwei relativ unab-
hängige Faktoren.1 Da einzelne 
Bereiche der Wohnumgebung 
anschaulicher sind als abstrakte 
Faktoren, die im Übrigen auch 
nicht mehr Varianz aufklären, 
werden in das Regressions-

modell die Nähe zu Parks bzw. 
Grünanlagen und die Einkaufs-
möglichkeiten aufgenommen, 
also je ein Merkmal aus beiden 
Faktoren. Bei der Erreichbar-
keit von Gesundheitsdiensten 
ergibt sich ein ähnliches Bild, 
da diese alle stark miteinander 
korrelieren (r = 0,6) und somit 
in Teilen linear abhängig sind. 
Die Kolinearitätsstatistik deu-
tet jedoch nicht auf ein Multi-
kolinearitätsproblem hin. Aller-
dings verringert sich bei hohen 
Interkorrelationen die Wirkung 
der einzelnen Merkmale. Damit 
bleibt, wie bei der Wohnumge-
bung, nur die Variable „Erreich-
barkeit von Hausärzten“ stell-
vertretend übrig. 
Letztlich ergeben sich vier End-
modelle, eines für alle Befragten 
und je eines pro Altersgruppe 
(vgl. Tab. 2). Insgesamt bleiben 
zwölf erklärende Variablen üb-
rig, von denen wiederum nur 
ein Teil in eines der vier Modelle 
eingeht. Bei Durchsicht der Va-
riablen zeigt sich, dass die sub-
jektive Bewertung der Gesund-
heit die höchste Erklärungskraft 
hat, insbesondere im höheren 
Alter, und in allen vier Modellen 
vertreten ist. Sind die Befragen 
„offen für Neues“, wirkt dies 
in der mittleren und höheren, 
wollen sie eher „Bewahren“, 
wirkt es in der jüngeren Alters-
gruppe positiv auf die Lebens-
zufriedenheit. Das „Bewahren“-
Wollen taucht nochmals bei den 
75-Jährigen und älteren auf, al-
lerdings ist die Beziehung insig-
nifikant und hat ein umgekehr-
tes Vorzeichen. 
Von den sozialen Merkmalen 
sind der Vergleich bei der Teil-
nahme an geselligen Ereignis-
sen und die Existenz einer Ver-
trauensperson für die Befrag-
ten im Alter von 50 bis unter 
65 Jahren wichtig. Ab 65 Jahren 
und noch deutlicher ab 75 Jah-
ren ist das Alleinsein, der Verlust 
ein größeres Problem. Von den 
Angeboten der städtischen Inf-
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rastruktur sind nur wenige üb-
riggeblieben und ihr Einfluss ist 
verglichen mit den individuellen 
und sozialen Merkmalen eher 
schwach. Allerdings nimmt die 
Bedeutung der Wohnung mit 
dem Alter zu, gerade ab 75 Jah-
ren ist die Zufriedenheit mit der 
Wohnung ein wichtiger Teil der 
allgemeinen Lebenszufrieden-
heit. Die Zufriedenheit mit der 
(allgemeinen) Wohnsituation ist 
in der jüngeren und mittleren 
Altersgruppe von Belang, wäh-
rend die speziellen Angebote 
„Nähe zu Parks“ in der höheren 
und „Einkaufsmöglichkeiten“ in 
der mittleren Altersgruppe die 
Lebenszufriedenheit steigern. 
Die Erreichbarkeit von Gesund-
heitsdiensten, hier speziell von 
Hausärzten, ist für die mittle-
re Altersgruppe relevant, nicht 
aber für die ab 75-Jährigen. 
Werden die vier Modelle vergli-
chen, fällt zunächst auf, dass bei 
den jüngeren (Modell 2) und äl-
teren Befragten (Modell 4) nur 
fünf Variablen und bei den Be-
fragten im Alter von 65 bis 74 
Jahren (Modell 3) bzw. ohne 
Altersbeschränkung (Modell 1) 
acht Variablen zur Erklärung der 
Lebenszufriedenheit genutzt 
werden (vgl. Tab. 2). Die Erklä-
rungskraft der Modelle liegt 
zwischen R2 = 0,412 und 0,552 
und kommt damit auf vergleich-
bare Werte wie die Modelle von 
Wozniak (2010, S. 244). Im Mo-
dell 1 mit allen Befragten sind 
Gesundheit und gesellige Er-
eignisse die beiden wichtigsten 
Variablen. Bei den Befragten im 
Alter von 50 bis 64 Jahren sind 
insbesondere die geselligen Er-
eignisse, dann erst die Gesund-
heit und eine Vertrauensperson 
wichtig. Von der Infrastruktur 
interessiert hier höchstens die 
allgemeine Wohnsituation. Bei 
den „aktiven Ruheständlern“ 
in Modell 3 steigt der Wert der 
Gesundheit stark an. Offen für 
Neues zu sein, trägt hier zur Le-
benszufriedenheit bei, während 

soziale Kontakte erstaunlicher-
weise bedeutungslos werden. 
Außerdem zeigt sich hier ein 
Geschlechtsunterschied: Frau-
en sind in diesem Alter mit ih-
rem Leben etwas zufriedener. 
In dieser Altersgruppe sind die 
meisten Infrastrukturangebote 
vertreten. Ab 75 Jahren (Modell 
4) ist ebenfalls die Gesundheit 
das dominierende Merkmal. 
Auch hier bereitet die Einstel-
lung „offen für Neues“ zu sein 
eine höhere Lebenszufrieden-
heit. Einen stärkeren Effekt ent-
falten das sich negativ auswir-
kende Alleinsein und die positiv 
wirkende Wohnung. Ansonsten 
vermittelt noch die Nähe zu 
Parks Erholung und wirkt sich 
positiv aus. 
Zurückblickend ist die multi-
ple Regression eine adäquate 
Methode zur Beschreibung von 
primären Effekten auf die all-
gemeine Lebenszufriedenheit. 
Alternativ könnte ein Struktur-
gleichungsmodell entworfen 
werden, in dem zum Beispiel 
die einzelnen Bereiche der Woh-
numgebung auf zwei Faktoren 
laden, was aber nicht zu einer 
höheren erklärten Varianz bei-
tragen würde. Insgesamt ist der 
gefühlte Gesundheitszustand 
der stabilste, altersunabhängi-
ge Indikator für die allgemeine 
Zufriedenheit. Individuelle und 
soziale Merkmale entfalten ei-
ne größere Wirkung auf unsere 
Lebenszufriedenheit als infra-
strukturelle Angebote. Zu einem 
ähnlichen Ergebnis kommt Woz-
niak (2010). Die Annahme, mit 
geringeren bzw. im Alter nach-
lassenden Ressourcen, steigt 
die Nachfrage nach Angebo-
ten der Infrastruktur kann so 
pauschal nicht nachgewiesen 
werden. Die Bedeutung der In-
frastruktur nimmt hier bei den 
„aktiven“ Ruheständlern im 
Alter von 65 bis 74 Jahren zu, 
lässt dann aber ab 75 Jahren 
wieder nach – lediglich die ei-
gene Wohnung wird wichtiger. 

Allerdings sind neben den sub-
jektiven Bewertungen auch die 
objektiven Gegebenheiten ei-
ner Großstadt nicht außer Acht 
zu lassen: steht alles in ausrei-
chendem Maße zur Verfügung, 
findet eine Gewöhnung statt. 
Sollten die bisher in Moers ein-
gesetzten Fragen zur Zufrie-
denheit mit der Wohnung und 
deren Umgebung in eine Wie-
derholungsbefragung von TooLS 
einfließen, wäre eine mögliche 
Ergänzung um weitere Infra-
strukturangebote zu diskutieren 
(z. B. Nutzung und Zufriedenheit 
mit Begegnungsstätten).

Anmerkung
1 Eine nichtorthogonale Faktoren-

analyse mit Oblimin-Rotation er-
gibt zwei Faktoren, die nur mit 
r = 0,258 korrelieren.
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„Weihnachten von Südamerika über Holland, Deutschland, Grie-
chenland nach Japan und dann wieder nach Südamerika!“ hätte 
auch über diesen Zeilen stehen können. Hätte nicht, wäre zu 
lang gewesen.

Was hat es nun mit dieser Weltreise auf sich?
Nun ja, bei Südamerika denkt man doch gleich an die Ataca-
ma, diese 1.200 km lange Wüste in Peru und Chile. Von dort ist 
es gedanklich nicht weit bis zum gleichnamigen Spiel mit den 
Mini-Regeln. Die Regeln passen in einen Fingerhut, für’s Spiel 
dann benötigt man den ganzen Kopf.

Aber Holland? Die dortige „Spellenvereniging Ducosim“ hat 
ein ganz besonderes Projekt initiiert und umgesetzt: Ein klei-
nes Spiel – Plan und Regel passen auf ein DIN A4-Blatt – wird 
gleichzeitig in mehr als einem halben Dutzend Ländern produ-
ziert und von Sponsoren verteilt. Auch hier gilt: Wenig Regeln, 
mehr Kopf. 

Beim Besuch in Deutschland stößt man auf ganz anderes, et-
was Leichtes: „Sauschwer – Wer wiegt, gewinnt!“ Ein Schätz- 
und Bluffspiel, bei dem der Spaß im Vordergrund steht. Und 
die Überraschungsmomente: Denn wer weiß schon, dass ein 

Jedem das Meine
Martin Schlegel, Hagen

Zeiger der Uhr vom Hamburger Michel schwerer ist als Barack 
Obama?

Ab nach Griechenland: „Sirenen in Sicht“, ein kurzweiliges Spiel 
für zwei Leute. Da kommt Freude auf, nicht nur wegen der ge-
lungenen Grafik. Denn die Versuche, mit Hilfe der Sirenen die 
Herrschaft über das Boot zu erlangen, geht schon mal schief. 
Aber Sie haben ja noch ein paar „Argumente“ im Köcher.

Weiter nach Japan, zurück in das Jahr 1600. Shogun Tokugawa 
Ieyasu hat viel damit zu tun, seine Fürsten im Zaum zu halten. 
Diese sollen nicht auf dumme Gedanken kommen – z. B. an 
eine kleine Revolte denken. Also beschäftigt er sie mit einem 
Wettkampf, wobei der Sieger das Lehen „Takamatsu“ erhält. 
Alleine kommen die Fürsten schlecht voran; gemeinsam geht 
es besser, was zu einem heftigen, intrigenreichen Mit- und Ge-
geneinander führt. 

Weiter nach Osten, wieder nach Südamerika. Das 2013 erschie-
nene Atacama ist nur für zwei und vier Spieler geeignet und 
außerdem ausverkauft. Im Oktober 2014 kommt die 2. Auflage 
auf den Markt, nun können auch drei Leute in der Atacama nach 
Bodenschätzen suchen.
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1. Einleitung
Als in den 1980er Jahren Mo-
biltelefone auf den Markt ka-
men, glaubte kaum jemand an 
deren Siegeszug innerhalb we-
niger Jahre – zu schwer waren 
anfangs die Geräte und zu hoch 
die Telefongebühren. Doch die-
se Situation währte nicht lan-
ge. Die Geräte wurden kleiner 
und leichter, die Gebühren für 
Geräte sanken und das Handy-
angebot vervielfachte sich. Wer 
heutzutage durch die Innen-
städte läuft – ja selbst durch 
die Randbezirke einer Stadt – 
wird nicht umhin kommen, an 
fast jeder Ecke auf einen Handy-
Laden mit einem Großangebot 
unterschiedlicher Geräte und 
Tarife zu treffen. Und wer mit 
der Bahn fährt, wird  fast immer 
auf eine Vielzahl von Menschen 
treffen, die sich gerade mit ih-
rem Smartphone beschäftigen.
Übertrafen zu Beginn die Kosten 
für Handygespräche die Kosten 
für Festnetzgespräche, so unter-
schreiten inzwischen viele Flat-
rates von Mobilfunkanbietern 
die Kosten für den bloßen Fest-
netzanschluss der Telekom. An-
gesichts dessen fragt sich, wel-
che Veränderungen sich in der 
Kommunikation mittels Telefon 
in der Bundesrepublik unter den 
Bundesbürgern vollzogen ha-
ben und wie sich die Situation 
in der Gegenwart darstellt: wie 
viele Menschen verfügen über 
einen Festnetzanschluss und 
wie viele über Mobilfunk? Wie 
viele sind  nur noch über einen 
Mobilfunkanschluss erreichbar? 

Veränderungen im Kommunikationsverhalten und 
öffentliche Sichtbarkeit

Vom Festnetz zum Mobiltelefon
Karl-Heinz Reuband , Düsseldorf

Auch stellt sich im Zusammen-
hang damit die Frage, wie öf-
fentlich sichtbar die Bürger 
mit ihrer Telefonnummer noch 
sind. Besitzer von Mobiltelefo-
nen sind in der Regel in keinem 
öffentlichen Telefonbuch oder 
anderen öffentlichen Verzeich-
nisse erfasst, und auch die Be-
sitzer eines Festnetzanschlusses 
sind es aufgrund veränderter 
Rahmenbedingungen nur noch 
bedingt: In der Vor-Mobilfunk-
Zeit war der Verzicht auf einen 
Eintrag in das amtliche Telefon-
buch nur möglich, wenn ein au-
ßergewöhnlicher Grund – wie 
etwa persönliche Belästigung 
oder Bedrohung  – vorlag. Seit 
1992 ist diese Voraussetzung 
entfallen. Man kann ohne jegli-
che Begründung erwirken, nicht 
in das Telefonbuch aufgenom-
men zu werden. 
Wer bereits über einen Fest-
netzanschluss verfügt, im Te-
lefonbuch eingetragen ist und 
seinen Wohnsitz nicht gewech-
selt hat, dürfte zwar selten ei-
nen Anlass sehen, den beste-
henden – und von Ausgabe zu 
Ausgabe des Telefonbuchs fort-
gesetzten – Eintrag zu widerru-
fen. Wer sich jedoch neu bei der 
Telekom (oder anderen Anbie-
tern eines Festnetzanschlusses) 
anmeldet, steht vor der Option 
in das Telefonbuch und ande-
re öffentliche Telefonverzeich-
nisse aufgenommen zu werden 
oder nicht. Die Wahlmöglichkeit 
wird in einem solchen Fall dem 
einzelnen Akteur eher bewusst 
gemacht als in Fällen, in denen 

ohne entsprechende Nachfrage 
lediglich die Praxis der Vergan-
genheit fortgeschrieben wird.
 

2. Fragestellung 
und methodisches 
Vorgehen
Im Folgenden sollen die Ver-
änderungen im Bereich der Te-
lekommunikation am Beispiel 
der Stadt Düsseldorf untersucht 
werden.  Düsseldorf stellt als 
Landeshauptstadt und Dienst-
leistungszentrum mit über-
durchschnittlichen Einkom-
mensverhältnissen eine gute 
Ausgangsbasis dar: was sich 
hier im Gebrauch moderner 
Kommunikationstechnologie 
vollzieht, dürfte sich zeitgleich 
oder später auch woanders in 
Deutschland ereignen. Zwei Fra-
gen stehen im Folgenden zur 
Diskussion: (1) wie hat sich die 
Verbreitung von Festnetz- und 
Mobilfunk verändert? (2) Wie 
hat sich die öffentliche Sichtbar-
keit, wie sie durch den Eintrag 
in das Telefonbuch und öffent-
liche Telefonverzeichnisse gege-
ben ist, gewandelt? 
Empirische Basis sind Umfragen 
in der Düsseldorfer Bevölkerung 
mit deutscher Staatsangehörig-
keit 18 Jahre und älter. Die ers-
te Befragung fand 1997 statt 
und wurde vom Verfasser vom 
Institut der Soziologie der TU 
Dresden aus organisiert. Weite-
re Erhebungen mit Fragen zum 
Telefonbesitz  folgten vom In-
stitut für Sozialwissenschaften 
der Universität Düsseldorf aus 
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in den Jahren 1998, 2000, 2009 
und 2014.1 Eingesetzt wurde je-
weils ein 11-seitiger Fragebo-
gen. Platziert waren die Fragen 
zur Telefonnutzung am Schluss 
des Fragebogens, im Kontext 
der Soziodemographie.  
Die Erhebungen stützen sich auf 
Randomstichproben aus dem 
Einwohnermelderegister der 
Stadt und erfolgten postalisch 
in Form einer Mehrthemenbe-
fragung. Durchgeführt wurden 
sie in Anlehnung an Empfeh-
lungen von Don Dillman (2000), 
leicht modifiziert auf der Basis 
deutscher Erfahrungen (Reu-
band 2001). Nach bis zu drei 
Mahnaktionen wurden je nach 
Erhebung Ausschöpfungsquo-
ten zwischen 52 % und 65 % 
erreicht. Damit wurden Werte 
erzielt, die über den derzeitig 
üblichen Werten von hochpro-
fessionell und mit hohem Auf-
wand durchgeführten face-to-
face Umfragen liegen (wie ALL-
BUS oder SOEP). Was einmal 
mehr zeigt: postalische Befra-
gungen sind in dieser Hinsicht 
den anderen Befragungsarten 
gegenüber durchaus ebenbür-
tig, wenn nicht sogar überlegen. 

Die Zahl der Befragten pro Er-
hebung liegt zwischen rund 500 
und 1.300 Personen.

3. Verbreitung des 
Telefonbesitzes
Wie man den Umfragen entneh-
men kann, ist der Telefonbesitz 
nahezu universell. Die Zahl de-
rer, die über keinen Telefon-
anschluss verfügen, liegt über 
die Zeit konstant bei 2 % und 
weniger.2 Geradezu spektaku-
lär sind die Änderungen in der 
Mobilfunknutzung: innerhalb 
weniger Jahre sind die Handy-
besitzer von einer Minderheit 
zu einer Mehrheit avanciert. 
Waren es 1997 lediglich 13 % 
der Bürger, die über ein Handy 
verfügten, sind es in der neus-
ten Erhebung rund 94 %.3 Die 
rasche Ausbreitung ist wesent-
lich den sinkenden Kosten der 
Mobilfunknutzung geschuldet:  
nicht nur haben die Subventi-
onierung der Handys durch die 
Provider dazu beigetragen, son-
dern auch die sinkenden Kosten, 
die mit  Mobilfunkgesprächen 
verbunden sind. 
Die Zahl der Festnetzanschlüs-
se blieb von dem Aufschwung 
der Mobilfunktelefonie nahezu 
unberührt. Zwar sank der Anteil 
leicht ab, liegt aber weiterhin 
bei über 90 %. Zu einer nen-
nenswerten Substitution von 
Festnetz und Mobilfunk ist es 
bislang nicht gekommen.4 Ob 
diese Situation bestehen wird, 
ist zu bezweifeln. Und ebenso 
ist zu bezweifeln, dass eine ver-
gleichbare Stabilität die Häufig-
keit der Kommunikation mittels 

Festnetzanschluss kennzeich-
net. Zu vermuten ist, dass die 
Nutzung des Festnetzes insge-
samt stärker gesunken ist, als es 
die Zahlen zur Verbreitung des 
Festnetzanschlusses nahelegen. 
So mögen sich manche Perso-
nen – wie amerikanische Stu-
dien nahelegen (Blumberg und 
Luke 2010)  – inzwischen in der 
Kommunikation fast ausschließ-
lich des Mobiltelefons bedienen 
und den Festnetzanschluss eher 
aus Traditionsgründen noch bei-
behalten und ihn lediglich spo-
radisch nutzen. Das Ende der 
Festnetznutzung ist damit ge-
wissermaßen schon eingelei-
tet. Es bedarf nur noch einiger 
Verschiebungen im Preisgefüge, 
um neue Realitäten zu schaffen. 
Verändert hat sich durch die 
Ausbreitung des Mobilfunks 
die Struktur des Telefonbesit-
zes: Während 1997 85 % der 
Befragten ausschließlich über 
einen Festnetztelefon verfüg-
ten (Tabelle 1), sind es in der 
neusten Zeit nur noch 6 %. Der 
Anteil der Personen sowohl 
mit Festnetz als auch Mobil-
telefonanschluss, ist von 12 % 
auf 84 % gestiegen. Die Verän-
derungen haben sich außeror-
dentlich schnell vollzogen: sie 
zeichnen sich bereits beim im 
Ein-Jahres-Vergleich zwischen 
1997 und 1998 ab und setzen 
sich auch in der folgenden Zeit 
ungehindert fort.5 Bereits im 
Jahr 2000 hat sich in der Mehr-
heit der Bevölkerung das heute 
verbreitete Muster einer Kombi-
nation von Festnetz und Mobil-
telefon etabliert. Anders als in 
manchen anderen europäischen 

1997 1998 2000 2009 2014

Festnetz 85 76 35 10   6

Festnetz und Handy 12 21 60 82 84

Handy   1   1   3   7 10

Kein Telefon   2   1   2   1   1

(N=)
100

(696)
100

(523)
100

(686)
100

(1088)
100

(1284)

Frageformulierungen:  „Befindet sich in Ihrem Haushalt ein Telefon mit Fest-
netzanschluss?“, „Besitzen Sie ein mobiles Telefon (Handy)?“ [Die Tabelle kom-
biniert die Angaben aus beiden Fragen, fehlende Angaben sind ausgelassen].

Tabelle 1: Art des Telefonanschlusses nach Jahr (in %)

18-29 30-44 45-59 60+

1997 1998 2000 2009 2014 1997 1998 2000 2009 2014 1997 1998 2000 2009 2014 1997 1998 2000 2009 2014

Festnetz 86 72 18 - - 83 66 22 2 1 79 74 31 7 4 91 88 56 22 13

Festnetz 
und Handy

12 24 75 83 79 15 32 75 90 84 18 23 62 87 88 6 12 39 72 84

Handy - 2 6 17 21 1 1 2 9 15 - - 2 6 8 1 1 2 4 3

Kein Telefon 2 2 2 - - 2 1 2 - * 2 3 4 * 1 2 - 3 2 *

(N=)
100
(95)

100
(58)

100
(108)

100
(144)

100
(170)

100
(206)

100
(145)

100
(185)

100
(270)

100
(279)

100
(180)

100
(148)

100
(157)

100
(281)

100
(367)

100
(214)

100
(169)

100
(218)

100
(354)

100
(423)

Tabelle 2: Art des Telefonan-
schlusses nach Alter und Jahr 
(in %)

*< 0,5 %

VOM FESTNETZ ZUM MOBILTELEFON
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Ländern stellen diejenigen, die 
nur noch über ein Mobiltelefon 
und nicht mehr über einen Fest-
netzanschluss verfügen, freilich 
nach wie vor eine Minderheit 
von 10 % dar.6 In den USA liegt 
diese Zahl bei mehr als ein Vier-
tel der Einwohner (Blumberg 
und Luke 2010), in Tschechi-
en oder Finnland ist es gar die 
Mehrheit (Hüfken 2010). 
Dass sich diese Situation in der 
Zukunft in ähnlicher Weise in 
Deutschland einstellen wird und 
die Telekommunikation lediglich 
über Mobiltelefone erfolgt, ist 
anzunehmen. Hinweise darauf 
ergeben sich, wenn man die 
Düsseldorf Befragten nach ih-
rem Alter untergliedert (Tabelle 
2). Deutlich wird dann, wie sehr 
die nachwachsenden Generati-
onen bereits zu einer „Handy-
Generation“ geworden sind. 
Während 1997 die 18–29-Jähri-
gen in Düsseldorf lediglich 12 % 
ein Handy besaßen, sind es in-
zwischen de facto 100 %. Rund 
ein Fünftel in dieser Altersgrup-
pe ist nur noch über Handy zu 
erreichen. Unter den älteren 
Bürger über 45 Jahren liegt der 
entsprechende Wert unter 8 %.  

4. Registrierung der 
Festnetznummer
Noch ist die Zahl derer, die aus-
schließlich über ein Mobiltele-
fonanschluss verfügen, gering. 
Aber sie wird weiter zunehmen, 
und damit wird auch die Zahl 
derer steigen, die nicht in öf-
fentlichen Telefonverzeichnis-
sen enthalten sind. Doch der 
Schwund an Sichtbarkeit ist 
nicht auf die ausschließlichen 

Nutzer des Mobiltelefons be-
schränkt. Seit 1992 ist den Be-
sitzern eines Festnetzanschlus-
ses die Entscheidung überlas-
sen, ob sie in das öffentliche 
Telefonverzeichnis aufgenom-
men werden oder nicht. Wie vie-
le machen von der Möglichkeit 
eines Eintrags Gebrauch? Neu-
ere Daten liegen dazu nicht vor.7 
Wir haben Fragen dazu in den 
Erhebungen seit 2000, 2009 
und 2014 wiederholt gestellt. 
Dabei wurde auch danach diffe-
renziert, ob der Eintrag auf den 
eigenen Familiennamen oder 
auf einen anderen Familienna-
men erfolgt ist. Letztere Varian-
te dürfte vor allem bei nichte-
helichen Lebensgemeinschaften 
vorkommen. Sie dürfte es aber 
auch bei Verheirateten geben, 
bei denen die Partner nicht den 
Nachnamen teilen, sondern – 
wie heutzutage vermehrt üblich 
– einer den Geburtsnamen bei-
behalten hat.

Die Ergebnisse der Befragungen 
dokumentieren erhebliche Ver-
schiebungen innerhalb weniger 
Jahre (vgl. Tabelle 3). Während 
im Jahr 2000 noch drei Viertel 
der Befragten angaben, sie wä-
ren mit eigenen Familiennamen 
verzeichnet, sind es in der neus-
ten Erhebung weniger als die 
Hälfte. Der Grund dafür liegt 
nicht etwa in einer zunehmen-
den Zahl nichtehelicher Lebens-
gemeinschaften – denn der An-
teil unter anderem Namen ist in 
unserer Umfrage ebenfalls rück-
läufig. Der Grund liegt vielmehr 
im Verzicht auf einen Eintrag. 
Der Anteil derer, die eigenen An-
gaben zufolge nicht verzeichnet 

sind, ist um mehr als das zwei-
einhalbfache – von 16 % auf 
54 % – gestiegen.8

Untergliedert nach Alter (Ta-
belle 4), wird ersichtlich, dass 
diese Entwicklung besonders 
von den jüngeren Generatio-
nen vorangetrieben wird. So 
sind es bei den 18–29-Jährigen 
nahezu drei Viertel, die nicht 
mehr im Telefonbuch verzeich-
net sind. Und nichts spricht da-
für, dass sich diese Situation in 
der Zukunft ändern sollte, sich 
die Jüngeren etwa mit steigen-
dem Alter vermehrt in das Te-
lefonverzeichnis aufnehmen 
lassen. Eher ist das Gegenteil 
der Fall. So weist z. B. die Ko-
horte der 18–29-Jährigen des 
Jahres 2000 neun Jahre später 
– als 27–38-Jährige – nicht hö-
here, sondern niedrigere Regis-
trierungswerte auf als noch im 
Jahr 2000.

Da die Jüngeren überproporti-
onal über eine höhere Bildung 
verfügen, ist nicht verwunder-
lich, dass die besser Gebildeten 
überproportional oft von sich 
sagen, nicht im Telefonbuch 
verzeichnet zu sein. So gaben 
z. B. im Jahr 2014 unter den Be-

2000 2009 2014

Eigener Familienname 77 53 42

Anderer Name   7   5   4

Nicht eingetragen 16 42 54

(N=)
100

(517)
100

(1001)
100

(1118)

Frageformulierung: „ Ist dieser Anschluss im Telefonbuch eingetragen?“ 
Antwortkategorien: „Ja, unter meinem Familiennamen“, „ Ja, unter dem Famili-
ennamen einer anderen Person“, „Nein. Nicht eingetragen“ [Fehlende  Angaben 
und „weiß nicht“ sind aus der Darstellung ausgeklammert].

Tabelle 3: Eintrag in das Telefonverzeichnis unter Besitzern von 
Festnetzanschlüssen nach Jahr (in %)

18-29 30-44 45-59 60+
2000 2009 2014 2000 2009 2014 2000 2009 2014 2000 2009 2014

Eigener Familienname 68 30 23 66 38 18 77 53 41 89 73 63
Anderer Name 10   5   5 13   4   1   6   8   4   3   5  4   
Nicht eingetragen 22 65 73 21 58 81 17 39 55   8 22 33

(N=)
100
(79)

100
(119)

100
(132)

100
(135)

100
(249)

100
(236)

100
(113)

100
(264)

100
(328)

100
(178)

100
(336)

100
(407)

Tabelle 4: Eintrag in das Tele-
fonverzeichnis unter Besitzern 
eines Festnetzanschlusses nach 
Alter und Jahr (in %)

VOM FESTNETZ ZUM MOBILTELEFON
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fragten mit Volks- oder Haupt-
schulbildung 47 % an, nicht im 
Telefonbuch aufgeführt zu sein. 
Unter den Befragten mit Real-
schulabschluss oder Fachhoch-
schulreife  waren es 53–54 % 
und unter den Befragten mit 
Abitur 63 %. Um einen genui-
nen, eigenständigen Bildungs-
effekt handelt es sich frei-
lich nicht: Gliedert man in die 
Gruppe der unter 49-jährigen 
und der über 49-jährigen auf, 
ist kein systematischer und sta-
tistisch signifikanter Effekt des 
Merkmals Bildung anzutreffen.   
Von einer stärkeren Repräsen-
tanz der besser Gebildeten – et-
wa aufgrund eigener beruflicher 
Position und einer stärkeren so-
zialen Einbindung – kann nicht 
gesprochen werden.
Welche Gründe für den Verzicht 
auf einen Eintrag verantwort-
lich sind, wurde in unserer Un-
tersuchung nicht erfragt. Denk-
bar ist, dass man die eigene Te-
lefonnummer nur ausgewählten 
Personen preisgeben will. Denk-
bar ist aber auch, dass sich da-
hinter ein generelles Misstrauen 
gegenüber der Umwelt verbirgt. 
In der Tat ist die Bereitschaft zur 
Preisgabe der Telefonnummer 
vom generellen Vertrauen in an-
dere Menschen nicht unabhän-
gig. So verfügten die Befragten 
in der Erhebung von 2014, die 
dem Satz „Den meisten Men-
schen kann man vertrauen“, 
„voll und ganz“ zustimmten, 
zu 54 % über einen Eintrag. Bei 
denen, die dem Satz „eher“ 
zustimmten, lag der Wert bei 
49 %, die ihm „eher nicht“ zu-
stimmten bei 42 % und die ihm 
„überhaupt nicht“ zustimmten, 
bei 36 %.
Gibt man neben den Merkma-
len Geschlecht, Alter und Bil-
dung die Variable für „gene-
ralisiertes Vertrauen“ in eine 
logistische Regressionsanalyse 
ein, ergibt sich für das genera-
lisierte Vertrauen ein eigenstän-
diger, statistisch signifikanter 

Effekt. Des Weiteren gibt sich 
ein statistisch signifikanter  Ef-
fekt für das Alter, keiner aber für 
die Merkmale Geschlecht und 
Bildung.9 Kein Effekt ergibt sich 
ferner für Variable, die sich auf 
die wahrgenommene personale 
und soziale Kriminalitätsbedro-
hung beziehen. Es scheint da-
nach weniger eine spezifische 
Furcht vor Bedrohung zu sein, 
die zum Verzicht auf einen Ein-
trag führt, als eine allgemeine 
– eher diffuse – Negativbe-
wertung der sozialen Umwelt. 
Nichts spricht dafür, dass dies 
ein zeitspezifischer Effekt sein 
könnte, vergleichbare Effek-
te kennzeichnen auch unseren 
früheren Erhebungen.

5. Paradoxien der 
Sichtbarkeit
Das Aufkommen des Mobil-
funks hat die Struktur der te-
lefonischen Kommunikation 
verändert. Bürger besitzt heut-
zutage nicht nur einen Fest-
netz-, sondern mehrheitlich 
auch ein Mobilfunkanschluss. 
In dem Maße wie vermehrt 
kostengünstige Flatrates für 
Mobilfunkanschlüsse angebo-
ten werden und der Anschluss 
für das Festnetz der Telekom – 
ungeachtet der Zahl getätigter 
Anrufe – bereits die Kosten der  
Flatrates übersteigt, wird sich 
zweifellos eine weitere Abkehr 
von den Festnetzanschlüssen 
vollziehen. Gleiches wird sich 
in dem Maße ereignen, wie al-
ternative Varianten des „Fest-
netzanschlusses“ – etwa über 
Internetverbindungen – an Po-
pularität und Akzeptanz ge-
winnen.  Infolgedessen werden 
immer mehr Personen aus den 
öffentlichen Telefonverzeichnis-
sen verschwinden.
Doch nicht allein die Ausbrei-
tung des Mobilfunks trägt zum 
Verschwinden aus öffentlichen 
Verzeichnissen bei. Weitaus 
stärker wiegt die Tatsache, dass 

selbst Menschen mit Festnetz-
anschluss immer häufiger dar-
auf verzichten, sich in ein Ver-
zeichnis einzutragen. Aus Sicht 
der Sozialforschung bedeutet 
dies, dass man auf amtliche, 
öffentliche Telefonverzeichnis-
se als Samplingbasis nicht mehr 
zurückgreifen kann. Diese Er-
kenntnis ist zwar nicht neu, und 
hat seit längerem bereits zu Ver-
fahren der Stichprobenziehung 
mittels zufallsgenerierter Tele-
fonnummern geführt. Aber was 
sich neu an Erkenntnis darbie-
tet, ist der Befund, dass es sich 
inzwischen um eine Mehrheit 
der Bürger handelt, die nicht 
mehr in öffentlichen Verzeich-
nissen erfasst ist. 
Die Tatsache, dass der Anteil de-
rer, die sich nicht in öffentlichen 
Verzeichnissen eintragen lässt, 
so groß geworden ist, spiegelt 
eine veränderte Haltung zur te-
lefonischen Kontaktaufnahme 
– und womöglich auch generell 
im Umgang mit anderen Men-
schen – wieder: Man schottet 
sich ab, will nicht mehr von 
Personen angerufen werden, 
die nicht dem engeren Freun-
des- und Bekanntenkreis ange-
hören. Die Tatsache, dass sich 
Telefonbefragungen – wie an-
dere Befragungsformen auch 
(vgl. u. a. Wasmer et al. 2010) –  
durch stark sinkende Ausschöp-
fungsquoten auszeichnen und  
sich die Zahl der Verweigerer in 
den letzten Jahren erhöht hat, 
ist womöglich auch aus dieser 
Sicht her zu  verstehen: als Aus-
druck eines steigenden Bedürf-
nisses nach Privatheit mittels 
Abschottung nach außen. 
Gleichzeitig stellt die beschrie-
bene Entwicklung jedoch auch 
ein Paradoxon dar: denn in der 
digitalen Welt – wie in facebook  
– nimmt die öffentliche Preis-
gabe privater Informationen zu. 
Der Anteil der Bundesbürger, die 
ein eigenes Profil bei einer „pri-
vaten Community“ hat, belief 
sich im Jahr 2010 bereits auf 

VOM FESTNETZ ZUM MOBILTELEFON
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39% (BITCOM 2010). Inzwi-
schen ist der Anteil weiter ge-
wachsen. Maßgeblichen Anteil 
daran hat die jüngere Genera-
tion – jene Generation, die sich 
unseren Befragungen zufolge 
in überproportionalem Maße 
mit der Preisgabe der eigenen 
Telefonnummer zurückhält. In-
zwischen sind 78 % der Inter-
netnutzer in mindestens einem 
sozialen Netzwerk angemeldet, 
die meisten davon als aktive 
Nutzer. Bei den 20–29-Jähri-
gen sind es gar 85 % (BITCOM 
2013a). Doch nicht nur die 
Jüngeren tragen zum Parado-
xon bei, sondern auch die Äl-
teren. Wenn man erblickt, wie 
wenig abgeschottet und laut-
stark im öffentlichen Raum, in 
Bus oder Bahn, Telefongesprä-
che mit dem Handy auch von 
Erwachsenen geführt werden, 
dann wird eine verstärkte Nei-
gung zu einer –  geradezu ex-
hibitionistischen – öffentlichen 
Präsentation der eigenen Privat-
sphäre sichtbar. 

Anmerkungen
1 Die jüngste Erhebung wurde im 

Wesentlichen in der Zeit zwischen 
Dezember 2013 und März 2014 
durchgeführt. Etwas mehr als die 
Hälfte der Befragten entfällt auf 
das Jahr 2014 (die Erhebung ist 
dementsprechend in den Tabellen 
unter dem Jahr 2014 Erhebung auf-
geführt). Die Erhebungen stützen 
sich primär auf Lehrstuhlmittel, 
die Erhebung von 2014 maßgeb-
lich auch auf einen Zuschuss der 
Gesellschaft der Freunde und För-
derer der Universität Düsseldorf.

2 Denkbar ist, dass diejenigen, die 
sich nicht an der Umfrage betei-
ligten, häufiger über kein Telefon 
verfügen und der Anteil der Tele-

fonbesitzer dadurch überschätzt 
wird. Alles in allem halten wir dies 
Problem in der Bundesrepublik frei-
lich für vernachlässigenswert.

3 Einer bundesweiten Umfrage aus 
dem Jahr 2013 verfügten 90 % 
der Deutschen über ein Han-
dy. Unter den 14–29-Jährigen, 
den 30–49-Jährigen und den 
50–64-Jährigen liegen die Werte 
jeweils bei über 95 %, bei den Be-
fragten 65 und älter bei 68 % (BIT-
COM 2013b).

4 Manche Mobilfunkanbieter, wie 
Vodafone, bieten inzwischen auch 
„Homezone“-Anschlüsse an, bei 
denen die Festnetznummer des 
Telefons übernommen wird, das 
Gerät zu Hause quasi stationär 
gehalten wird, aber mittels Mobil-
funk kommuniziert. Wie viele der 
Festnetzanschlüsse, die in der Be-
fragung damit gleichzusetzen sind, 
ist unklar. Anzunehmen ist, dass es 
sich um einen sehr kleinen Anteil 
handelt.

5 Ein Indikator für die Schnelligkeit 
der Ausbreitung und der Nutzung 
zeigt sich auch in der Zahl der ver-
sandten SMS Kurztexte.1999 lagen 
diese noch bei weniger als 5 Mil-
liarden,  2001 bereits bei 21 Milli-
arden (Der Focus 4/ 2002: 107).

6 Dem „European Social Survey“ zu-
folge, der sich auf face-to-face Be-
fragungen stützt, verfügten 15 % 
der Bürger im Jahr 2008/2009 
über ein Festnetztelefon, 79 % 
über eine Kombination von Fest-
netz- und Mobiltelefon und 5 % 
ausschließlich über ein Mobiltele-
fon (Hüfken 2010). Die Düssel-
dorfer Befunde spiegeln, wie ver-
mutet, offensichtlich eine etwas 
weiter fortgeschrittenes Stadium 
der Mobilfunknutzung wieder, die 
grundlegenden Verhältnisse sind 
jedoch ähnlich.

7 Eine frühere Untersuchung, die sich 
auf Ostdeutschland bezieht und die 
Verhältnisse zu Beginn der 1990er 
Jahre beschreibt, findet sich bei Hä-
der (1996).

8 Die Angaben über Eintrag oder 
Nicht-Eintrag stützen sich auf Aus-
künfte der Befragten. In manchen 
Fällen mag es durchaus Abweic-
hungen von der Realität geben – 
denn nicht jeder prüft bei jeder 
Neuausgabe des Telefonbuchs, ob 
er dann (wieder oder noch) vertre-

ten ist. Die Zahl der Befragten, die 
angeben, es nicht zu wissen, liegt 
bei weniger als 0,5 %. 

9 Das Odds Ratio für die Frage des 
generalisierten Vertrauens (in di-
chotomisiert Form) auf den Nicht-
eintrag liegt bei 1.34 (p < 0,05), des 
Alters (dichotomisiert in: bis 49, 
50+ Jahre) bei .26 (p < 0,001). Kein 
Effekt ergibt sich für die Merkmale 
Bildung und Geschlecht (Odds Ra-
tio jeweils 1.05 bzw. 1.06, n. s.).
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„Ist einfach! Lässt sich vorbe-
reiten!“ Wenn ich diese Bemer-
kung unter einem Kochrezept 
fi nde, ist das ein Argument, ge-
nauer hinzusehen. Nicht, dass 
ich etwas gegen aufwändig 
zuzubereitende Speisen habe 
– Kochen macht Spaß. Aber 
wenn es auch einfach geht und 
ich nicht bis zur letzten Sekunde 
aktiv sein muss, dann hat das 
schon seinen Charme. 
Was für mich beim Kochen gilt, 
gilt für die Journalisten der Lo-
kalpresse bei ihrer Arbeit.
Die Sommerpause steht bevor: 
Rat und Ausschüsse tagen nicht, 
politische Aufreger fallen also 
aus. Der Sport macht Pause, 
auch hier ist Nachrichten-Dürre. 
Zudem ist die Redaktion unter-
besetzt, weil etliche Schreiber-
linge gute Gründe fi nden, ge-
rade jetzt in Urlaub zu fahren. 
Wenig Schreiber und wenig 
Nachrichten! Wie soll man da 
die Zeitung füllen? Man kann ja 
nicht jeden Handtaschendieb-
stahl ins Blatt heben. 
Ich weiß nicht, wie sich die Lo-
kalpresse in Hamburg, Hanno-
ver und Heidelberg dem Prob-
lem stellt. Ich weiß aber, was 
die Hagener gemacht haben. 
Und das nicht zum ersten Mal. 
2006 bekamen sie dafür sogar 

Sommerloch – Problem mit Lösung 

Lebensqualität im Test
Martin Schlegel, Hagen

einen Preis (vgl. „Hohe Ehrung 
auf internationalem Parkett“, 
in Stadtforschung und Statistik, 
Ausgabe 2/ 2007, S. 67).
Die Hagener Redakteure erin-
nerten sich der Statistik und ba-
ten das Ressort für Statistik und 
Stadtforschung um viele Daten. 
Zu jedem der 39 Wohnquartiere 
stellten die Statistiker um Uwe 
Schubert einen Datenkranz be-
reit, der punktgenau informiert. 
Einwohner mit Altersstruktur, 
Ausländer, Wanderungen, Haus-
halsstruktur, Einkünfte, Kfz, Ar-
beitslose usw.
Die übersichtliche Anordnung 
und der jeweils hergestellte Ver-
gleich zur Gesamtstadt machte 
daraus einen Datenschatz und 
erleichterte der Lokalredaktion 
die Arbeit ungemein. 
Wie beim Koch-Rezept: „Ist ein-
fach!“
Diese Daten erhielten die Jour-
nalisten lange vor der Sommer-
pause und konnten sich so sa-
gen: „Lässt sich vorbereiten!“ 
Aus den 39 Tabellen machten 
sie die Serie „Wir sind Hagen 
– Lebensqualität im Test“. An 
jedem Tag stellten sie ein Quar-
tier vor und nahmen dafür eine 
ganze Seite. Sie wären schlech-
te Schreiber, hätten sie die Sei-
te mit Zahlen vollgeklatscht. 

Die große, umfassende Tabelle 
stand im Zentrum (siehe das 
Beispiel). Dazu kam ein Bericht 
über einen Gang durch das 
Quartier, von der Zeitung als 
Stadtteilspaziergang bezeich-
net. Darin kamen bedeuten-
de oder auch weniger wichti-
ge Bürger dieses Stadtteils zu 
Wort, es wurde auf Probleme 
und – vor allem – die Stärken 
des Quartiers hingewiesen. 
So entstand eine höchst infor-
mative und gleichzeitig leicht 
lesbare Reihe. Mehr als 6 Wo-
chen lang. 
Natürlich hätten viele Statistiker 
lieber von „Menschen mit Mi-
grationshintergrund“ gespro-
chen statt einfach nur „Mig-
ranten“ zu nehmen. Auch das 
schlichte „Gesamteinkünfte“ 
wäre wohl nicht aus der Statisti-
kerfeder gefl ossen. Da wäre da-
rauf hingewiesen worden, dass 
hier der Betrag der Gesamtein-
künfte aller unbeschränkt Steu-
erpfl ichtigen einschließlich der 
Steuerpfl ichtigen ohne Einkom-
men gemeint ist. Die LeserInnen 
konnten also nicht verstehen, 
was genau gemeint ist. Aber 
sie haben verstanden, wie der 
Bezirk im Stadtranking einzu-
ordnen ist. 
Was will man mehr?

Über Statistik:

Folgen Sie ruhig einer

Statistik. Es muss nicht

einmal unauffällig sein.

Ehrung für Statistikreihe

39 Wohnquartiere
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Am 22. April 2014 verstarb in 
Stuttgart Manfred von Schae-
wen, bis zu seiner Pensionie-
rung langjähriger Leiter des 
Statistischen Amtes der Stadt. 
In dieser Stadt und weit darüber 
hinaus hatte er sich im Kolle-
genkreis wie in der Landes- und 
Bundesstatistik den Ruf eines 
hervorragenden Fachmannes 
auf allen Gebieten der Städte-

Wegbereiter einer kooperativen, technikunterstützten
Städtestatistik 

Manfred von Schaewen
Klaus Trutzel, Nürnberg

statistik, vor allem auch des Ein-
wohnerwesens erworben. 
Manfred von Schaewen war 
nicht nur der Experte für die 
rechtlichen Grundlagen des 
Meldewesens, als Leiter des mit 
der Statistik verbundenen zen-
tralen Einwohnerwesens besaß 
er auch detaillierte Kenntnisse 
von dessen technischen und or-
ganisatorischen Grundlagen. Er 
war Pionier bei der statistischen 
Nutzung des Einwohnerregis-
ters und leitete das Teilprojekt 
„Statistik“ des FuE-Vorhabens 
Einwohnerwesen des Bundes-
forschungsministeriums. Als 
klar wurde, dass es vordefinier-
te Tabellenberge nicht erlauben, 
die Ausgangsdaten problemori-
entiert zu selektieren und ihre 
Merkmale der Fragestellung 
entsprechend zu verknüpfen, 
förderte Manfred von Schaewen 
nachdrücklich die Definition der 
Standard-Statistikabzüge der 
Mikrodaten des Registers, die 
bis heute die Grundlage klein-
räumiger Bevölkerungsstatis-
tik bis hin zur Generierung von 
Haushalten, Bevölkerungs- und 
Haushalteprognosen bilden. Bei 
der Gesetzgebung zum Melde-
wesen war er Berater des In-
nenministeriums und hat so we-
sentlich zur Praxisorientierung 
des Melderechts beigetragen. 
Beim Deutschen Städtetag ver-
trat er nicht nur die Interessen 
seiner eigenen Stadt, sondern 
setzte sich engagiert auch für 
die übergreifenden Belange 
der deutschen Städtestatistik 
ein. So wurde er auch stv. Vor-

sitzender des Statistischen Aus-
schusses.
Für die Städtestatistik war Man-
fred von Schaewen in vielen 
überörtlichen Funktionen tätig. 
Er war eineinhalb Jahrzehn-
te lang Schatzmeister des Ver-
bands Deutscher Städtestatis-
tiker (VDSt), Mitbegründer des 
Verbundes Kommunales Statis-
tisches Informationssystem (KO-
SIS-Verbund) und nachhaltiger 
Förderer der aus dem DATUM-
Nachlass weiterzuentwickeln-
den Programmsysteme. Wesent-
liche Errungenschaften, welche 
Städtestatistik und Stadtfor-
schung heute wie selbstver-
ständlich nutzen, wären ohne 
von Schaewen kaum zustande 
gekommen. Ihm gelang, was 
in den Zeiten knapper Kassen 
anderswo kaum denkbar war, 
den damaligen Stuttgarter 
Oberbürgermeister Manfred 
Rommel zu überzeugen, dass 
die Städtestatistik dringend ein 
am Arbeitsplatz zu bedienen-
des Programmsystem zum Ma-
nagement seiner wachsenden 
Datenbestände brauchte und 
dass dieses Programm zu al-
lererst die flexible Auswertung 
der gerade verfügbar geworde-
nen Volkszählungsdaten 1987 
ermöglichen sollte. Unter dem 
Namen DUVA bildet dieses Pro-
gramm bis heute den IV-techni-
schen Kern der kommunalstatis-
tischen Datenverarbeitung und 
wird in mehr als 50 Städten und 
in Statistischen Landesämtern 
eingesetzt.
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Bis heute ist im Stuttgarter Sta-
tistischen Amt die Erinnerung 
an diesen fachlich und mensch-
lich so nachhaltig wirkenden 
Amtsleiter lebendig. Die en-
gen persönlichen Bande zu den 
Kolleginnen und Kollegen der 
Städtestatistik pflegte Manfred 
von Schaewen auch nach sei-
ner Pensionierung weiter und 
beteiligte sich bis zuletzt an 
den Unternehmungen der Ru-
heständler in der sog. „Ex-AG“. 
Viele preisen noch heute seinen 
Auftritt als virtuoser Pianist bei 
der Statistischen Woche 1994 
in Wien, als er sich im großen 
Saal des Wiener Rathauses nach 
dem Abschied des Orchesters 
ans Klavier setzte und den Kon-
gress noch eine weitere Stunde 
tanzen ließ.
Ganz persönlich ist für mich mit 
dem Tod Manfred von Scha-
ewens eine jahrzehntelange 
Freundschaft zu Ende gegan-
gen. Am 19. April 1930 in der 
Nähe von Königsberg gebo-
ren und aufgewachsen, hat er 
sich nach seiner Flucht in den 
Westen alleine durchgeschla-
gen, schließlich studiert und 
als wissenschaftlicher Assis-
tent bei den Tübinger Natio-
nalökonomen gewirkt. 1965 

war er als Leiter der neu ge-
schaffenen Abteilung Stadtfor-
schung in das Statistische Amt 
der Stadt Stuttgart eingetre-
ten, gerade ein Jahr, nachdem 
ich in Nürnberg mit einer ent-
sprechenden Aufgabe betraut 
worden war. Schon um die Jah-
reswende 1964/65 trafen wir 
im Stuttgarter Amt bei einer 
Regionalstatistik-Tagung zu-
sammen. 1973 veröffentlichte 
Manfred von Schaewen nach 
zahlreichen anderen Publika-
tionen bei Kohlhammer seine 
viel gerühmte, mit Klaus Kai-
ser erarbeitete Monographie 
über „Stuttgart und die Region 
Mittlerer Neckar“. 1974 über-
nahmen wir fast gleichzeitig 
die Leitung unserer jeweiligen 
Ämter, nachdem wir schon zu-
vor bei vielen Gemeinschafts-
vorhaben der Städtestatistik 
intensiv zusammengearbeitet 
hatten. Wir gehörten zum enge-
ren Beraterkreis des Deutschen 
Städtetages und haben zusam-
men die Gemeinschaftsvorha-
ben der Städtestatistik im VDSt, 
im Statistischen Ausschuss und 
schließlich im KOSIS-Verbund 
vorangetrieben. Diese gemein-
same fachliche Arbeit hat uns 
dann auch privat verbunden. So 

genossen wir seit Ende der sieb-
ziger Jahre über drei Jahrzehnte 
den gemeinsamen Skiurlaub am 
Katschberg. In all den Jahren 
haben wir uns bei vielen fachli-
chen und privaten Entscheidun-
gen gegenseitig beraten. 
Das Engagement für die ge-
meinsamen Belange der Städ-
testatistik als eine Wissensbasis 
der kommunalen Selbstverwal-
tung wirkt im Stuttgarter Amt 
über seinen Tod hinaus fort. 
Thomas Schwarz hat als Amts-
leiter den Vorsitz im Arbeits-
kreis Stadtforschung, Statistik 
und Wahlen übernommen, der 
vom Deutschen Städtetag in 
der Nachfolge des Statistischen 
Ausschusses eingerichtet wur-
de. In dieser Funktion arbeitet er 
eng mit dem KOSIS-Verbund zu-
sammen, der auch heute wieder 
von Nürnberg aus betreut wird. 
In Erinnerung bleibt uns Man-
fred von Schaewen als kluger, 
über den Tellerrand hinaus-
schauender Kollege und Freund, 
auf dessen Wort man bauen 
konnte und der sich, ohne sich 
in den Vordergrund zu spielen, 
für die gemeinsame Sache kon-
sequent und nachhaltig einge-
setzt hat. Wir haben ihm viel zu 
verdanken.

MANFRED VON SCHAEWEN

Auf einem Wagen saßen Vertreter aller politischen Parteien. 
Als der Wagen stecken blieb, geschah folgendes: Der Deutsch-
nationale schoss den Führer nieder, der Zentrumsmann sagte: 
„Mit Gott!“ und blieb sitzen, der Demokrat schlug vor, die 
große Koalition zu bilden, der Mehrheitssozialist wollte den 
Karren aus dem Dreck schieben, ließ aber keinen aussteigen, 
die Unabhängigen schimpften und schoben mit, und die Kom-

Der Wagen

munisten gaben gute Ratschläge, brüllten aber so, dass sie kein 
Mensch verstand.
Und wenn den Wagen keiner herausgezogen hat, dann steht 
er noch. 
Die Berliner Volkszeitung veröffentlichte diese Zeilen am 16. 7. 
1922. Als Autor war Ignaz Wrobel angegeben. Das war eines 
der Pseudonyme, die Kurt Tucholsky verwendete. 

Ex-AG

Kollege und Freund
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Jünger und weiblicher, Diplom-Geograph/innen auf dem 
Vormarsch 

VDSt-Mitgliederstruktur 2014 
Rudolf Schulmeyer, Köln

Abbildung 1: Verband Deutscher Städtestatistiker 2014

Abbildung 2: Verband Deutscher Städtestatistiker 2014

Abbildung 3: Verband Deutscher Städtestatistiker 2014

Der Verband Deutscher Städ-
testatistiker (VDSt) hat zurzeit 
knapp 340 Mitglieder, vier von 
zehn (39,6 %) sind seit 2006 
dem Berufsverband beigetreten. 
Von den neuen Mitgliedern sind 
44 % Frauen und 56 % Männer. 
Ein Viertel (23,5 %) ist unter 45 
Jahre alt, jede(r) Neunte unter 
35. Mit mehr als einem Drittel 
(37,1 %) liegen bei den Fach-
richtungen die Diplom-Geogra-
phinnen und -geographen vorn. 
2006 waren im VDSt noch Wirt-
schaftswissenschaften sowie 
Soziologie, Politik etc. die bei-
den häufigsten Fachrichtungen. 
Damit hat sich die Mitglied-
schaft des VDSt verjüngt, der 
Frauenanteil ist von 23 % 
(2006) auf 29 %, der Anteil der 
unter 45-jährigen Mitglieder 
um 7,4 %-Punkte gestiegen. 
Gleichzeitig ist der Anteil der 
Mitglieder im Ruhestand von 
einem Fünftel auf ein Viertel 
angewachsen. Zwei Drittel der 
VDSt-Mitglieder sind im städti-
schen Dienst aktiv. Dieser Anteil 
ist etwa gleich geblieben. Durch 
den Zuwachs hat sich ihre Zahl 
aber um 32 auf 220 erhöht.
Der VDSt fördert und unterstützt 
als gemeinnütziger Verein die 
Funktionsfähigkeit von Städtes-
tatistik und Stadtforschung in 
den Kommunalverwaltungen, in 
Wissenschaft und Praxis. Mit-
glieder des Verbandes können 
Personen werden, die auf dem 
genannten Fachgebiet tätig 
sind. Weitere Voraussetzung ist 
eine abgeschlossene wissen-
schaftliche Ausbildung oder die 

einschlägige Beschäftigung in 
verantwortlicher Funktion einer 
Kommunalverwaltung.
Ab Mitte des vergangenen Jahr-
zehnts hat sich der Stellenwert 
der Statistik in den Kommunal-
verwaltungen wieder erhöht, 
was sich auch in den Mitglie-
derzahlen des VDSt nieder-
schlägt. Umfragen und Moni-
toring werden ausgebaut. Die 
nach gesetzlichen Vorschriften 
abgeschotteten kommunalen 
Statistikstellen gewährleisten 
den Zugang zu den erforder-
lichen Daten und Methoden. 
Der VDSt organisiert den Erfah-
rungsaustausch, die arbeitstei-
lige Erstellung von Arbeitshil-
fen und die Kommunikation im 
föderalen System der Statistik. 
Im KOSIS-Verbund wird die in-
terkommunale Entwicklung von 
Instrumenten des Statistischen 
Informationssystems und ande-
rer Gemeinschaftsprojekte vor-
angetrieben.
Im VDSt sind Mitglieder aus 
allen deutschen Städten über 
200.000 Einwohnern vertre-
ten (62,3 %). In zwei Drittel 
der Städte zwischen 100.000 
und 200.000 Einwohnern und 
einem Viertel der Städte zwi-
schen 50.000 und 100.000 Ein-
wohnern sind VDSt-Mitglieder 
beschäftigt.
28 Mitglieder gehören sonsti-
gen Institutionen an oder sind 
freiberuflich tätig. Dazu gehö-
ren kommunalnahe Institutio-
nen wie der Deutsche Städte-
tag, das Deutsche Institut für 
Urbanistik oder Regionalver-
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bände. Ebenfalls dazu zählen 
wissenschaftliche Institutionen 
wie Universitäten, das Bundes-
institut für Bau-, Stadt- und Re-
gionalforschung oder das Rhei-
nisch-Westfälische Institut für 
Wirtschaftsforschung. Eine drit-
te Gruppe bilden Landes- und 
Bundesinstitutionen mit fachli-
chem Bezug. Sie alle bereichern 
den Blick von Städtestatistik 
und Stadtforschung.
Die Zusammenarbeit der VDSt-
Mitglieder erfolgt in fachlichen 
und in regionalen Arbeitsge-
meinschaften. Die Mitarbeit in 
den fachlichen Arbeitsgemein-
schaften steht allen Mitglie-
dern offen, die regionalen Ar-

Abbildung 4: Verband Deutscher Städtestatistiker 2014

beitsgemeinschaften sind nach 
Bundesländern abgegrenzt. 
Den regionalen Arbeitsgemein-
schaften obliegt die Betreuung 
der Mitglieder und der Kontakt 
mit den Statistischen Landes-
ämtern. Die AG Nord-West um-
fasst die Bundesländer Schles-
wig-Holstein, Niedersachsen 
und Nordrhein-Westfalen sowie 
die Stadtstaaten Hamburg und 
Bremen. Sie hat 144 Mitglie-
der. Die 59 Mitglieder der AG 
Ost kommen aus den Bundes-
ländern Mecklenburg-Vorpom-
mern, Brandenburg, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen 
sowie Berlin. Die AG Süd setzt 
sich aus den Bundesländern 

Seit 1879 treffen sich die Kom-
munalstatistiker regelmäßig, zu 
Anfang unter der Bezeichnung 
„Conferenz der Direktoren der 
statistischen Bureaux deutscher 
Städte“. Schnell wechselte der 
Titel in „Conferenz der Deut-
schen Gemeinde-Statistiker“, 
später wurde daraus „Confe-
renz der Vorstände der statis-
tischen Ämter deutscher Städ-
te“. Ab 1914 dann firmierten 
die Tagungen als „Konferenz 
des Verbandes Deutscher Städ-
testatistiker“. 
Ein Blick 50, 75 und 100 Jahre 
zurück zeigt interessante Ein-
blicke in die Themen der jewei-
ligen Zeit. Ermöglicht wird der 
Rückblick durch das 1975 vom 
VDSt herausgegebene Buch 
„Die Städtestatistik im Wandel 
der Zeit“, das von den Kölnern 
Naumann, Neeb, Preis und Sirp 
zusammengestellt wurde.
Die 28. Tagung des Verbandes 
Deutscher Städtestatistiker fand 

Statistik früher
Martin Schlegel, Hagen

vom 9. bis 11. Juni 1914 in Des-
sau statt. Sie war das vorerst 
letzte Treffen, der Krieg verhin-
derte weitere Zusammenkünfte. 
Die nächste Tagung war dann 
1920 in Erfurt.
In Dessau berieten die Kollegen 
u. a. über:
- die geplante Reichs-Woh-

nungszählung;
- die Wünsche des Kaiserli-

chen Statistikamtes zur Er-
weiterung der Statistik der 
Bautätigkeit;

- Erhebung von Haushalts-
rechnungen;

- Statistik der Zwangsverstei-
gerungen;

- die statistische Abgrenzung 
von Großsiedlungen.

1939, also 25 Jahre später fand 
keine Tagung statt. 
Vor 50 Jahren – 1964 – traf man 
sich wieder einmal in Köln. Ei-
ne unglaublich lange Tagesord-
nung war zu bewältigen. Fast 

50 Vorträge standen den Kol-
legen – und mittlerweile sicher 
einigen Kolleginnen – bevor, so 
dass man sich fragt, ob die nach 
dem Abendessen gar nicht zum 
Bier geschritten sind.
Eine kleine Auswahl:
- Fremdenverkehrswissen-

schaft
- Statistik zur Erforschung des 

Altenproblems
- Probleme der Altenhilfe in 

den Städten
- Statistik des öffentlichen 

Vermögens
- Messung der Volksgesund-

heit
- Erfassung nichteinschulfähi-

ger Kinder
- Statistik der Konzerte
- Die nächste Wohnungszäh-

lung
- Sportstatistik
- Statistik des Schuldenstan-

des der Gemeinden
- Einteilung des Stadtgebiets 

in Wahl- und Stimmbezirke

Rheinland-Pfalz, Hessen, Ba-
den-Württemberg, Bayern und 
dem Saarland zusammen und 
hat 133 Mitglieder.

VDST-MITGLIEDERSTRUKTUR 2014

50 Vorträge

1939: Kein Treffen
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Rudolf Schulmeyer geht in seinem Beitrag genauestens auf die Mitgliederstruktur des VDSt ein und 
stellt enorme Veränderungen fest. Hier nun erfahren Sie ebenfalls etwas über die Mitglieder, doch nur 
über zwei  von ihnen: Anja Frau Päbke und Johannes Bolz. Sie sind in der letzten Zeit in den VDSt ein-
getreten und haben wie alle Neuen eine Liste mit Halbsätzen bekommen. Sie haben die Möglichkeit 
genutzt, einige davon zu ergänzen, und sich so den anderen vorzustellen. Besser geschieht das natür-
lich auf der Statistischen Woche in Hannover.

Eine gute Statistik erkennt man daran, dass sie Informationen objektiv wiedergibt.
Eine gute Tabelle stellt ein übersichtliches Maß an Informationen selbsterklärend dar.
Meine Hoffnung heißt, die längjährige und gute Arbeit meiner Vorkolleginnen fortzuführen.
Die Stadt, in der ich arbeite, ist die kleinste deutsche Landeshauptstadt, aber dafür eine der 
schönsten, die ich kenne, meine Heimat und immer einen Besuch wert.
Die alljährliche Statistische Woche habe ich noch nicht besucht. Was nachzuholen ist!

Eine gute Statistik erkennt man daran, dass sie viele Fragen beantwortet, aber auch neue aufwirft.
Wenn ich in einer eigenen Tabelle einen Fehler entdecke, ist der Tag gelaufen.
An der Statistik gefällt mir, dass sie einen guten Zugang zu allen möglichen Themen bietet.
Ein Tag ohne Statistik ist sehr, sehr lange her.
Wer ohne Zahlen argumentiert, verliert.
Ein Computer ist für mich für 8 Stunden der beste Freund.
Die nächste Volkszählung sollte möglichst bald kommen.
Der größte denkbare Fehler eines Statistikers liegt darin zu glauben, dass Zahlen die reine Wahr-
heit sind.
Vor allem eines sollte Städtestatistik leisten: Informationsportal und Hilfestellung für struktu-
rierte Stadtplanung sein.

Neue im Verband
Martin Schlegel, Hagen

Anja Päbke
Landeshauptstadt Schwerin, 

Fachbereich für Hauptverwal-
tung, Fachdienst Grundsatz-

angelegenheiten, Controlling, 
Statistik, Tel.: 0385/545 1152, 

apaebke@schwerin.de

A. Johannes Bolz
Mannheim, Fachbereich Stadt-
planung – Kommunale Statis-

tikstelle, Sachgebiet 61.1.2, 
Tel.: 0621/293-7780, 

johannes.bolz@mannheim.de

Der große Diktator
Martin Schlegel, Hagen

1940, in Europa tobt der 2. 
Weltkrieg, die USA stehen noch 
unbeteiligt daneben. „Der Gro-
ße Diktator“ kommt in die Ki-
nos. Ein großer Film, nicht nur 
wegen der von Charly Chaplin 
monumental gespielten Dop-
pelrolle, allein schon wegen der 
Schlussrede.

Worum geht es in diesem Strei-
fen, bei dem Charly Chaplin 
nicht nur die Hauptrollen über-
nahm, sondern auch das Dreh-
buch schrieb und Regie führte?
Ein jüdischer Friseur (gespielt 
von Charly Chaplin) hat erhebli-
chen Ärger mit den Nazi-Scher-
gen und wird in ein Konzent-

rationslager gesteckt. Er bricht 
aus und flieht in Richtung Os-
terlich – in dem Film wird nicht 
von Deutschland und Österreich 
gesprochen, sondern von Toma-
sien und Osterlich. In Osterlich 
wird gerade Adenoid Hynkel 
(ebenfalls von Charly Chaplin 
verkörpert) erwartet, der Dikta-

Charly Chaplin
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tor von Tomasien ist und im Be-
griff ist, Osterlich zu besetzen. 
Während im gesamten Film die 
Charaktere „Friseur“ und „Dik-
tator“ parallel laufen, kommen 
sie hier zusammen. Denn an 
der Grenze zwischen Tomasien 
und Osterlich wird der Friseur 
entdeckt, eine Flucht ist un-

möglich. Doch die Häscher se-
hen in ihm nicht den jüdischen 
Friseur, sondern den Diktator, 
ihren obersten Führer. Folglich 
bringen sie ihn unverzüglich zu 
einer Versammlung von vielen 
1.000 Soldaten, die gerade Os-
terlich besetzt haben, und er-
warten von ihm eine Rede. Der 

schüchterne Friseur überwindet 
sich, er redet.
Diese Rede, die Schlussrede in 
dem Film, ist ein großes Doku-
ment der Zeitgeschichte. Sie ist 
Anklage, aber auch Appell. Vor 
allem eine Forderung, eine For-
derung an uns.
Lesen Sie selbst. 

DER GROSSE DIKTATOR

Es tut mir leid, aber ich möchte nunmal kein Herrscher der Welt 
sein, das liegt mir nicht! Ich möchte weder herrschen noch ir-
gendwen erobern, sondern jedem Menschen helfen, wo immer 
ich kann! Den Juden, den Heiden, den Farbigen, den Weissen! 
Jeder Mensch sollte dem Anderen helfen, nur so verbessern 
wir die Welt! Wir sollten am Glück des Anderen teilhaben und 
nicht einander verabscheuen! Hass und Verachtung bringen uns 
niemals näher! Auf dieser Welt ist Platz genug für jeden und 
Mutter Erde ist reich genug um jeden von uns satt zu machen! 
Das Leben kann ja so erfreulich und wunderbar sein, wir müs-
sen es nur wieder zu leben lernen. Die Habgier hat das Gute im 
Menschen verschüttet und Mißgunst hat die Seelen vergiftet 
und uns im Paradeschritt zu Verderb und Blutschuld geführt. 
Wir haben die Geschwindigkeit entwickelt, aber innerlich sind 
wir stehen geblieben. Wir lassen Maschinen für uns arbeiten 
und sie denken auch für uns. Die Klugheit hat uns hochmütig 
werden lassen und unser Wissen kalt und hart, wir sprechen zu 
viel und fühlen zu wenig, aber zuerst kommt die Menschlich-
keit und dann die Maschinen! Vor Klugheit und Wissen kommt 
Toleranz und Güte! Ohne Menschlichkeit und Nächstenliebe ist 
unser Dasein nicht lebenswert! 
Aeroplane und Radio haben uns einander näher gebracht, die-
se Erfindungen haben eine Brücke geschlagen von Mensch zu 
Mensch, sie erfordern eine allumfassende Brüderlichkeit, damit 
wir alle Eins werden! Millionen Menschen auf der Welt können 
im Augenblick meine Stimme hören, Millionen verzweifelte Men-
schen, Opfer eines Systems, das es sich zur Aufgabe gemacht 
hat Unschuldige zu quälen und in Ketten zu legen! Allen denen, 
die mich jetzt hören, rufe ich zu: Ihr dürft nicht verzagen! Auch 
das bittere Leid, das über uns gekommen ist, ist vergänglich! 
Die Männer, die heute die Menschlichkeit mit Füßen treten, wer-
den nicht immer da sein, ihre Grausamkeit stirbt mit ihnen und 
auch ihr Hass! Die Freiheit, die sie den Menschen genommen 
haben, wird ihnen dann zurückgegeben werden! Auch wenn es 
Blut und Tränen kostet, für die Freiheit ist kein Opfer zu groß! 

Soldaten! Vertraut euch nicht Barbaren an, Unmenschen, die 
euch verachten und denen euer Leben nichts wert ist, ihr seid 
für sie nur Sklaven! Ihr hab das zu tun, das zu fühlen, das zu 
glauben! Ihr werdet gedrillt, gefüttert, wie Vieh behandelt und 
seid nichts weiter als Kanonenfutter! Ihr seid viel zu schade für 
diese verirrten Subjekte! Diese Maschinenmenschen, mit Ma-
schinenköpfen und Maschinenherzen! Ihr seid keine Roboter, ihr 
seid keine Tiere, ihr seid Menschen! Bewahrt euch die Mensch-
lichkeit in euren Herzen und hasst nicht! Nur wer nicht geliebt 
wird hasst! Nur wer nicht geliebt wird! Soldaten, kämpft nicht 
für die Sklaverei! Kämpft für die Freiheit! Im siebzehnten Kapitel 
des Evangelisten Lukas steht: Gott wohnt in jedem Menschen. 
Also nicht nur in Einem oder einer Gruppe von Menschen! Ver-
gesst nie: Gott lebt in euch allen und ihr als Volk habt allein die 
Macht! Die Macht Kanonen zu fabrizieren, aber auch die Macht 
Glück zu spenden! Ihr als Volk habt es in der Hand dieses Leben 
einmalig kostbar zu machen, es mit wunderbarem Freiheitsgeist 
zu durchdringen! 
Daher: Im Namen der Demokratie! Lasst uns diese Macht nut-
zen! Lasst uns zusammenstehen! Lasst uns kämpfen für eine 
neue Welt, für eine anständige Welt! Die Jedermann gleiche 
Chancen gibt, die der Jugend eine Zukunft und den Alten Si-
cherheit gewährt. Versprochen haben die Unterdrücker das 
auch, deshalb konnten sie die Macht ergreifen. Das war Lüge, 
wie überhaupt alles was sie euch versprachen! Diese Verbre-
cher! Diktatoren wollen die Freiheit nur für sich, das Volk soll 
versklavt bleiben! 
Lasst uns diese Ketten sprengen, lasst uns kämpfen für eine 
bessere Welt! Lasst uns kämpfen für die Freiheit in der Welt! 
Das ist ein Ziel, für das es sich zu kämpfen lohnt! Nieder mit 
der Unterdrückung, dem Hass und der Intoleranz! Lasst uns 
kämpfen für eine Welt der Sauberkeit, in der die Vernunft siegt, 
in der Fortschritt und Wissenschaft uns allen zum Segen ge-
reichen! Kameraden! Im Namen der Demokratie! Dafür lasst 
uns streiten!

Charly Chaplins Schlussrede in „Der große Diktator“
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Die Städtestatistik hat in 
Deutschland eine lange Tradi-
tion. Sie blickt auf 135 Jahre 
organisierter Zusammenarbeit 
zurück war ursprünglich die not-
wendige Antwort auf die im 19. 
Jahrhundert erfolgte Industriali-
sierung und das damit verbun-
dene explosionsartige Wachs-
tum der Städte. Damit waren 
Lebensverhältnisse, Infrastruk-
tur und Flächennutzung nicht 
mehr unmittelbar überschau-
bar und unterschieden sich auch 
von Stadt zu Stadt. Grundsätz-
lich waren aber die kommuna-
len Herausforderungen die glei-
chen. Allgemeine Entwicklungen 
und Perspektiven erkennen und 
voneinander lernen konnte man 
nur im konkreten Vergleich. Da-
zu mussten die Berichtsfelder 
abgestimmt und vergleichbar 
gemacht werden, eine Pionier-
leistung. Die Themen umfassten 
das gesamte Spektrum kommu-
naler Planung und Daseinsvor-
sorge. Sieht man von der zeitge-
nössischen Sprache ab, sind vie-

Geschichte, Arbeitsfelder 
und Zusammenarbeit in der 
Städtestatistik1

Rudolf Schulmeyer, Köln

le der damaligen Beobachtungs-
felder noch erstaunlich aktuell. 
Vielleicht ist dies doch weniger 
überraschend, denn die Städte 
sind auch heute als Träger der 
kommunalen Selbstverwaltung 
mit allen Bereichen der Daseins-
vorsorge ihrer Bürger befasst. 
Die Städtestatistik hat die Aufga-
be, die Informationsgrundlagen 
bereitzustellen und dauerhaft zu 
pflegen, die zur Sicherung der 
Planungshoheit der Kommunen 
erforderlich sind. Moderne Sta-
tistik ist deshalb nicht zuletzt In-
formationsmanagement.
Die Beispiele in Übersicht 1 ge-
ben ohne Anspruch auf Vollstän-
digkeit einen Überblick über die 
inhaltliche Bandbreite. Immer 
geht es um vorausschauende 
Planung zur Daseinsvorsorge 
der städtischen Einwohnerin-
nen und Einwohner, wie sie das 
Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland gewährleistet, in-
dem Art. 28 GG den Gemeinden 
das Recht einräumt, alle Angele-
genheiten der örtlichen Gemein-
schaft im Rahmen der Gesetze in 
eigener Verantwortung zu regeln 
(kommunale Selbstverwaltung 
und Planungshoheit).
Der Verband Deutscher Städ-
testatistiker (VDSt) wurde offi-
ziell 1903 gegründet, sieht sei-
ne Wurzeln aber in der Berliner 
Konferenz von 1879 (s. unten). 
Der VDSt fördert und unterstützt 
die Funktionsfähigkeit von Städ-
testatistik und Stadtforschung 
in den Kommunalverwaltun-
gen, in Wissenschaft und Pra-
xis. Er umfasst heute mit über 

300 Mitgliedern einen Großteil 
der wissenschaftlichen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der 
städtestatistischen Ämter und 
Dienststellen in Deutschland.2

Die Anfänge der 
Städtestatistik in 
Deutschland
Die ersten städtestatistischen 
Ämter entstanden ab 1861 mit 
Bremen, Berlin (1862), Frank-
furt am Main (1865), Hamburg 
(1866) und Leipzig (1867). 
Weitere Städte folgten rasch 
diesem Vorbild. 1879 waren 
es mit Altona, Lübeck, Breslau, 
Chemnitz, Dresden, München 
und Köln bereits zwölf Städte. 
Für die Städtestatistik ist das 
Jahr 1879 von besonderer Be-
deutung. Damals trafen sich 
vom 4. bis 6. Oktober zum ers-
ten Mal die Leiter von neun der 
zwölf bestehenden städtesta-
tistischen Ämter in Berlin zur 
„Conferenz der Directoren der 
statistischen Bureaux deutscher 
Städte“. Hausherr Professor Dr. 
Richard Böckh beschrieb selbst-
bewusst das Selbstverständnis 
der Städtestatistik: „Wir Städ-
testatistiker sind in einer weit 
günstigeren Lage, als die Sta-
tistiker der Staatenbureaux. Wir 
stehen den Verhältnissen näher, 
wir sehen, wie die Zahlen ent-
stehen, wir wissen, ob sie den 
gestellten Fragen und ob diese 
den wirklichen Verhältnissen 
entsprechen, mit einem Wort, 
wir sind wirklich in der Lage, 
als Statistiker die thatsächli-

Übersicht 1: Themenfelder der 
kommunalen Planung

135 Jahre

Bremen beginnt
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chen Verhältnisse zu messen. 
Wir stehen auf dem Boden der 
Erfahrung, und diese ist es, wel-
che den Arbeiten der Städtes-
tatistik ihren eigenthümlichen 
Werth verleiht.“3 
Wichtigstes Anliegen der Konfe-
renz war es „gleichförmige Er-
hebungen durchzuführen und 
vergleichbare Ergebnisse zu 
gewinnen“. Es war die Grund-
steinlegung für eine dauerhafte 
interkommunale Zusammenar-
beit, die bis heute anhält. Zu-
nächst ging es um einen gere-
gelten Erfahrungsaustausch, 
den Austausch von Veröffentli-
chungen und das Bemühen um 
ein „Statistisches Jahrbuch der 
deutschen Städte“. Darüber hi-
naus gab es eine umfangreiche 
Tagesordnung, wie Professor 
Dr. Moritz Neefe (Breslau) auf 
der 25. Konferenz 1911 in Dres-
den rückblickend  berichtete. 
Hauptthema war die anstehen-
de Volkszählung 1880 mit den 
„Nebenaufnahmen, betreffend 
Grundstücks-, Wohnungs- und 
Haushaltsstatistiken. Außer-
dem aber standen 10 noch heu-
te (1911) der Erörterung werte 
und wichtige Gegenstände auf 
der Tagesordnung“4. 

Die Anfänge: 
Breites Themen-
spektrum, Zensus-
Themen damals 
wie heute aktuell
Bei der Volkszählung ging es im 
Laufe der Jahre u. a. um die Auf-
nahme neuer Merkmale und um 
Zusatzbefragungen in den Städ-
ten. Wichtige Themen waren Be-
rufs- und Betriebszählungen, 
der Ausbau der Grundstücks- 
und Wohnungsstatistik und die 
Fortschreibung der Bevölkerung 
zwischen den Volkszählungen. 
In das Interesse rückten Fragen 
der Bauweise und der Bebau-
ungsdichte, nach gewerblichen 
Geschäftslokalen und Anstalten 
in Ergänzung der Wohnungs- 

und Haushaltsstatistik. In der 
Wohnungs- und Mietstatistik 
wurden Fragen des Wohnungs-
leerstands und der Wohnungs-
fortschreibung, insbesondere 
für Kleinwohnungen aufge-
worfen.
Statistiken über Geburten und 
Sterbefälle (Todesursachensche-
ma, Sterbetafeln), Aufgebote 
und Eheschließungen, Säug-
lingssterblichkeit und Säug-
lingsfürsorge gehörten zum 
Standard. Damit nicht genug, 
zählt Neefe mit den Verhandlun-
gen über „die Bautätigkeit und 
den Grundbesitzwechsel, das 
Arbeiterversicherungswesen, 
die Lohn- und Einkommensver-
hältnisse, den Arbeitsmarkt, die 
Lebensmittelpreise, Arbeiterbud-
gets und Haushaltungsrechnun-
gen Minderbemittelter, Armen-, 
Schul- und Finanzstatistik sowie 
über städtische Verwaltungsbe-
richte“ eine ganze Palette wei-
terer Tätigkeitsfelder der Städ-
testatistik auf. Als nicht erfüllter 
Wunsch der Konferenz wurde 
erwähnt, „die in den größeren 
Städten geltenden Bestimmun-
gen über das polizeiliche Mel-
deverfahren der zu-, weg- und 
umziehenden Einwohner zu-
sammengestellt zu sehen, um 
bessere Grundlagen für eine 
vergleichende Statistik der Bin-
nenwanderung, des Fremdenver-
kehrs und für die Fortschreibung 
der Bevölkerung zu schaffen“.

Statistisches Jahr-
buch Deutscher 
Städte als Beitrag 
zur statistischen 
Infrastruktur 
Bereits 1890 erschien als Ergeb-
nis der interkommunalen Zu-
sammenarbeit das „Statistische 
Jahrbuch Deutscher Städte“. 35 
der damals 44 Städte ab 50.000 
Einwohnern haben sich an der 
Datensammlung beteiligt. Die 
17 Kapitel wurden arbeitsteilig 
von 10 städtestatistischen Äm-

tern (bzw. deren Leitern) bear-
beitet und beschrieben. Bereits 
in der ersten Ausgabe reichte 
der Umfang vom Stadtgebiet 
über die Bevölkerung (Stand, 
Struktur und Bewegung), Bau-
en und Wohnen, Wirtschaft (Ge-
werbe, Sparkassen, Leihhäuser) 
und Verkehr, Bildung und Sozi-
ales (Unterrichtswesen, Armen- 
und Krankenpflege), städtische 
Infrastruktur (Beleuchtungs-
wesen, Wasserversorgung und 
Kanalisation, Parkanlagen) und 
Straßenreinigung, öffentliche 
Ordnung (Polizei und Rechts-
pflege, Feuerlöschwesen) bis 
zur Organisation der städti-
schen Verwaltung. Dazu haben 
die Verfasser umfangreiche Fra-
gebögen entwickelt und unterei-
nander abgestimmt. Die Ergeb-
nisse wurden nicht nur als Zah-
lenwerk zusammengestellt, son-
dern in ausführlichen Textbeiträ-
gen analysiert. In den nächsten 
Ausgaben wurden die Themen 
erweitert und so das Bild über 
die damalige Städtelandschaft 
immer facettenreicher. 
1911 gab es bereits 44 Städte 
mit eigenen statistischen Äm-
tern. Für Neefe ist „ihre Errich-
tung als ein Ausfluss der Ar-
beitsteilung auf dem Gebiete 
der städtischen Ämterverfas-
sung zu betrachten. Wie die 
Staatsverwaltung, so hat auch 
die Selbstverwaltung eine sta-
tistische Funktion. Die Kommu-
nalstatistik gilt als das wich-
tigste Gebiet der Statistik der 
Selbstverwaltung. Der Zusam-
menhang von Statistik und Ver-
waltung ist nirgends so eng wie 
gerade in den Städten.“ 

Städtestatistik als 
zentrale Dienst-
leistung für 
dezentrale Nutzer
Inzwischen hat sich die Städtes-
tatistik in den Kommunen mit 
eigener Statistikstelle zu ei-
ner leistungsfähigen zentralen 

GESCHICHTE, ARBEITSFELDER UND ZUSAMMENARBEIT IN DER STÄDTESTATISTIK

Vergleichbare 
Ergebnisse gewinnen

1890: 
Statistisches Jahrbuch
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Dienstleistung für dezentrale 
Nutzer entwickelt. Dabei kön-
nen die örtlichen Strukturen 
sehr unterschiedlich sein. Or-
ganisationshoheit und örtliche 
Gegebenheiten, die Stadtgröße, 
Finanzen und handelnde Perso-
nen spielen eine Rolle. Es gibt 
aber auch gemeinsame Linien. 
Immer lässt sich die Kombinati-
on der eingesetzten Ressourcen 
und Elemente als Statistisches 
Informationssystem beschrei-
ben oder auffassen. Dazu zäh-
len die statistische Datenbasis, 
Methoden und Instrumente, 
Raumbezug und Geometrien, 
Technik und Personal. Eine be-
sondere Rolle spielt der Daten-
schutz und hier insbesondere 
die Abschottung der Statistik 
von der übrigen Verwaltung.
Damit erfüllt der Kommunalsta-
tistische Dienst als abgeschotte-
te Statistikstelle die Kriterien des 
Bundesverfassungsgerichts im 
Volkszählungsurteil 1983, die in-
dividuelle Schutzrechte der Bür-
ger und das Informationsbedürf-
nis des Staates gegeneinander 
abwägen, und sichert so die In-
formationsgrundlagen für die Er-
haltung der Selbstverwaltungs-
garantie und Planungshoheit der 
Stadt. Seine Aufgaben und seine 
Einordnung im Verwaltungsum-
feld lassen sich beschreiben als
- Informationsaufbereitung und 

Datenbereitstellung für Pla-
nungs- und Entscheidungs-
prozesse

- Bereitstellung und Einsatz 
von Methoden und Instru-
menten für Analysen, Pro-
gnosen, Wirkungsbeobach-
tung, Erfolgskontrolle, Er-
gebnispräsentation

- Routineberichterstattung, 
Auskünfte und Analysen

für
- städtische Dienststellen, po-

litische Gremien der Stadt, 
stadtnahe Gesellschaften, 
Partner in Kooperationspro-
jekten, Wissenschaft, Wirt-
schaft, sonstige Institutio-
nen, Öffentlichkeit

im Umfeld
- einer dienstleistungsorien-

tierten und bürgernahen 
Verwaltung,

- die zunehmend über zentra-
le Vorgaben gesteuert und 
dezentral verantwortet wird.

Statistisches In-
formationssystem 
und Organisations-
zusammenhänge 
in der Statistik5

Am Anfang jeder Information 
stehen Daten. Sie bilden die 
Basis für zweckorientiertes Wis-
sen. Wichtigste Datenquellen 
der Kommunen sind fortschrei-
bungsfähige Datengrundlagen 
aus dem eigenen Verwaltungs-
vollzug sowie eigene Erhebun-
gen und Umfragen. Aber auch 
Daten aus der staatlichen Statis-
tik, aus Städtekooperation, von 
staatlichen Institutionen und 
Forschungsstellen und aus an-
deren externen Quellen sind von 
Bedeutung und müssen projekt- 
und themenbezogen verfügbar 
und kombinierbar sein.
Als Beispiele sind das Melde-
register als Grundlage für die 
Einwohnerstatistik (Bestand 
und Bewegung) zu nennen, als 
staatliche Statistiken das Un-
ternehmensregister, Tourismus, 
Schulstatistik, Kindertagesein-
richtungen, Mikrozensus, Regi-
onalstatistik… Andere externe 

Quellen gewinnen an Bedeu-
tung, wie z. B. die Bundesagen-
tur für Arbeit mit Daten über Be-
schäftigte und Arbeitslose etc. 
Der Aussagewert von Datenin-
halten erschließt sich durch den 
Vergleich: Voraussetzung ist ei-
ne Aufgliederung der Datenba-
sis nach fachlichen, zeitlichen 
und räumlichen Aspekten. In 
vielen Fällen wird auch nur die 
richtig abgegrenzte Zahl zu ei-
nem Sachverhalt benötigt, z.B. 
die in einer Wohnstraße leben-
den Kinder im Kindergartenal-
ter, alleinlebende Personen über 
75 Jahre im Wohngebiet, Single-
Haushalte im Planungsbezirk. 
Man sieht: Der kommunale Da-
tenbedarf ist kleinräumig.
Will man die Daten schnell auf-
finden und zur Information ver-
dichten, wird eine systematisch 
strukturierte Datenbasis benö-
tigt, die einheitlichen Organisa-
tionsprinzipien folgt und die zu 
jedem Datum Beschreibungsele-
mente (= Metadaten) enthält. 
Als Grundsatz gilt: Keine Daten 
ohne Beschreibung. Metadaten 
sind beispielsweise der Merk-
malsname (Alter) und die Aus-
prägung (über 18 Jahre), aber 
auch Abgrenzungen wie die 
Begriffsbestimmung (Einwoh-
ner mit Hauptwohnung), örtli-
cher Bezug (Frankfurt am Main), 
zeitlicher Bezug (01.01.2014), 
Datenquelle, Kommentare oder 
Stichworte. Ein wichtiges Prinzip 
ist die Nutzung der Metadaten 
für das Retrieval, d. h. zum Auf-
finden der gesuchten Daten in 
der Datenbasis und ihre Bereit-
stellung zur weiteren Auswer-
tung und Analyse.
Weitere Elemente des Statisti-
schen Informationssystems sind 
Schlüssel- und Verweissysteme, 
die eine an Standards orientier-
te Datenorganisation und -ver-
arbeitung erleichtern, und ein 
Methodenbaukasten für die Da-
tenaufbereitung, Analyse und 
Ergebnispräsentation, für Pro-
gnosen und Modellrechnungen, 

Übersicht 2: Zentrale Dienstleis-
tung für dezentrale Nutzer
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für die Extraktion von Führungs-
informationen oder den Kenn-
ziffernvergleich. 

Integraler Bestandteil sind 
Raumbezüge. Sie werden in ei-
nem eigenen Segment als Ord-
nungssystem verwaltet und 
fortgeschrieben. In Verbindung 
mit geometrischen Bezügen 
und der Funktionalität markt-
gängiger GIS-Systeme haben 
sich völlig neue Möglichkeiten 
der Raumanalyse entwickelt, 
aber auch des intuitiven und 
interaktiven Zugangs zu den 
Daten des Statistischen Infor-
mationssystems. 
Statistische Informationen wer-
den inzwischen regelmäßig on-
line im Internet und/oder Intra-
net bereitgestellt. Es ist zu er-
warten, dass sich diese Entwick-
lungen im Zuge der Open Data 
und der E-Government Diskussi-
on noch beschleunigen werden.

VDSt und KOSIS-
Verbund als Platt-
formen einer akti-
ven Städtestatistik
Das statistische Informations-
management erfordert ein ho-
hes Maß an wissenschaftlicher 
und technologischer Kompe-
tenz, die ständig aktuell gehal-
ten werden müssen. Die breite 
kommunale Teilhabe am Wis-
senstransfer und dem wissen-
schaftlichen und technologi-
schen Fortschritt basieren auf 
Entwicklungspartnerschaften 
und interkommunaler Zusam-
menarbeit. Hier wirkt der VDSt 
als Plattform für …
- die Entwicklung und Abstim-

mung fachlicher Standards 
und Methoden für das städ-
testatistische Informations-
management

- den Erfahrungsaustausch 
und die Weiterbildung der 
in der Kommunalstatistik tä-
tigen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter

Übersicht 3: Datenquellen der 
Städtestatistik

- die Zusammenarbeit in re-
gionalen und fachlichen Ar-
beitsgemeinschaften und in 
Themenworkshops

- die Trägerschaft des KOSIS-
Verbundes.

KOSIS-Verbund
Der KOSIS-Verbund (Verbund 
Kommunales Statistisches Infor-
mationssystem) wurde 1982 mit 
Unterstützung des Deutschen 
Städtetages als Selbsthilfeein-
richtung der Städte gegründet. 
Inzwischen gehören dem Ver-
bund mehr als 200 Kommunen 
und andere öffentliche Instituti-
onen an. Sie organisieren in Ar-
beitsgemeinschaften die koope-
rative Entwicklung und Pflege 
von DV-Instrumenten des Sta-
tistischen Informationssystems, 
interkommunal abgestimmte 
Datensammlungen und auf die 
Kommunalstatistik bezogene 
Gemeinschaftsprojekte.6 Zwi-
schen dem VDSt als rechtlichem 
Träger und dem KOSIS-Verbund 
gibt es eine enge und arbeitstei-
lige Zusammenarbeit.
Beispiele kommunaler Zusam-
menarbeit im KOSIS-Verbund sind
- das Statistische Informati-

onssystem DUVA 
- die Standardisierung von 

Methoden und Verfahren 
zur Raumanalyse 

- kommunal abgestimmte 
Datensätze und Instrumen-
te für die Bevölkerungs- und 
Haushaltestatistik

- Bevölkerungsprognosen, De-
mografischer Wandel

- die Planung und Durchfüh-
rung von Datensammlungen 
und Bürgerumfragen

- das Räumliche Bezugssys-
tem mit Adressverwaltung 
und statistischer Gebäude-
datei AGK

- die Organisation temporä-
rer Gemeinschaftsprojekte 
wie der „Rasterdatentest“ 
(eine empirische städtever-
gleichende Untersuchung 
zur Aussagefähigkeit von 

Rasterdaten für kleinräumi-
ge kommunale Strukturen) 
oder das Rechtsgutachten 
zur Stellung der Städtesta-
tistik bei der Weiterentwick-
lung der rechtlichen Grund-
lagen der amtlichen staat-
lichen Statistik in Deutsch-
land („Ziekow-Gutachten“). 

Arbeitsgemein-
schaften, Fach-
tagungen und 
Publikationen
Fachliche Arbeitsgemeinschaf-
ten im VDSt sind zurzeit die AG 
Methodik, die AG Bevölkerung, 
die AG Wirtschaftsstatistik, die 
AG Umfragen und die AG Wahl-
analyse. Sie entwickeln metho-
dische und ergebnisorientierte 
Arbeitshilfen, organisieren ab-
gestimmte Befragungen und be-
arbeiten gemeinsame Publikati-

Übersicht 4: Organisationszu-
sammenhänge in der Statistik
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onen. Die Ergebnisse stehen al-
len Mitgliedern und der Öffent-
lichkeit zur Verfügung, von der 
AG Bevölkerung zum Beispiel 
aktuell die Arbeitshilfen „Indi-
katoren- und Merkmalskatalog 
zum demografischen Wandel“ 
(2011) und „Migrationshinter-
grund in der Statistik“ (2013). 
Alle Arbeitsgemeinschaften stel-
len in der jährlichen gemeinsa-
men Frühjahrstagung des VDSt 
ihre Arbeitsschwerpunkte vor 
und diskutieren über die Ergeb-
nisse. Neben der verbandsinter-
nen Frühjahrstagung veranstal-
tet der VDSt themenbezogene 
Workshops, zuletzt zu den The-
men Open Data, Zensus 2011 
und Rasterdaten. Die regionalen 
Arbeitsgemeinschaften laden je-
weils für ihr Einzugsgebiet zur 
Jahrestagung ein. An der Statis-
tischen Woche als bundesweiten 
Fachkongress ist der VDSt als 
Veranstaltungspartner beteiligt 
(s. unten). Der KOSIS-Verbund 
veranstaltet jährlich eine ge-
meinsame Fachveranstaltung al-
ler KOSIS-Gemeinschaften („KO-
SIS-Gemeinschaftstagung“). 
Hier werden neue Entwicklun-
gen vorgestellt und mit den An-
wendern diskutiert, Standards 
zwischen den ansonsten selb-
ständigen Projekten herausge-
arbeitet und die Entwicklungs-
richtung in den Projekten mit 
bestimmt. 
Der VDSt ist Herausgeber der 
Zeitschrift Stadtforschung und 
Statistik. Sie erscheint 2-mal im 
Jahr und dient der fachlichen 
Diskussion und Kommunikation 
in der Städtestatistik. Mit dem 
Themenbuch 1 „Szenarien zur 
demografischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Entwicklung in 
Städten und Regionen“ wurde 
ergänzend ein neues Format ge-
startet. Es greift die Themen der 
Statistischen Wochen auf und 
dokumentiert sie in Form eines 
Readers. Auch andere Monogra-
fien und Berichte sollen in die-
sem Format erscheinen. Die frü-

heren Tagungsberichte werden 
seit 2005 nicht weitergeführt. 
Die Vortragsfolien finden sich 
im Internetauftritt des VDSt.

Statistische Woche
Seit 1928 sind VDSt und DStatG, 
die Deutsche Statistische Gesell-
schaft, Veranstaltungspartner 
bei der Ausrichtung der Statis-
tischen Woche. Nach kurzen Un-
terbrechungen im Jahresturnus 
ist die Statistische Woche 2014 
in Hannover der 78. gemeinsa-
me Fachkongress für Statistik in 
Deutschland. Als 1911 die Grün-
dungsversammlung der DStatG 
im „alten Stadtverordnetensaa-
le“ in Dresden zusammentrat, 
hatten 84 Vertreter der Statis-
tik im deutschsprachigen Raum 
das Anliegen unterstützt, eine 
eigenständige Plattform für den 
wissenschaftlichen Austausch 
zwischen amtlicher Statistik und 
Universitätsstatistik zu schaffen. 
Unter den 84 Gründungsmitglie-
dern der DStatG kamen 60 aus 
der amtlichen Statistik, darunter 
34 aus der Städtestatistik. Die 
Abgrenzung ist allerdings flie-
ßend, weil die amtlichen Sta-
tistiker auch oftmals als Hoch-
schullehrer tätig waren.7

Die Zusammenarbeit hält bis 
heute an und die Statistischen 
Wochen sind das gemeinsame 
Markenzeichen geblieben. Sie 
sind mit der Ausdifferenzie-
rung der Universitätsstatistik 
und der Anwendungsgebiete in 
Wirtschaft und Gesellschaft in 
ihrer fachlichen Breite und Tiefe 
gewachsen. Das Thema Demo-
grafie ist durch die Beteiligung 
einer weiteren statistischen Ge-
sellschaft, der Deutschen Gesell-
schaft für Demographie (DGD), 
regelmäßig präsent. In guter Tra-
dition laden Städte und örtliche 
Universitäten im Wechsel zur 
inzwischen auch international 
ausgerichteten Fachtagung ein. 
Die Statistische Woche führt 
Statistik-Vertreter/innen aus 

Wissenschaft, amtlicher Statis-
tik einschließlich der Städtesta-
tistik, Instituten, Unternehmen 
und Verbänden zu einem frucht-
baren fachlichen Austausch zu-
sammen, als Ideenbörse, zur Ver-
gewisserung über den aktuellen 
Forschungs- und Erkenntnisstand 
und zur Fortbildung. Jüngste The-
men der Städtestatistik waren 
z. B. Lebensqualität in Stadtquar-
tieren – Beobachten, Bewerten, 
Gestalten (Leipzig 2011), Sze-
narien zur demografischen, so-
zialen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung (Wien 2012) und Bür-
gerbeteiligung, Open Data und 
Partizipation (Berlin 2013). 2014 
in Hannover sind Wohnungs-
märkte im Spannungsfeld sich 
ändernder Nachfrage Themen-
schwerpunkt der Städtestatistik.

Institutionelle 
Mitgliedschaften 
und Verbindungen 
Der VDSt ist Mitglied der Deut-
schen Arbeitsgemeinschaft 
Statistik (DAGStat). Enge Ver-
bindungen gibt es zur Deut-
schen Statistischen Gesellschaft 
(DStatG) und der Deutschen 
Gesellschaft für Demographie 
(DGD). 
Der VDSt ist als Organisation 
dem Internationalen Statisti-
schen Institut (ISI) angeschlos-
sen. VDSt-Mitglieder arbeiten 
vornehmlich in SCORUS, dem 
Standing Committee on Regi-
onal and Urban Statistics, mit. 
SCORUS bildet als Teil des Welt-
statistikverbandes ISI eine in-
ternationale Plattform für Fra-
gen der Stadt- und Regionalfor-
schung und -statistik.

Übergemeindliche 
Zusammenarbeit 
und Kooperationen
Wichtige Kooperationspartner 
der Städtestatistik sind der Deut-
sche Städtetag (DST) mit dem 
Arbeitskreis Stadtforschung, 
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Statistik und Wahlen (AK SSW), 
das Deutsche Institut für Urba-
nistik (Difu), das Bundesinstitut 
für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR) sowie das vom 
BBSR moderierte Netzwerk 
Stadt- und Regionalstatistik. 

Netzwerk Stadt- 
und Regionalsta-
tistik
In dem Netzwerk Stadt- und 
Regionalstatistik treffen sich 
regelmäßig Vertreterinnen und 
Vertreter der Statistischen Äm-
ter des Bundes und der Länder, 
der Bundesagentur für Arbeit, 
des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung, des Deut-
schen Städtetags, des VDSt und 
des KOSIS-Verbunds sowie des 
BBSR als ideelle Arbeitsgemein-
schaft, die sich den Ausbau und 
die Harmonisierung der amtli-
chen Regionaldatenbasis zum 
Ziel gesetzt hat: Die Zusammen-
arbeit im Netzwerk soll statisti-
sche Daten für Regionen, Kreise 
und Gemeinden, für Städte und 
deren Stadtteile zunehmend 
besser verfügbar machen, die 
verschiedenen Ebenen raumbe-
zogener Statistiken aufeinander 
abstimmen und so vergleichen-
de Stadt- und Regionalstatistik 
fördern. Seit November 2013 ist 
auch die Deutsche Statistische 
Gesellschaft mit dem Vorsitzen-
den des Ausschusses Regional-
statistik im Netzwerk vertreten. 

Statistische Ämter 
des Bundes und 
der Länder
Eine wichtige und besondere 
Rolle spielen die Verbindun-
gen zur amtlichen Statistik des 
Bundes und der Länder. So ist 
der VDSt ständiger Gast im Sta-
tistischen Beirat beim Statisti-
schen Bundesamt (Destatis). In 
den Ländern gibt es eine insti-
tutionalisierte Zusammenarbeit 
zwischen der Städtestatistik und 

den statistischen Landesämtern. 
Der VDSt pflegt in drei regio-
nalen Arbeitsgemeinschaften 
Nord-West, Ost und Süd Kontak-
te und Zusammenarbeit. Zuneh-
mend an Bedeutung gewinnen 
die Europäische Union als Ge-
setz- und Verordnungsgeber und 
Eurostat – das statistische Amt 
der Europäischen Union – für 
die Belange der Städtestatistik.
Die Statistischen Ämter des 
Bundes und der Länder betrei-
ben mit der „Regionaldaten-
bank Deutschland“ eine Platt-
form, die insbesondere Kreis-, 
Städte- und Gemeindedaten 
enthält. Viele Nutzer wissen 
den bisherigen Ausbaustand 
und die geplanten Erweiterun-
gen zu schätzen. Bei der Wei-
terentwicklung des Systems 
der Haushaltsstatistiken ist es 
das auch im Statistischen Beirat 
formulierte Anliegen der Nutzer, 
dass Grunddaten für die Regio-
nalstatistik, die nur durch Stich-
probenerhebungen zu gewinnen 
sind, erhalten bleiben und be-
darfsgerecht ausgebaut werden.

KOSIS-Gemein-
schaft Urban Audit8

Mit der europäischen städte-
vergleichenden Datensamm-
lung Urban Audit werden in al-
len EU-Ländern objektive und 
subjektive Daten zur Lebens-
qualität im zeitlichen Turnus zu-
sammengestellt, für Kernstädte, 
deren Umland sowie für Stadt-
teile. Sie wird gemeinsam von 
der DG Regio und Eurostat ge-
tragen. Die DG Regio verspricht 
sich davon eine verlässliche In-
formationsgrundlage für die eu-
ropäische Kohäsionspolitik. In 
Deutschland wurde in Abstim-
mung mit Destatis die KOSIS-
Gemeinschaft Urban Audit als 
„National Urban Coordinator“ 
mit der inhaltlichen und organi-
satorischen Aufgaben betraut, 
während Destatis selbst die 
rechtlichen und finanziellen Fra-

gen gegenüber Eurostat vertritt. 
Die KOSIS-Gemeinschaft Urban 
Audit ist als Mitglied im Euro-
päischen Statistischen System 
(ESS) zertifiziert und führt Regi-
onaldaten der amtlichen Statis-
tik des Bundes und der Länder 
sowie eigene Erhebungen und 
Schätzungen zusammen. Die 
Daten werden an Eurostat ge-
liefert, sie stehen aber auch all-
gemein zum Abruf mit Hilfe von 
Web-basierten Auswertungsins-
trumenten bereit. Die ergänzen-
de Sammlung von Umfrageda-
ten wird in Deutschland von der 
AG Umfragen des VDSt koordi-
niert. Um die bereichsübergrei-
fende Abstimmung zu gewähr-
leisten, wird über das Vorhaben 
regelmäßig im Netzwerk Stadt- 
und Regionalstatistik berichtet. 

Innerstädtische 
Raumbeobachtung 
des BBSR
Mit dem Bundesinstitut für 
Bau, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) verbindet die Städtesta-
tistik nicht zuletzt die Innerstäd-
tische Raumbeobachtung (IRB). 
Die Innerstädtische Raumbeob-
achtung gründet sich auf klein-
räumigen Daten unterhalb der 
Gemeindeebene. Auf der Basis 
freiwilliger Kooperationsverein-
barungen mit den beteiligten 
Städten wurden innerstädtische 
Beobachtungseinheiten (Stadt-
teile) festgelegt, ein Merkmals-
programm abgestimmt und eine 
Typisierung von Stadtteilen vor-
genommen. Das BBSR nutzt die 
kleinräumigen Daten zur Ana-
lyse von Stadtentwicklungspro-
zessen, die für bestimmte Re-
gionen, Stadt- oder Lagetypen 
verallgemeinerbar sind.9 Derzeit 
nehmen 49 Städte an der IRB 
teil. Diese Städte mit 20,1 Mio. 
Einwohnern in mehr als 2.800 
Stadtteilen repräsentieren etwa 
zwei Drittel der deutschen Groß-
stadtbevölkerung (Internetabruf 
vom 18.07.2014).
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Bamberg-Seminare 
zur Statistikfortbil-
dung
Zusammen mit dem Deutschen 
Städtetag und der Kommunalen 
Gemeinschaftsstelle für Verwal-
tungsvereinfachung (KGSt) ist 
der VDSt an einem Fortbildungs-
angebot für Städtestatistiker/in-
nen beteiligt. Das Grundseminar 
Kommunalstatistik richtet sich an 
Sachbearbeiterinnen und Sach-
bearbeiter in kommunalen Statis-
tikstellen, das Aufbauseminar für 
Fortgeschrittene vornehmlich an 
Leitungskräfte ohne wissenschaft-
liche Ausbildung. Die jährlich ein-
mal angebotenen Fortbildungen 
erstrecken sich über eine Woche 
und finden regelmäßig in Bam-
berg statt („Bamberg-Seminare“). 

Zusammenfas-
sung, aktuelle Ent-
wicklungen und 
Perspektiven
Die Rahmenbedingungen für die 
amtliche Statistik in Bund, Ländern 
und Kommunen befinden sich in 
einem tiefgreifenden Umbruch. 
Die grundgesetzlich bestimmte 
umfassende Verantwortung der 
Kommunen für das Gemeinwohl 
vor Ort erzeugt gegenüber den 
bundes- und landespolitischen 
Anforderungen einen eigenen, 
vor allem kleinräumig differen-
zierteren Informationsbedarf. 
Deshalb betreiben alle großen 
Städte eine eigene Statistik. Die-
se Statistik ist aus den übrigen 
Verwaltungsbereichen ausgeglie-
dert und in abgeschotteten Sta-
tistikstellen zusammengefasst. 
Nur dieser Stelle ist es gestattet, 
nicht voll anonymisierte Daten 
„auf Vorrat“ zur Beantwortung 
künftiger Fragestellungen zu 
speichern. Denn durch ad-hoc-
Erhebungen sind die für Zeit-
vergleiche notwendigen histori-
schen Daten nicht zu gewinnen.
Der Bedarf an zuverlässiger 
kleinräumiger Information lei-

tet sich allerdings nicht allei-
ne aus der umfassenden Ver-
antwortung der Kommunen 
für das Wohl der örtlichen Ge-
meinschaft nach Art. 28, Abs. 2 
GG ab; dieser Bedarf verstärkt 
sich vielmehr noch wesentlich 
durch die wachsenden Anforde-
rungen staatlicher und europä-
ischer Städtepolitik. Längst hat 
man in der Verfolgung der Ziele 
von Lissabon und Göteborg die 
Funktion der Städte als Wachs-
tumsmotoren der nationalen 
und europäischen Entwicklung 
erkannt und misst daher den 
Städten als Kristallisations-
kernen der gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen, kulturellen 
und ökologischen Entwicklung 
immer größere Bedeutung bei.10 
Die rechtliche Verfassung der öf-
fentlichen Statistik in Deutsch-
land ist maßgeblich durch das 
Zensusurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 15. Dezem-
ber 1983 geprägt. Danach er-
fährt das Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung einen 
hohen Rang. Es ist aber nicht 
grenzenlos. Es darf im überwie-
genden allgemeinen Interesse 
auch eingeschränkt werden, al-
lerdings unter Beachtung von 
Normenklarheit und Verhältnis-
mäßigkeit. Die Notwendigkeit 
von Statistik wird ausdrück-
lich anerkannt. Dabei stellen 
sich besondere Anforderungen 
zum Schutz des Persönlichkeits-
rechts.11 Mit Ausnahme von 
Nordrhein-Westfalen, wo die 
Kommunalstatistik im Landes-
datenschutzgesetz geregelt ist, 
haben die Bundesländer Lan-
desstatistikgesetze erlassen, 
die auch die Vorschriften für die 
Kommunalstatistik enthalten.12

Neue GIS-Welten 
bereichern und er-
weitern das Statis-
tikangebot
Inzwischen haben sich tatsäch-
liche und rechtliche Rahmenbe-

dingungen weiter entwickelt. 
Mit der rasanten Entwicklung 
der Informations- und Kom-
munikationstechnologie ist die 
weltweite Vernetzung voran 
geschritten. Nicht nur die pri-
vatwirtschaftliche und indivi-
duelle Nutzung hat vielfältige 
Anwendungsfelder erschlossen 
(Internet, Handy, Onlinegeschäf-
te, Direktwerbung, Social Me-
dia, Apps, …). Auch im öffentli-
chen Bereich werden die neuen 
Möglichkeiten genutzt (Ausbau 
des E-Government, Umsetzung 
der EU-Dienstleistungsrichtlinie, 
neuer Personalausweis, elekt-
ronischer Aufenthaltstitel, …). 
Insbesondere die Möglichkeiten 
der geografischen Datenverar-
beitung (GIS-Systeme) bilden 
innovative neue Grundlagen, 
Methoden und Instrumente für 
die Statistik auf allen föderalen 
Ebenen. In der Städtestatistik 
gehören sie inzwischen als zeit-
gemäße Weiterentwicklung der 
früheren Raumbezugssysteme 
zum Standard kommunaler sta-
tistischer Informationssysteme. 
In der europäischen Union re-
gelt seit Mai 2007 die INSPI-
RE-Richtlinie 2007/2/EG „die 
Schaffung einer Geodateninf-
rastruktur in der Europäischen 
Gemeinschaft“. Sie regelt ver-
pflichtend für die Nationalstaa-
ten die Inhalte und Rahmenbe-
dingungen für ein aufeinander 
abgestimmtes Geodatenportal. 
Dazu gehören Metadaten, die 
Interoperabilität von Geodaten-
sätzen und -Diensten mit Hilfe 
von Netzdiensten und weitere 
Maßnahmen für die gemeinsa-
me Datennutzung. Der Aufbau 
erfolgt schrittweise bis 2019.13

Die Anforderungen wurden 
in Deutschland in Geodaten-
zugangsgesetzen des Bundes 
und der Länder abgebildet. Das 
im November 2012 novellierte 
Geodatenzugangsgesetz des 
Bundes sieht vor, dass Geo-
daten und Geodatendienste 
grundsätzlich öffentlich sein 
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sollen und für die kommerziel-
le und nicht kommerzielle Nut-
zung geldleistungsfrei zur Ver-
fügung gestellt werden sollen. 
Es ist zu erwarten, dass sich 
Länder und Kommunen auf 
Dauer dem nicht entziehen kön-
nen. Bereits heute sind sie über 
die Länder und die kommunalen 
Spitzenverbände in die Initiative 
Geodateninfrastruktur Deutsch-
land (GDI-DE) eingebunden. 

Bei der rasanten 
Weiterentwicklung 
der Informations-
landschaft die In-
formationsbalance 
im föderalen Sys-
tem bewahren
Bürokratieabbau und eine per-
manente Verwaltungsmoderni-
sierung sind Zielsetzungen, die 
unter anderem mit dem Ausbau 
von E-Government auf allen fö-
deralen Ebenen verfolgt wer-
den. Dadurch verbreitern sich 
potenziell die Grundlagen für 
Registerstatistiken auch für den 
staatlichen Sektor. So ist zum 
Beispiel mit der Föderalismus-
reform I die Verantwortung für 
das Einwohnermeldewesen auf 
den Bund übergegangen. In der 
staatlichen Statistik des Bundes 
und der Länder werden Geore-
ferenzierung und die Nutzung 
von Verwaltungsdaten forciert. 
Das BStatG erlaubt inzwischen 
in der novellierten Fassung vom 
25.07.2013 die Speicherung 
von georeferenzierten Einzel-
daten für Hektarraster.14

Die Kommunalstatistik befin-
det sich im Spannungsfeld die-
ser Entwicklungen. Sie hat das 
starke Interesse, dass die Infor-
mationsbalance im föderalen 
System Deutschlands erhalten 
bleibt. In seinem Rechtsgutach-
ten für VDSt und KOSIS-Verbund 
zur Stellung der Städtestatistik 
bei der Weiterentwicklung der 
rechtlichen Grundlagen der 

amtlichen staatlichen Statistik 
in Deutschland… kommt Pro-
fessor Dr. Jan Ziekow 201315 
zu dem Ergebnis, dass zu den 
verbrieften Gemeindehoheiten 
de facto auch die Informations-
hoheit zu rechnen ist. Er liefert 
Argumente für einen verbesser-
ten Zugang der Kommunen mit 
abgeschotteter Statistikstelle 
zu den statistischen Einzelda-
ten der staatlichen Statistik, die 
Adresse als Erhebungsmerkmal 
für den ebenenspezifischen In-
formationsbedarf der Kommu-
nen und ein vorrangiges Nut-
zungsrecht untergemeindlicher 
Daten durch die Kommunen zur 
Wahrung ihrer Planungshoheit. 
Mit zunehmender Nutzung von 
georeferenzierten Verwaltungs-
daten für die Bundes- und Lan-
desstatistiken gewinnen diese 
kommunalen Anliegen an Be-
deutung. VDSt und KOSIS-Ver-
bund appellieren an die Statis-
tischen Ämter des Bundes und 
der Länder, aber auch an deren 
Dienstaufsichten in den Minis-
terien, im Zuge eines gemein-
defreundlichen Verhaltens Lö-
sungen für einen verträglichen 
Verhaltenskodex im föderalen 
System zu finden. 
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Freitagabend, Weltmeister-
schafts-Viertelfinale Deutsch-
land gegen Frankreich. Nicht 
nur die Franzosen drängten, 
auch die Augsburger Puppen-
kiste begann pünktlich und et-
wa 30 lange Minuten vor dem 
Spielende. Deutschland gewann 
1 : 0, und wir hatten einen kurz-
weiligen Abend mit virtuosem 
Kabarett aus der Puppenkiste 
mit vielen bissigen und ironi-
schen, manchmal auch kalau-
erischen Texten (Nonne: „Mein 
Kind ist ein Kardinalsfehler“) 
zum Tagesgeschehen von der 
Politik bis zur Kirche.
Dann galt es das mehr als 2.000 
Jahre alte Augsburg, früher die 
drittgrößte Stadt im Reich, zu 
entdecken.
Augsburg versorgte seine Ein-
wohner schon zu Beginn des 
15. Jahrhunderts mit dem wich-
tigsten „Lebensmittel“, frisches 
Wasser. Mit wasserbetriebenen 
Pumpen hob man Wasser in 
Turmreservoirs, den großen und 
den kleinen Wasserturm. Das 
Wasserwerk am südlichen Stadt-
rand lieferte nicht nur Trinkwas-
ser für die öffentlichen Brunnen, 
es versorgte auch schon ab 1502 
den Haushalt des Bischofs und 
weitere Hausanschlüsse.
Dreiklang der Schönheit: Die 
Straßen, die Brunnen und die 
Höfe (Heiner Seybold). Auf der 
Maximilianstraße hatten wir 
den richtigen Eindruck, wie 
Augsburg und nicht nur diese 
Straße zum prächtigen Parkett 
der Weltgeschichte werden 
konnte.

Ex-AG im Juli in Augsburg

Römerstadt – Bischofsstadt – 
Reichsstadt
Hubert Harfst, Hannover

Hier wohnten die Patrizierfami-
lien, die Bankiers und die Kauf-
leute, hier hatte sie ihre Han-
delsniederlassungen. Vom im-
posantesten der drei Stadtbrun-
nen, dem Herkulesbrunnen, hat 
man die repräsentativen Bauten 
der Stadt, die Fuggerhäuser, das 
Schaezlerpalais, das Roeck-Haus 
sowie das palastartige Hotel 
„Zu den drei Mohren“ direkt im 
Blick und eine Ahnung, wie der 
heutige Straßenraum vor 400 
Jahren als Weinmarkt, begrenzt 
vom abgerissenen städtischen 
Siegelhaus, gewirkt hat. Hier be-
gegnet uns auch zum ersten Mal 
der Stadtbaumeister Elias Holl, 
der in der ersten Hälfte des 17. 
Jahrhunderts Augsburg jahre-
lang in eine Baustelle verwan-
delt hat, und dessen Bauwerke 
danach weite Teile der histori-
schen Altstadt Augsburgs bis 
heute prägen.
Ein ganzer Häuserblock für ei-
ne Familie – die Fugger konn-
ten es sich leisten. Während 
die Nachbarhäuser zur Straße 
schmalbrüstig sind, ist die äuße-
re Fassade ihrer Niederlassung 
eine der längsten in der Straße 
und zeugte vom Reichtum der 
Fugger, da damals die Gebäu-
desteuer nach der Länge der 
Frontfassade berechnet wurde.
Die Schönheit der Innenhöfe 
lockt Touristen in Scharen an. 
Leider war der Damenhof mit 
seinen Arkaden von einer ge-
schlossenen Gesellschaft blo-
ckiert.
Und immer wieder begegneten 
wir Elias Holl – und jetzt auch 

Luther. Er wurde 1518 in einem 
Hof des Fuggerpalastes verhört, 
Holl hat das prächtige Zeug-
haus direkt hinter dem Fugger-
anwesen erbaut.
Augsburg kann aber auch mo-
dern: Die kriegszerstörte Mo-
ritzkirche, im Kern eines der 
ältesten Kirchbauten der Stadt, 
beherbergt nach ihrem Wieder-
aufbau viele historische Kunst-
werke in einem modern-schlich-
ten „Kirchenraum der Zukunft“, 
der durch Klarheit, Minimalis-
mus und Lichtführung besticht.
Durch das urbane Zentrum ging 
es zum Markt. Sein riesiges An-
gebot und sein südländisches 
Flair begleiteten unsere Mit-
tagspause.
Die Stadtrundfahrt mit der His-
torischen Straßenbahn fiel aus. 
Wir standen an der falschen 
Haltestelle.
Dafür blieb mehr Zeit für den 
Besuch des Maximilianmuse-
ums. Im mit Glas überdach-
ten Viermetzhof begegneten 
uns die Originalbronzen der 
Prachtbrunnen. Auf der Maxi-
milianstraße stehen seit einiger 
Zeit nur originalgetreue Nach-
bildungen.
Seit über 400 Jahren sprudeln 
die drei Monumentalbrunnen 
und demonstrieren Reichtum, 
Kunstsinn und Macht der alten 
Reichsstadt. Herkules im Kampf 
mit einer Hydra – legt euch 
nicht mit uns Augsburgern an, 
sonst ergeht es euch wie der 
Schlange! Augustus, Namens-
geber der Stadt mit den Sinn-
bildern der Wasserkraft, eine 
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Darstellung der Flussläufe Lech, 
Wertach, Brunnenbach und Sin-
gold. Merkur, der Kaufmanns-
gott mit dem kleinen Amor – 
umstritten, weil Merkur ja ein 
heidnischer Gott ist.
An allen drei Brunnenensam-
bles kann man immer wieder 
etwas Neues entdecken. Her-
kules hat die meisten Details, 
Merkur werden von Amor die 
Flügelschuhe gebunden, wobei 
Amors Flügel diskret Merkurs 
Schambereich verdeckt.
Im Museum dann Dokumente, 
Bilder, Karten, Waffen und Ge-
rätschaften aus der Bischofs-
stadt des frühen und hohen 
Mittelalter, der Freien Reichs-
stadt und der Handelsstadt. Die 
Sammlung der bautechnischen 
Modelle zur Wasserversorgung 
und zum Mühlenbau ist ein-
zigartig. Einzigartig auch die 
Kunstgegenstände. Augsburg 
war im alten Reich die führen-
de Produktionsstätte für Kunst. 
Die Stadt lebte vom Kunstex-
port. Die Kunstkammer mit ih-
rem „Highlight“, die Madonna 
mit Kind, zeigt die schönsten 
Artefakte der bedeutendsten 
Goldschmiedemetropole Mit-
teleuropas. 
Nach Münzkabinett und der 
Sammlung mathematischer, 
physikalischer und astronomi-
scher Instrumente gelangten 
wir zu einer weiteren Quelle des 
Reichtums der Stadt, der Textil-
industrie. Kattundruck, Spinnen 
und Weben – Augsburg war im 
19. Jahrhundert eine der führen-
den Textilmetropolen Europas.
Nicht ganz so prachtvoll wie in 
der Oberstadt lebten und arbei-
teten nur wenige Schritte un-
terhalb der Maximilianstraße 
im Lechviertel die Müller, Ger-
ber, Schmiede und viele weite-
re Handwerker. Sie nutzte das 
Wasser und die Wasserkraft der 
dortigen Lechkanäle.
Die Textil- und Maschinenbau-
fabriken trugen Augsburg den 
Beinamen „deutsches Man-

chester“ ein. In der ehemali-
gen Kammgarnspinnerei lädt 
das Staatliche Textil- und Indus-
triemuseum (tim) das Andenken 
zu einer spannenden Zeitreise 
durch gut 200 Jahre Textiltech-
nik, Design und Mode Made in 
Augsburg. Bis ins Detail konnte 
sich jeder von der angewand-
ten Technik faszinieren lassen, 
zum Beispiel von der Steuerung 
der Webmaschinen. Was heute 
Computer übernehmen, leiste-
ten damals kleine Holzrahmen 
mit Spitzen und später Loch-
streifen.
Augsburg, das sind nicht nur 
Baudenkmäler, Brunnen, Kir-
chen, Bankiers und Gewerbe, 
auch die Familie Mozart stammt 
väterlicherseits aus der Fugger-
stadt und hat dort einige Spu-
ren hinterlassen. Im Mozart-
haus, dem Geburtshaus seines 
Vaters über Wolfgang Amadé 
und seine Familie. Er besuchte 
die Stadt fünf Mal und erlebte 
hier als 21-Jähriger sein erstes 
erotisches Abenteuer mit seiner 
Cousine, wie eindeutig zwei-
deutige Briefe beweisen.
Ein weiterer berühmter Sohn 
der Stadt ist Bertolt Brecht, der 
im engen Obergeschoss des 
heutigen Brechthauses 1898 
zur Welt kam.
Das Schaezlerpalais erstreckt 
sich bei schmaler Straßenfront 
am ehemaligen Weinmarkt weit 
in die Kathariengasse hinein. 
Innen ein langer Gang, der ei-
ne Anzahl Räume erschließt, in 
denen fast hundert bedeutende 
Meisterwerke der Malerei des 
17. und 18. Jahrhunderts der 
Deutschen Barockgalerie aus 
den Sammlungsbeständen der 
Stadt Augsburg und verschie-
dener Leihgeber zu sehen sind. 
Kontrast bietet die Staatsgale-
rie „Alte Meister“ in der ange-
schlossenen Katharinenkirche, in 
der der Freistaat Bayern zumin-
dest ein Teil der Kunstwerke aus 
Augsburg und Oberschwaben 
der Region zurückgegeben hat.

Ex-AG vor dem ehemaligen 
Gymnasium St. Anna

Neptunbrunnen: 
Neptun und Amor

Am Ende des langen Ganges 
der Barockgalerie öffnet sich 
der prächtige Rokokofestsaal. 
Namhafte Künstler statteten 
ihn im Stile des ausklingenden 
Rokoko aus. Das Deckenfresko 
stellt die vier bekannten Erdtei-
le unter dem Motto „Der Han-
del verbindet die Welt“ dar.

RÖMERSTADT – BISCHOFSSTADT – REICHSSTADT
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Glückliches Augsburg! Nur we-
nige Schritte vom Rokokofest-
saal des Schaezlerpalais findet 
sich ein weiterer Glanzpunkt 
der Innengestaltung, der Gol-
dene Saal im Rathaus. Der Re-
naissancesaal misst 552 Qua-
dratmeter und ist 14 Meter 
hoch. Glanzstück ist, wie im 
Rokokosaal, die Decke. Auf der 
aus Nussbaum geschnitzten 
Kassettendecke befindet sich 
als Hauptgemälde das ovale 
Bild der Sapientia (Weisheit), 
flankiert von zwei Bildmedail-
lons, umrahmt von jeweils vier 
Frauengestalten, die auf der ei-
nen Seite Wissen, Fruchtbarkeit, 
Fleiß und Frömmigkeit darstel-
len, auf der anderen Heilkunst, 
Redlichkeit, Gerechtigkeit und 
Wohlstand symbolisieren.
Hier beeindruckende Mächtig-
keit – wenigen Schritte weiter 
im Rokokosaal des Schaezler-
palais filigrane Verspieltheit, 
man müsste vielfach hin- und 
hergehen, um all die Pracht der 
beiden Säle ganz zu erfassen. 
Die Augsburger haben nicht nur 
ihren Reichtum dargestellt, sie 
haben auch für ihre Armen ge-
sorgt. 1521 stiftete Jakob Fug-
ger der Reiche eine Wohnsied-
lung für bedürftige Bürger, die 
Fuggerei: Anfangs 52, heute 67 
Häuser mit 140 Wohnungen, in 
denen derzeit 150 Menschen 
wohnen. Wie vor 500 Jahren 
beträgt die Kaltmiete den No-
minalwert eines Rheinischen 
Guldens (= 0,88 Euro), nicht je 
Quadratmeter, nicht im Monat, 
sondern für ein ganzes (!) Jahr. 
Noch immer reicht das Stiftungs-
vermögen aus, die vorbildliche 
Sozialsiedlung zu finanzieren. 
Ob alle Bewohner die weitere 
Bedingung für ihr Wohnrecht 
erfüllen, täglich drei Gebete für 
den Stifter und seine Familie zu 
sprechen, kann nicht überprüft 
werden. Überprüft werden kann 
aber, ob alle Fuggereibewohner 
bis 22 Uhr daheim sind. Denn 
dann werden die Tore geschlos-

sen. Spätheimkehrer, die bis 24 
Uhr durch das Haupttor zurück-
kehren, zahlen dem Nachtwäch-
ter einen Obolus von 0,50 Euro, 
danach einen Euro.
Wie überall in der Stadt entdeckt 
man in der Fuggerei immer wie-
der interessante Details. Die Gie-
bel, die Kamine, die vielen Heili-
genfiguren, die gotischen Haus-
nummern, die Klingelzüge, man 
muss sich nur die Zeit nehmen, 
genau hinzuschauen.
Von der vierhundertjährigen 
römischen Stadtgeschichte ist 
heute im Stadtbild nicht mehr 
viel zu sehen. Das Römische 
Museum ist derzeit wegen Re-
novierung geschlossen, und ob 
die „Zirbelnuss“ im Augsburger 
Wappen, vielleicht ein Pinien-
zapfen, ein Erbe der Römer ist, 
ist umstritten.
Auf dem Domplatz zieht sich 
nur ein kurzer Rest Römermau-
er hin, bei der in Augsburg ge-
fundene Steindenkmäler ausge-
stellt sind.
Leider ist der Dom nicht mehr 
durch die alte Bronzetür (jetzt 
im Dommuseum) zu betreten. 
Sie zählt zu den bedeutendsten 
romanischen Bronzeportalen 
Europas und ist eines der bes-
ten Zeugnisse mittelalterlicher 
Gießkunst nördlich der Alpen.
Im Dom fällt sofort die Stilviel-
falt, bedingt durch die lange 
Baugeschichte, auf.
Dem eher dunklen romanischen 
Westchor, darunter eine Doppel-
krypta, liegt der hohe gotische 
Ostchor gegenüber. Die südliche 
Mittelschiffswand bewahrt den 
ältesten Glasfensterzyklus der 
Welt. Die fünf 2,20 Meter hohen 
Glasgemälde stammen aus dem 
ausgehenden 11. Jahrhundert 
und zählen zu den kostbarsten 
des gesamten Mittelalters.
Zwischen Hohem Dom im Nor-
den und Sankt-Ulrichs-Müns-
ter, auch „Reichsgotteshaus“ 
genannt, im Süden habe wir 16 
Ex-AGler inklusiv Begleitung die 
Stadt erforscht, immer sachver-

Hausnummer, Türklingel und 
Engelsfigur in der Fuggerei

Webstühle rattern im tim

RÖMERSTADT – BISCHOFSSTADT – REICHSSTADT
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Nicht nur römische Legionen, auch Händler waren hierRokokopracht im Schaezlerpalais

ständig geführt von Wolfgang 
Mahnkopf, der das Treffen bes-
tens vorbereitet und organisiert 
hat.

Auf Wiedersehen im September 
2014 am Wochenende vor der 
Statistischen Woche in Hanno-
ver.

Bilder: 
www.augsburg.de/Eckhart Mat-
thäus, von Hamm, Harfst

Statistik als Comic
Martin Schlegel, Hagen

Und schon war es weg. Ich war kurz in der Küche, um für einen 
Freund ein Bier zu holen. Zurück im Wohnzimmer hatte ich das 
Bier und er das Buch in der Hand. Er ist alles andere als ein Zah-
lenfreak und damals im Studium war Statistik für ihn nicht etwa 
üble Pflicht, sondern schiere Qual. Nun saß er da und blätterte 
durch „Statistik – Ein Sachcomic“. Beim Abschied bat er mich 
um das Buch, ich habe es ihm geliehen. 

Ich kann durchaus auf das Buch verzichten, denn die meisten 
dort erläuterten Begriffe und Methoden sind mir mittlerweile ge-
läufig. Und so kann ich sagen: Hätte man mir zu Beginn meines 
Studiums dieses Buch zur Auswahl vorgelegt, ich hätte Pfanzagl, 
Kreyszig und Co liegen lassen. Der Inhalt ist gleich – er reicht 
vom Mittelwert bis zu Pearsons Produkt-Moment-Korrelation –, 
in der Präsentation liegt der Unterschied. 

E. Magnello, B. van Loo: 
Statistik – Ein Sachcomic, 
176 Seiten, TibiaPress, 10,00 Euro
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Sie kommen in einem ge-
schichtsträchtigen Jahr in die 
Niedersächsische Landeshaupt-
stadt.
Dazu ein Rückblick in das aus-
gehende 17. Jahrhundert. Die 
durch unzählige Erbteilungen 
zersplitterten welfischen Fürs-
tentümer (ohne Braunschweig) 
waren gerade in Hannover zu 
einem Herzogtum vereint, und 
Herzog Ernst August hatte 
1692 die neunte Kur gewon-
nen. Doch dem Kurfürstentum 
Braunschweig-Lüneburg, so der 
offizielle Name (die Bezeichung 
Kurfürstentum Hannover kam 
erst später auf) standen epo-
chale Veränderungen ins Haus.
1714, vor genau 300 Jahren, 
bestiegt ein Hannoveraner den 
Thron des Englischen Empire. 
Ein Hannoveraner auf dem eng-
lischen Thron? Ja! Mit dem Act 
of Settlement von 1701 durf-
ten nur noch Protestanten eng-
lische Könige werden. So erbte 
der hannoversche Kurfürst Ge-
org Ludwig über seine Mutter 
Sophie von der Pfalz als Georg 
I den englischen Thron.

Messestadt im Grünen im Zentrum Europas

Willkommen in Hannover
Hubert Harfst, Hannover

In England begann die „Ära 
der Könige mit Migrationshin-
tergrund“, für die nächsten 
123 Jahre regierten vier weite-
re hannoversche Kurfürsten und 
ab 1814 Könige in Personaluni-
on über zwei Reiche: Hannover 
und Großbritannien. Bis auf den 
ersten Georg und seinen Sohn 
kamen sie – verständlich – nicht 
einmal zu Besuch in ihre Resi-
denz auf dem Festland.
Hannover war durch die Perso-
nalunion zwar Hauptstadt eines 
der mächtigsten Kurfürstentü-
mer im Heiligen Römischen 
Reich und nach 1814 eines der 
größten Königreiche in Deutsch-
land, blieb aber in Wirklichkeit 
nur eine von der Deutschen 
Kanzlei in London und den dor-
tigen hannoverschen Ministern 
regierte „Provinzstadt“; der in 
Hannover ansässige Geheime 
Rat hatte nur die Weisungen 
aus London ausführen. 
Während die anderen deutschen 
Residenzen von Berlin über Kas-
sel und Stuttgart bis München 
ausgeschmückt wurden, blieb 
Hannover eben Hannover.

1837 schien sich das zu ändern. 
Da im Königreich Hannover nur 
männliche Nachkommen den 
Thron erben konnten, endete 
die Personalunion. In England 
bestieg Königin Victoria den 
Thron, die Herrschaft in Han-
nover ging auf Victorias On-
kel, Ernst August, Herzog von 
Cumberland (Denkmal vor dem 
Hauptbahnhof), über.
Doch weder ihm noch seinem 
Sohn, Georg V, blieb Zeit, ihre 
Residenz auszubauen. Schon 
nach 29 Jahren vertrieben im 
Deutschen Krieg von 1866 die 
Preußen Georg V und annektier-
ten das Königreich Hannover. 
Die Stadt war jetzt nur noch ei-
ne von vielen preußischen Pro-
vinzstädten.
Soweit der kurze Rückblick in 
die hannoversche Geschichte, 
der Vieles über, in und aus Han-
nover erst verständlich macht.
Das beginnt schon beim Ta-
gungsort der Statistische Wo-
che. Sie ist Gast in einem Kö-
nigsschloss, dem Welfenschloss. 
Nur hat hier nie ein König re-
sidiert, denn das Schloss war Das Welfenschloss, 

Sitz der Universität
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1866, als Georg V ins Exil ge-
schickt wurde, noch nicht ganz 
fertiggestellt. Erst 1879 wurde 
es nach umfassenden Umbau-
arbeiten mit dem Einzug der Kö-
niglich Technischen Hochschule, 
der heutigen Gottfried Wilhelm 
Leibniz Universität, wieder einer 
Nutzung zugeführt.
Wenige Schritte (und zwei Stra-
ßenbahnstationen) weiter fin-
det sich ein weiteres Beispiel, 
der Große Garten zu Herrenhau-
sen. Seine eigentliche Entwick-
lung erfuhr der Garten durch 
Kurfürstin Sophie. Sie hatte ih-
re Jugend in Holland verbracht 
und ließ den Garten in Erinne-
rung an holländischen Barock-
anlagen anlegen. So entstand 
bis 1714 der Große Garten in 
seiner heutigen Form und Grö-
ße, ein nicht ganz regelmäßi-
ges Rechteck, das durch einen 
künstlichen Wassergraben und 
Baumreihen begrenzt wird.
Der Barockgarten ist nahezu 
unverändert als Zeugnis seiner 
Zeit erhalten geblieben, weil 
kein Regent an ihm herumge-
baut hat.
1936 erwarb die Stadt Hanno-
ver den Garten, setzte ihn wie-
der instand und beseitigte nach  
1945 die Kriegszerstörungen. 
Seit dem 300. Geburtstag des 
Gartens im Jahr 1966 erstrahlt 
er wieder in altem Glanz.
Der Große Garten wird auch 
weiterhin durch kontinuierliche 
Restaurierungsarbeiten aufge-
wertet und zählt heute zu den 
bedeutendsten barocken Gar-
tenanlagen Europas.
Imposant besonders die Große 
Fontäne. Sie erreichte schon im 
17. Jahrhundert eine Höhe von 
35 Metern. Die Leistung konnte 
in den Folgejahren bis auf etwa 
70 Meter gesteigert werden.
Im Großen Garten befindet sich 
eine der letzten Arbeiten der 
Künstlerin Niki de Saint Phalle. 
Zwischen 2001 und 2003 ge-
stalteten ihre Mitarbeiter die 
dreiräumige Grotte mit Glas- 

und Spiegelmosaiken und stell-
ten einigen Plastiken auf.
Seit 2009 hat die Volkswagen-
Stiftung das Schloss Herrenhau-
sen (ehemaliges Sommerschloss 
der Welfen) neu errichtet und 
dabei die klassizistische Fassa-
de rekonstruiert. Das Gebäude 
dient als wissenschaftliches Ta-
gungszentrum. In den Seiten-
flügeln errichtet die Stadt ein 
Museum, welches über die Ge-
schichte der Herrenhäuser Gär-
ten informiert.
Derzeit findet im Schlossmuse-
um eine von fünf Ausstellungen 
der Niedersächsischen Landes-
ausstellung „Als die Royals aus 
Hannover kamen – Hannovers 
Herrscher auf Englands Thron 
1714–1837“ statt. Das Wil-
helm-Busch-Museum, direkt 
gegenüber der Universität im 
Georgengarten, zeigt in dieser 
Ausstellungsreihe unter dem 
Motto „Königliches Theater“ 
britische, oft sehr bissige Kari-
katuren aus der Zeit der Perso-
nalunion.
Bleiben wir in Herrenhausen. 
Gegenüber dem Großen Gar-
ten erstreckt sich der Berggar-
ten, ein Botanischer Garten und 
ein unverwechselbares Stück 
Gartenkultur mit über 300-jäh-
riger Geschichte. Im ehemaligen 
Regenwaldhaus im Berggarten 
– der Regenwald ist erhalten 
geblieben – lädt das Großa-
quarium „Sea Life“ mit faszi-
nierenden Unterwasserwelten 
zum Besuch ein.
Zwischen dem Hauptgebäude 
der Universität und der Innen-
stadt liegt das 1953 errichte-
te Continental-Hochhaus. Es 
war als höchstes Hochhaus in 
Deutschland ehemals Sitz der 
Hauptverwaltung der Continen-
tal AG. Der denkmalgeschütz-
te Gebäudekomplex dient seit 
1995 als Zentrum des „Conti-
Campus“ der Gottfried Wilhelm 
Leibniz Universität mit den 
Schwerpunkten Literatur und 
Sprachen, Wirtschaft und Recht.

Blick in den Großen Garten

Einst hatte Hannover einen gro-
ßen Altstadtkern mit Fachwerk-
häusern und engen Gassen, die 
zum Teil noch aus dem Mittel-
alter stammten. Die Feuerstür-
me des Zweiten Weltkriegs lie-
ßen jedoch von der historischen 
Altstadt nicht mehr als vierzig 
Häuser übrig. Davon befanden 
sich allein zwölf im Bereich Kno-
chenhauer-, Kramer- und Burg-
straße. Ende der fünfziger Jahre 
entschied man sich, die restli-
chen über das Stadtgebiet ver-
teilten Fachwerkhäuser abzutra-
gen und dorthin zu versetzen. 
So entstand ein Altstadtviertel 
rund um Marktkirche und Altes 
Rathaus, das als historische In-
sel einen guten Eindruck davon 
vermittelt, wie Hannovers Alt-
stadt einmal ausgesehen hat.
Die Altstadt wird überragt von 
der Marktkirche. Neben dem Al-
ten Rathaus gilt das im 14. Jahr-
hundert errichtete Gotteshaus 
als südlichstes Renommierstück 
norddeutscher Backstein-Gotik.
Mitten in der Altstadt glänzt 
wieder das Leibnizhaus. Es war 
ursprünglich ein 1499 erbau-
tes Bürgerhaus mit reichge-
schmückter Renaissance-Fassa-
de. Der Universalgelehrte und 
Philosoph Gottfried Wilhelm 
Leibniz bewohnte das Haus 
von 1698 bis zu seinem Tod im 
Jahr 1716. Kriegszerstört wur-
de es zwischen 1981 und 1983 
an anderer Stelle mit original-

WILLKOMMEN IN HANNOVER
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getreuer Fassade wiedererrich-
tet. Seit dem Neuaufbau wird 
das Leibnizhaus als Gäste- und 
Veranstaltungshaus der hanno-
verschen Hochschulen genutzt, 
und von der Gottfried Wilhelm 
Leibniz Universität verwaltet. In 
den Wohnungen leben Gastwis-
senschaftler aus allen Teilen der 
Welt. In den übrigen Räumen 
finden Tagungen und (festliche) 
Veranstaltungen der hannover-
schen Hochschulen statt.
Angrenzend das Historische 
Museum, sonst der Stadtge-
schichte gewidmet, mit einem 
weiteren Part der Royals-Aus-
stellung („Eine Kutsche und 
zwei Königreiche“).
Vor der Altstadt am malerischen 
Leineufer findet jeden Samstag 
Deutschlands ältester Floh-
markt statt. Er ist der Top-Spot 
für alle, die hochwertige Samm-
lergegenstände suchen.
Mitten im Flohmarktgetümmel 
drei bunte, voluminöse „Na-
nas“ aus Polyester, Plastiken der 
französischen Künstlerin Niki de 
Saint Phalle (1930–2002), die 
mit der Bildersprache der Pop 
Art sinnliche, farbenfroh ge-
staltete, voluminöse weibliche 
Körper mit überdimensionierten 
Geschlechtsmerkmalen darstel-
len.
Zwischen Altstadt und Bahn-
hof verführen gleich zwei der 
beliebtesten Einkaufsstraßen 
Deutschlands, die Georgstraße 
und die Bahnhofstraße, zum 
ausgiebigen Shoppen ein.

Am Rande der Altstadt zwi-
schen Altem und Neuem Rat-
haus lädt die Markthalle, zum 
Einkaufen, Verweilen oder ein-
fach nur zum Anschauen ein. 
In der Markthalle, auch „Der 
Bauch von Hannover“ ge-
nannt, kann man alles kaufen, 
was man auf einem Wochen-
markt kaufen kann. Dazu gibt 
es zahlreiche Imbiss-Stände und 
auch Getränke. Die Markthalle 
ist mittlerweile zu einem Kult-
Treffpunkt geworden, wo man 
zusammen vor oder nach dem 
Stadtbummel einen Kaffee oder 
einen Prosecco zu sich nimmt.
Die ehemalige Leinemasch süd-
lich der Innenstadt wird vom 
Neuen Rathaus geprägt. Der 
schlossähnliche Prachtbau in 
eklektizistischem Stil wurde von 
1901 bis 1913 errichtet.
Die zentrale Halle überwölbt 
eine 30 Meter hohe Kuppel – 
einzigartig für Rathausbauten.  
Man kann sich der kolossalen 
Wirkung dieses gewaltigen 
Raumes nicht entziehen. („Al-
les bar bezahlt“, soll Stadtdirek-
tor Tramm Kaiser Wilhelm II bei 
der Einweihung 1913 stichelnd 
zugeflüstert haben, denn eine 
Anfrage nach finanzieller Unter-
stützung aus dem 1866 requi-
rierten hannoverschen Staats-
schatz, dem sogenannten Wel-
fenfonds, für den Bau war ab-
schlägig beschieden worden!) 
Oberhalb dieser Kuppel liegt ei-
ne weitere Kuppel von 30 Me-
ter Höhe. 
Einzigartig in Europa ist der 
Kuppelaufzug, der einen bo-
genförmigen (parabelförmig 
der Kuppel folgend) Fahrver-
lauf aufweist.
Von den prächtig ausgestatte-
ten Festsälen ist nur noch der 
Mosaiksaal und das Damenzim-
mer erhalten, als Sitzungssaal 
ist der Hodlersaal, benannt nach 
dem Schweizer Maler Ferdinand 
Hodler, dessen Leinwandgemäl-
de „Einmütigkeit“ die Westsei-
te des Sitzungssaals einnimmt, 

in den 70er Jahren fast origi-
nalgetreu wieder hergerichtet 
worden.
Durch den als Landschaftsgar-
ten gestaltete Maschpark er-
reicht man den Maschsee, einen 
in den 30er Jahren künstlich an-
gelegten 2,4 Kilometer langen 
und 180 bis 530 Metern brei-
ten See. Mitten in der Großstadt 
sorgt er mit seinen Segelboo-
ten und von Palmen gesäumten 
Uferpromenaden für mediterra-
nes Flair. In den ersten zweiein-
halb Augustwochen feiern bis 
zu zwei Millionen Besucher auf 
dem Maschseefest rund um den 
See eine große Party, die inzwi-
schen in Norddeutschland ein 
„Muss“ ist.
Von Osten schiebt sich die Ei-
lenriede, mit 640 Hektar Euro-
pas größter Stadtwald, fast bis 
zum Bahnhof in die Stadt. Die-
sem Wald galt schon im Mit-
telalter, vom Landesherrn der 
Stadt überlassen, die besondere 
Hege der Hannoveraner. Durch 
das Waldgebiet führen 80 Kilo-
meter Wanderwege, 38 Kilome-
ter Radwege und 11 Kilometer 
Reitwege, die zum Spazieren-
gehen, Radfahren und Inline-
skaten einladen.
Am Rande der Eilenriede er-
streckt sich Deutschlands spek-
takulärster Zoo mit über 2.000 
Tieren in sieben einzigartigen 
Zoowelten, die an den natürli-
chen Lebensraum oder Kultur-
kreis der Tiere angelehnt sind, 
ihnen Rückzugsmöglichkeiten 
bieten und gleichzeitig den Be-
suchern Begegnungen ohne 
Gitter ermöglichen. Weiter: Tier-
Shows, Bootsfahrt, Unterwas-
serwelt, Streichelzoo, Kinder-
land „Mullewapp“, Winterzoo 
und viele spannende Events.
Von Ingenieurwissenschaften 
bis Life-Sciences: Die hanno-
verschen Hochschulen bieten 
zahlreiche unterschiedliche 
Studiengänge an. An der Leib-
niz Universität, der Medizini-
schen Hochschule Hannover, 

Die Nanas „Sophie“, „Caroline“ 
und „Charlotte“
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der Tierärztlichen Hochschule, 
der Hochschule für Musik, The-
ater und Medien sowie an der 
Hochschule Hannover (FH) mit 
der Fakultät Diakonie, Gesund-
heit und Soziales (ehemalige 
Evangelische FH) lernen der-
zeit knapp 40.000 Studierende. 
Zahlreiche außeruniversitäre In-
stitute und mit den Hochschu-
len verbundene Einrichtungen 
betreiben Forschung und Ent-
wicklung auf hohem Niveau. 
Genannt seien beispielhaft das 
„INI Hannover – International 
Neuroscience Institute“ und die 
Bundesanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe (BGR).
Hannover hat immer Saison: 
Während des gesamten Jahres 
laden Sportevents, Open-Air-
Konzerte und Volksfeste zum 
Mitfiebern und Mitfeiern ein. 
Highlights wie das Schützen- 
und Maschseefest oder der In-
ternationale Feuerwerkswettbe-
werb in Herrenhausen sind Pu-
blikumsmagneten für Besucher 
aus aller Welt.
Zahlreiche verschiedene Thea-
ter, die Staatsoper sowie etliche 
Museen und Galerien locken mit 
hochkarätigen Ausstellungen 
und Veranstaltungen jährlich 
hunderttausende Kunst- und 
Kulturliebhaber in die Stadt. 
Dazu wird Gastfreundschaft in 
Hannover großgeschrieben: Als 
Messe- und Eventstadt steht die 
niedersächsische Landeshaupt-
stadt alljährlich im internationa-
len Flutlicht. Bereits seit 1947 
werden Jahr für Jahr Millionen 
von Messegästen begrüßt. Un-
ter anderem findet am Stand-
ort Hannover mit der CeBIT die 
wichtigste Veranstaltung der di-
gitalen Wirtschaft statt.
Für die, die noch etwas Zeit er-
übrigen können, einige Tipps für 
Ausflüge in das nähere Umland. 
In Pattensen,  20 km südlich von 
Hannover, ragt das märchen-

hafte Schloss Marienburg von 
weitem sichtbar aus den sanf-
ten Hügeln des Leinetals her-
vor. Bei einer Schlossführung 
können die reich ausgestatten 
Innenräume besichtigt werden. 
Die ehemalige Sommerresidenz 
der Welfen befindet sich noch 
heute in Familienbesitz.
Etwas weiter südlich rüstet sich 
Hildesheim zur 1.200-Jahr-Feier 
des Bistums. Im Dom sind nach 
umfangreichen Umbau- und Sa-
nierungsarbeiten der berühmte 
Tausendjährige Rosenstock und 
die herausragenden Kunstschät-
ze, die weltweit zu den bedeu-
tendsten mittelalterlichen Wer-
ken gehören, gerade wieder zu-
gänglich. 
Im Norden lockt die ehemalige 
Residenzstadt Celle mit seinem 
Schloss und seinen Fachwerk-
ensembles. Im Stadtmuseum 
kann im Rahmen der Royals-
Landesausstellung der Aufstieg 
der Welfen zu Kurfürsten und 
Königen verfolgt werden.
Und wer noch mehr wissen will, 
kann sich unter „www.hanno-
ver.de“ informieren.

Statistiker, die in den Datenban-
ken der amtlichen Statistik nach 
Hannover suchen, müssen auf-
passen. Die Kernstadt Hanno-
ver ist seit 2001 mit dem ehe-
maligen Umlandkreis Hannover 
zur Region Hannover zusam-
mengefasst worden. Bei die-
sem bundesweit lange einma-
ligen Zusammenschluss eines 
Wirtschaftsraumes verlor die 
Landeshauptstadt ihre Kreis-
freiheit. Folge: In den meisten 
Statistiken ist nur noch die Re-
gion insgesamt nachgewiesen, 
was bei Stadtforschern und In-
stituten oft Verwirrung stiftete 
(„Warum hat Hannover plötz-
lich über eine Million Einwoh-
ner?“; „Woher kommt die viele 
Landwirtschaft?“). Inzwischen 
haben Kommunale und Landes-
statistik erreicht, dass neben 
den Regions(Kreis)ergebnissen 
auch wieder die der Stadt nach-
gewiesen werden.

Bilder: 
Wikimedia Commons/Andree; 
HMTG; Stephan, Wikimedia 
Commons/Hombre; R. Keil

Monumental: Das Neue Rathaus
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